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I

(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EG) Nr. 1440/96 DER KOMMISSION
vom 24. Juli 1996

zur Änderung der Ausfuhrerstattungen für Weißzucker und Rohzucker in
unverändertem Zustand

derzeit geltenden Ausfuhrerstattungen entsprechend dem
Anhang zu dieser Verordnung zu ändern sind —

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1785/81 des Rates
vom 30. Juni 1981 über die gemeinsame Marktorganisa­
tion für Zucker ('), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EG) Nr. 1126/96 der Kommission )'2), insbesondere auf
Artikel 19 Absatz 4 zweiter Unterabsatz,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Die Erstattungen, die bei der Ausfuhr von Weiß- und
Rohzucker anzuwenden sind, wurden durch die Verord­
nung (EG) Nr. 1378/96 der Kommission (3) festgesetzt.
Die Anwendung der in der Verordnung (EG) Nr. 1378/96
enthaltenen Modalitäten auf die Angaben , über die die
Kommission gegenwärtig verfügt, führt dazu, daß die

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Erstattungen bei der Ausfuhr in unverändertem
Zustand der in Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe a) der
Verordnung (EWG) Nr. 1785/81 genannten und nicht
denaturierten Erzeugnisse, die im Anhang der Verord­
nung (EG) Nr. 1378/96 festgesetzt wurden, werden wie im
Anhang angegeben geändert.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 25. Juli 1996 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 24. Juli 1996

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(') ABI. Nr. L 177 vom 1 . 7. 1981 , S. 4 .
(2) ABl . Nr. L 150 vom 25. 6. 1996, S. 3 .
3 ABl. Nr. L 179 vom 18. 7. 1996, S. 1 .
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ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 24. Juli 1996 zur Änderung der Ausfuhrerstattungen
für Weißzucker und Rohzucker in unverändertem Zustand

Erzeugniscode Betrag der Erstattung (3)

— in ECU/ 1 00 kg —

1701 11 90 100 34,49 (»)
1701 U 90 910 36,15 (')
1701 11 90 950 0
1701 1290 100 34,49 (>)
1701 1290 910 36,15 (')
1701 12 90 950 (2)

— in ECU/ 1 % Saccharose x 100 kg —

1701 91 00 000 0,3749

— in ECU/100 kg —

1701 99 10 100 37,49
1701 99 10 910 39,30
1701 99 10 950 39,30

— in ECU/ 1 % Saccharose x 100 kg —

1701 99 90 100 0,3749

(') Dieser Betrag gilt für Rohzucker mit einem Rendementwert von 92 v. H. Wenn
der Rendementwert des ausgeführten Rohzuckers von 92 v. H. abweicht, wird
der anwendbare Erstattungsbetrag gemäß den Bestimmungen von Artikel 17a
Absatz 4 der Verordnung (EWG) Nr. 1785/81 errechnet .

(2) Diese Festsetzung wurde ausgesetzt durch die Verordnung (EWG) Nr. 2689/85
der Kommission (ABl . Nr. L 255 vom 26 . 9. 1985, S. 12), geändert durch die
Verordnung (EWG) Nr. 3251 /85 (ABl . Nr. L 309 vom 21 . 11 . 1985, S. 14).

(3) Die für die Ausfuhr nach der Föderativen Republik Jugoslawien (Serbien und
Montenegro) vorgesehenen Erstattungen dürfen nur unter Einhaltung der mit
der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 990/93 und der Verordnung (EG) Nr.
462/96 festgelegten Bedingungen gewährt werden.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1441/96 DER KOMMISSION
vom 24. Juli 1996

zur Festsetzung der repräsentativen Preise und der zusätzlichen Einfuhrzölle für
Melasse im Zuckersektor

Nicht berücksichtigt werden die Informationen, wenn die
Ware nicht gesund und von handelsüblicher Qualität ist
oder wenn der Angebotspreis nur eine geringe, für den
Markt nicht repräsentative Menge betrifft. Außerdem sind
Angebotspreise auszuschließen, die als für die tatsächliche
Markttendenz nicht repräsentativ gelten .

Um vergleichbare Angaben für Melasse der Standardqua­
lität zu erhalten, müssen die Preise je nach Qualität der
angebotenen Melasse nach Maßgabe der in Anwendung
von Artikel 6 der Verordnung (EWG) Nr. 785/68
erzielten Ergebnisse erhöht oder verringert werden .

Ein repräsentativer Preis kann ausnahmsweise während
eines begrenzten Zeitraums auf unveränderter Höhe
beibehalten werden, wenn der Angebotspreis, der als
Grundlage für die vorangegangene Festsetzung des reprä­
sentativen Preises gedient hat, der Kommission nicht zur
Kenntnis gelangt ist und die vorliegenden , offenbar für
die effektive Markttendenz nicht repräsentativen Ange­
botspreise zu plötzlichen und erheblichen Änderungen
des repräsentativen Preises führen würden .

Besteht zwischen dem Auslösungspreis für das fragliche
Erzeugnis und dem repräsentativen Preis ein Unterschied,
so sind nach Maßgabe von Artikel 3 der Verordnung (EG)
Nr. 1422/95 zusätzliche Einfuhrzölle festzusetzen . Bei
Aussetzung der Einfuhrzölle gemäß Artikel 5 der Verord­
nung (EG) Nr. 1422/95 sind für diese Zölle besondere
Beträge festzusetzen .

Aus der Anwendung dieser Bestimmungen ergibt sich ,
daß die repräsentativen Preise und die zusätzlichen Zölle
bei der Einfuhr der betreffenden Erzeugnisse nach
Maßgabe des Anhangs dieser Verordnung festzusetzen
sind.

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus­
schusses für Zucker —

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1785/81 des
Rates vom 30 . Juni 1981 über die gemeinsame Markt­
organisation für Zucker ('), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 1126/96 der Kommission (2),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1422/95 der
Kommission vom 23. Juni 1995 mit Durchführungsbe­
stimmungen für die Einfuhr von Melasse im Zuckersektor
und zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 785/68 (3),
insbesondere auf Artikel 1 Absatz 2 und Artikel 3 Absatz
1 ,

in Erwägung nachstehender Gründe:

Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1422/95 wird der cif­
Preis bei der Einfuhr von Melasse, im folgenden »reprä­
sentativer Preis" genannt, nach Maßgabe der Verordnung
(EWG) Nr. 785/68 der Kommission (4) bestimmt. Dieser
Preis gilt für die Standardqualität gemäß Artikel 1 der
genannten Verordnung.

Der repräsentative Preis für Melasse wird für einen Grenz­
übergangsort der Gemeinschaft , in diesem Fall
Amsterdam, festgesetzt . Der Preis muß auf der Grundlage
der günstigsten Einkaufsmöglichkeiten auf dem Welt­
markt unter Berücksichtigung der nach Maßgabe der
etwaigen Qualitätsunterschiede gegenüber der Standard­
qualität berichtigten Notierungen oder Preises dieses
Marktes berechnet werden . Die Standardqualität für
Melasse ist in der Verordnung (EWG) Nr. 785/68 festge­
legt.

Zur Feststellung der günstigsten Einkaufsmöglichkeiten
auf dem Weltmarkt müssen alle Informationen betreffend
die Angebote auf dem Weltmarkt, die auf den wichtigen
Märkten in Drittländern festgestellten Preise und die
Verkaufsabschlüsse im Rahmen des internationalen
Handels berücksichtigt werden, die die Kommission von
den Mitgliedstaaten erhält bzw. die ihr aus eigenen
Quellen vorliegen . Bei dieser Feststellung gemäß Artikel
7 der Verordnung (EWG) Nr. 785/68 ist es möglich, den
Durchschnitt mehrerer Preise zugrunde zu legen, soweit
dieser Durchschnitt für die tatsächliche Markttendenz als
repräsentativ gelten kann.

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die repräsentativen Preise und die zusätzlichen Zölle bei
der Einfuhr der Erzeugnisse des Artikels 1 der Verord­
nung (EG) Nr. 1422/95 werden entsprechend dem
Anhang festgesetzt.

Artikel 2(') ABl . Nr. L 177 vom 1 . 7 . 1981 , S. 4.
(2) ABl . Nr. L 150 vom 25. 6. 1996, S. 3.

ABl . iNr. L vom zt. ö. lyyo , :», iz.
4 ABl . Nr. L 145 vom 27. 6. 1968 , S. 12. Diese Verordnung tritt am 25. Juli 1996 in Kraft .
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel , den 24. Juli 1996
Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

ANHANG

zur Festsetzung der repräsentativen Preise und der zusätzlichen Zölle bei der Einfuhr von Melasse
im Zuckersektor

KN-Code
Repräsentativer Preis

je 100 kg Eigengewicht
des Erzeugnisses

Zusätzlicher Zoll

je 100 kg Eigengewicht
des Erzeugnisses

Bei der Einfuhr je 100 kg
Eigengewicht des Erzeugnisses
wegen der Aussetzung gemäß
Artikel 5 der Verordnung

(EG) Nr. 1422/95
anzuwendender Betragt)

1703 10 00 (') 8,04 — 0,17

1703 90 00 (') 11,36 — 0,00

(') Festsetzung für die Standardqualität gemäß Artikel 1 der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 785/68 .
(2) Dieser Betrag ersetzt gemäß Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr. 1422/95 den für diese Erzeugnisse festgesetzten Zollsatz

des Gemeinsamen Zolltarifs .
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1442/96 DER KOMMISSION
vom 24. Juli 1996

zur Festsetzung des Höchstbetrags der Ausfuhrerstattung für Weißzucker für die
im Rahmen der Dauerausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1813/95

durchgeführte 49. Teilausschreibung

Föderativen Republik Jugoslawien (Serbien und Monte­
negro). Dieses Verbot gilt jedoch nicht in Situationen wie
denen, die in den Artikeln 2, 4, 5 und 7 der genannten
Verordnung und der Verordnung (EG) Nr. 462/96 des
Rates f7) limitativ angeführt sind . Bei der Festsetzung der
Erstattungen ist dieser Bestimmung Rechnung zu tragen .

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus­
schusses für Zucker —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1785/81 des Rates
vom 30. Juni 1981 über die gemeinsame Marktorganisa­
tion für Zucker ('), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EG) Nr. 1126/96 der Kommission (2), insbesondere auf
Artikel 17 Absatz 5 zweiter Unterabsatz Buchstabe b),

in Erwägung nachstehender Gründe :

Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1813/95 der Kommis­
sion vom 26. Juli 1995 betreffend eine Dauerausschrei­
bung für die Festsetzung von Abschöpfungen und/oder
Erstattungen bei der Ausfuhr von Weißzucker (3), zuletzt
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 706/96 (4),
werden Teilausschreibungen für die Ausfuhr dieses
Zuckers durchgeführt.

Gemäß Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EG)
Nr. 1813/95 ist gegebenenfalls ein Höchstbetrag der
Ausfuhrerstattung für die betreffende Teilausschreibung
insbesondere unter Berücksichtigung der Lage und der
voraussichtlichen Entwicklung des Zuckermarktes in der
Gemeinschaft sowie des Weltmarktes festzusetzen .

Nach Prüfung der Angebote sind für die 49 . Teilaus­
schreibung die in Artikel 1 genannten Bestimmungen
festzulegen .

Die Verordnung (EWG) Nr. 990/93 des Rates (% geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 1380/95 (6), untersagt den
Handel zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der

Artikel 1

( 1 ) Für die gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1813/95
durchgeführte 49 . Teilausschreibung für Weißzucker wird
eine Ausfuhrerstattung von höchstens 42,357 ECU je 100
kg festgesetzt.

(2) Die für die Ausfuhr nach der Föderativen Republik
Jugoslawien (Serbien und Montenegro) vorgesehenen
Erstattungen dürfen nur unter Einhaltung der mit der
geänderten Verordnung (EWG) Nr. 990/93 und der
Verordnung (EG) Nr. 462/96 festgelegten Bedingungen
gewährt werden .

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 25. Juli 1996 in Kraft .

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat .

Brüssel, den 24. Juli 1996

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(') ABl . Nr. L 177 vom 1 . 7 . 1981 , S. 4.
O ABl . Nr. L 150 vom 25. 6. 1996, S. 3 .
P) ABl . Nr. L 175 vom 27. 7. 1995, S. 12 .
(4) ABl . Nr. L 98 vom 19. 4 . 1996, S. 11 .
( s) ABl . Nr. L 102 vom 28 . 4. 1993, S. 14.
(6) ABl . Nr. L 138 vom 21 . 6 . 1995, S. 1 . o ABl . Nr. L 65 vom 15. 3 . 1996, S. 1 .
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1443/96 DER KOMMISSION
vom 23. Juli 1996

zur Festsetzung von Durchschnittswerten je Einheit für die Ermittlung des
Zollwerts bestimmter verderblicher Waren

Durchschnittswerte je Einheit für die Waren nach der
Klasseneinteilung gemäß Anhang Nr. 26 dieser Verord­
nung festsetzt .

Die Anwendung der in den obengenannten Artikeln fest­
gelegten Regeln und Kriterien auf die der Kommission
nach Artikel 173 Absatz 2 der genannten Verordnung
mitgeteilten Angaben führt zu den im Anhang zur vorlie­
genden Verordnung festgesetzten Durchschnittswerten je
Einheit —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die in Artikel 173 Absatz 1 der Verordnung (EWG)
Nr. 2454/93 vorgesehenen Durchschnittswerte je Einheit
werden wie im Anhang angegeben festgesetzt.

Artikel 2

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des
Rates vom 12 . Oktober 1992 zur Festlegung des Zoll­
kodex der Gemeinschaften ('), geändert durch die Verord­
nung (EWG) Nr. 2454/93 (2),

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 der
Kommission vom 2. Juli 1993 mit Durchführungsvor­
schriften zu der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 zur
Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaften, zuletzt
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 482/96 (3),
insbesondere auf Artikel 173 Absatz 1 ,

in Erwägung nachstehender Gründe:

Die Artikel 173 bis 177 der Verordnung (EWG)
Nr. 2454/93 sehen vor, daß die Kommission periodische Diese Verordnung tritt am 26 . Juli 1996 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 23 . Juli 1996
Für die Kommission

Mario MONTI

Mitglied der Kommission

(') ABl . Nr. L 302 vom 19. 10 . 1992, S. 1 .
(2) ABl . Nr. L 253 vom 11 . 10 . 1993, S. 1 .
3 ABl . Nr. L 70 vom 20. 3 . 1996, S. 4.
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ANHANG

Rubrik

Warenbezeichnung Durchschnittswerte je Einheit (Betrag) / 100 kg netto

Ware, Art, KN-Code
a)
b)
c)

ECU
Fmk
Skr

öS
ffrs

bfrs/lfrs

DM
Ir£

£ Stg

Dkr
Lit

Dr
hfl

Pta
Esc

1.10 Frühkartoffeln/Erdäpfel (*)
0701 90 51
0701 90 59

a)
b)
c)

61,03
353,88
516,58

819,41
394,49

2 398,81

116,44
48,65
50,46

449,02
118 366,46

18 412,63
130,57

9 826,14
1 1 975,49

1.30 Speisezwiebeln (andere als Steckzwiebeln)
0703 10 19

a)
b)
c)

16,17
93,78
136,90

217,15
104,54
635,69

30,86
12,89
13,37

118,99
31 367,60

4 879,42
34,60

2 603,97
3 173,55

1.40 Knoblauch
0703 20 00

a)
b)
c)

155,55
901,95

1 316,64

2 088,46
1 005,45
6 1 13,95

296,77
1 23,99
128,60

1 144,44
301 685,73

46 929,06
332,78

25 044,30
30 522,45

1.50 Porree
ex 0703 90 00

a)
b)
c)

36,24
210,14
306,75

486,57
234,25

1 424,43

69,14
28,89
29,96

266,63
70 286,76

10 933,54
77,53

5 834,82
7 111,12

1.60 Blumenkohl/Karfiol Q
0704 10 10
0704 10 05
0704 10 80

a)
b)
c)

75,84
439,76
641,94

1 018,25
490,22

2 980,92

144,70
60,45
62,70

557,99
147 090,16

22 880,78
162,25

12 210,62
14 881,55

1.70 Rosenkohl/Kohlsprossen (*)
0704 20 00

a)
b)
c)

53,71
311,44
454,63

721,13
347,17

2 111,09

102,47
42,81
44,40

395,17
104 169,47

16 204,20
114,91

8 647,58
10 539,14

1.80 Weißkohl und Rotkohl
0704 90 10

a)
b)
c)

40,58
235,30
343,49

544,84
262,30

1 595,01

77,42
32,35
33,55

298,56
78 704,10

1 2 242,90
86,82

6 533,58
7 962,73

1.90 Brokkoli oder Spargelkohl (Brassica oleracea
L. convar. botrytis (L.) Alef var. italica
Plenck)
ex 0704 90 90

a)
b)
c)

105,95
614,35
896,81

1 422,52
684,85

4 164,41

202,14
84,45
87,59

779,52
205 487,91

31 964,90
226,67

1 7 058,48
20 789,83

1.100 Chinakohl
ex 0704 90 90

a)
b)
c)

78,85
457,21
667,42

1 058,66
509,68

3 099,23

150,44
62,85
65,19

580,13
152 928,00

23 788,89
168,69

12 695,24
15 472,18

1.110 Kopfsalat
0705 11 10
0705 11 05
0705 11 80

a)
b)
c)

56,79
329,30
480,70

762,48
367,08

2 232,15

108,35
45,27
46,95

417,83
110 143,07

17 133,43
121,50

9 143,47
11 143,50

1.120 Endivien
ex 0705 29 00

a)
b)
c)

21,82
126,52
184,69

292,96
141,04
857,64

41,63
17,39
18,04

160,54
42 319,45

6 583,05
46,68

3 513,13
4 281,59

1.130 Karotten und Speisemöhren
ex 0706 10 00

a)
b)
c)

30,34
175,93
256,81

407,35
196,11

1 192,53

57,89
24,18
25,08

223,22
58 843,82

9 153,52
64,91

4 884,89
5 953,41

1.140 Radieschen
ex 0706 90 90

a)
b)
c)

49,31
285,92
417,38

662,05
318,73

1 938,15

94,08
39,31
40,77

362,79
95 635,76

14 876,73
105,49

7 939,16
9 675,76

1.160 Erbsen (Pisum sativum)
0708 10 90
0708 10 20
0708 10 95

a)
b)
c)

359,66
2 085,48
3 044,32

4 828,90
2 324,79
14 136,56

686,19
286,69
297,35

2 646,16
697 552,60

108 508,58
769,46

57 906,99
70 573,49
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Warenbezeichnung Durchschnittswerte je Einheit (Betrag) / 100 kg netto
Rubrik

Ware, Art, KN-Code
a)
b)
c)

ECU
Fmk
Skr

öS
ffrs

bfrs/lfrs

DM
Ir£

£ Stg

Dkr
Lit

Dr
hfl

Pta
Esc

1.170 Bohnen:

1 . 170.1 Bohnen (Vigna-Arten , Phaseolus-Arten)
ex 0708 20 90
ex 0708 20 20
ex 0708 20 95

a)
b)
c)

225,91
1 309,95
1 912,23

3 033,17
1 460,27
8 879,59

431,02
180,08
186,77

1 662,13
438 153,36

68 1 57,44
483,32

36 373,09
44 329,29

1.170.2 Bohnen (Phaseolus Ssp, vulgaris var. Com­
pressas Savi)
ex 0708 20 90
ex 0708 20 20
ex 0708 20 95

a)
b)
c)

67,29
390,17
569,56

903,44
434,94

2 644,81

128,38
53,64
55,63

495,07
130 504,89

20 300,84
143,96

10 833,80
13 203,57

1.180 Dicke Bohnen
ex 0708 90 00

a)
b)
c)

92,83
538,27
785,75

1 246,36
600,04

3 648,72

177,11
74,00
76,75

682,99
180 041,93

28 006,63
198,60

14 946,09
18 215,38

1.190 Artischocken
0709 10 30

a)
b)
c)

115,68
670,77
979,17

1 553,15
747,74

4 546,85

220,71
92,21
95,64

851,11
224 359,05

34 900,42
247,49

18 625,06
22 699,08

1.200

1.200.1

Spargel :
— grüner

ex 0709 20 00
a)
b)
c)

617,00
3 577,69
5 222,59

8 284,07
3 988,22
24 251,57

1 177,18
491,82
510,11

4 539,55
1 196 665,75

186 148,69
1 320,02

99 340,63
121 070,26

1.200.2 — anderer
ex 0709 20 00

a)
b)
c)

454,50
2 635,41
3 847,09

6 102,25
2 937,82
17 864,30

867,14
362,29
375,76

3 343,94
881 493,66

137 121,74
972,36

73 176,77
89 183,35

1.210 Auberginen/Melanzani (*)
0709 30 00

a)
b)
c)

133,43
773,71

1 129,44

1 791,52
862,49

5 244,65

254,58
106,36
110,32

981,72
258 791,41

40 256,59
285,47

21 483,44
26 182,70

1.220 Bleichsellerie, auch Stangensellerie genannt
(Apium graveolens L., var. Dulce (Mill .) Pers.)

ex 0709 40 00
a)
b)
c)

84,57
490,38
715,84

1 135,46
546,65

3 324,06

161,35
67,41
69,92

622,22
164 021,82

25 514,60
180,93

13 616,19
16 594,58

1.230 Pfifferlinge/Eierschwammerl (*)
0709 51 30

a)
b)
c)

1 046,89
6 070,38
8 861,34

14 055,86
6 766,95

41 148,43

1 997,36
834,49
865,52

7 702,40
2 030 422,22

315 844,62
2 239,73

168 554,52
205 423,90

1.240 Gemüsepaprika oder Paprika ohne brennen­
den Geschmack

0709 60 10
a)
b)
c)

83,01
481,34
702,64

1 114,53
536,57

3 262,79

158,38
66,17
68,63

610,75
160 998,76

25 044,34
177,60

13 365,23
16 288,73

1.250 Fenchel
0709 90 50

a)
b)
c)

73,55
426,48
622,56

987,50
475,42

2 890,91

140,33
58,63
60,81

541,14
142 648,75

22 189,89
157,35

11 841,92
14 432,20

1.270 Süße Kartoffeln , ganz, frisch (zum menschli­
chen Verzehr bestimmt)

0714 20 10
a)
b)
c)

73,47
426,02
621,88

986,43
474,90

2 887,77

140,17
58,56
60,74

540,55
142 493,60

22 165,75
157,18

1 1 829,04
14 416,50

2.10 Eßkastanien (Castanea-Arten), frisch
ex 0802 40 00

a)
b)
c)

136,94
794,05

1 159,12

1 838,60
885,16

5 382,48

261,27
109,16
113,22

1 007,52
265 592,39

41 314,52
292,97

22 048,02
26 870,78

2.30 Ananas, frisch
ex 0804 30 00

a)
b)
c)

49,16
285,05
416,11

660,04
317,76

1 932,26

93,79
39,19
40,64

361,69
95 345,22

14 831,53
105,17

7 915,04
9 646,36
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Warenbezeichnung Durchschnittswerte je Einheit (Betrag) / 100 kg netto
Rubrik

Ware, Art, KN-Code
a)
b)
c)

ECU
Fmk
Skr

öS
ffrs

bfis/lfrs

DM
Ir£

£ Stg

Dkr
Lit

Dr
hfl

Pta
Esc

2.40 Avocadofrüchte , frisch
ex 0804 40 90
ex 0804 40 20

0804 40 95

a)
b)
c)

171,05
991,81

1 447,81

2 296,52
1 105,62
6 723,04

326,34
136,34
141,41

1 258,46
331 740,88

51 604,33
365,94

27 539,31
33 563,22

2.50 Mangofrüchte und Guaven , frisch
ex 0804 50 00

a)
b)
c)

127,38
738,63

1 078,23

1 710,30
823,39

5 006,88

243,04
101,54
105,32

937,22
247 058,72

38 431,50
272,53

20 509,46
24 995,67

2.60 Süßorangen , frisch :

2.60.1 — Blut- und Halbblutorangen
0805 10 42
0805 10 51
0805 10 37

a)
b)
c)

26,95
156,27
228,12

361,84
174,20

1 059,28

51,42
21,48
22,28

198,28
52 268,99

8 130,76
57,66

4 339,08
5 288,21

2.60.2 — Navels , Navelines, Navelates, Salustianas,
Vernas , Valencia lates, Maltaises , Sha­
moutis , Ovalis , Trovita, Hamlins
0805 10 44
0805 10 55
0805 10 38

a)
b)
c)

42,30
245,28
358,05

567,94
273,42

1 662,64

80.71
33.72
34,97

311,22
82 040,97

12 761,98
90,50

6 810,59
8 300,33

2.60.3 — andere
0805 10 39
0805 10 46
0805 10 59

a)
b)
c)

14,89
86,36
126,07

199,97
96,27
585,41

28,42
11,87
12,31

109,58
28 886,42

4 493,46
31,86

2 397,99
2 922,53

2.70 Mandarinen (einschließlich Tangerinen und
Satsumas), frisch; Clementinen, Wilkings
und ähnliche Kreuzungen von Zitrusfrüch­
ten , frisch :

2.70.1 — Clementinen
0805 20 21

a)
b)
c)

79,61
461,63
673,87

1 068,89
514,60

3 129,18

151,89
63,46
65,82

585,74
154 405,69

24 018,75
170,32

12 817,91
15 621,69

2.70.2 — Monreales und Satsumas
0805 20 23

a)
b)
c)

54,18
314,15
458,59

727,42
350,20

2 129,51

103,37
43,19
44,79

398,61
105 078,12

16 345,55
1 15,91

8 723,01
10 631,07

2.70.3 — Mandarinen und Wilkings
0805 20 25

a)
b)
c)

57,56
333,78
487,23

772,85
372,08

2 262,52

109,82
45,88
47,59

423,51
111 641,32

17 366,49
123,15

9 267,85
1 1 295,09

2.70.4 — Tangerinen und andere
ex 0805 20 27
ex 0805 20 29

a)
b)
c)

62,80
364,14
531,56

843,16
405,93

2 468,35

119,81
50,06
51,92

462,04
121 797,79

18 946,39
134,35

10 110,99
12 322,65

2.85 Limetten (Citrus aurantifolia), frisch
ex 0805 30 90

a)
b)
c)

107,48
623,24
909,79

1 443,1 1
694,76

4 224,68

205,07
85,68
88,86

790,80
208 462,10

32 427,56
229,95

17 305,38
21 090,73
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Warenbezeichnung Durchschnittswerte je Einheit (Betrag) / 100 kg netto
Rubrik

Ware, Art, KN-Code
a)
b)
c)

ECU
Fmk
Skr

öS
ffrs

bfrs/lfrs

DM
Ir£

£ Stg

Dkr
Lit

Dr
hfl

Pta
Esc

230

2.90.1

Pampelmusen und Grapefruits, frisch:
— weiß

ex 0805 40 90
ex 0805 40 20
ex 0805 40 95

a)
b)
c)

54,06
313,48
457,61

725,86
349,45

2 124,94

103,15
43,09
44,70

397,76
104 852,94

16 310,52
115,66

8 704,32
10 608,29

2.90.2 — rosa

ex 0805 40 90
ex 0805 40 20
ex 0805 40 95

a)
b)
c)

68,38
396,51
578,82

918,12
442,01

2 687,80

130,47
54,51
56,54

503,12
132 626,30

20 630,83
146,30

11 009,91
13 418,20

2.100 Tafeltrauben
0806 10 21
0806 10 29
0806 10 61
0806 10 30
0806 10 69

a)
b)
c)

—

— —

— — —

2.110 Wassermelonen
0807 11 00

a)
b)
c)

3,84
22,25
32,48

51,52
24,81
150,83

7,32
3,06
3,17

28,23
7 442,75

1 157,77
8,21

617,86
753,01

2.120 andere Melonen :

2.120.1 — Amarillo , Cuper, Honey Dew (ein­
schließlich Cantalene), Onteniente, Piel
de Sapo (einschließlich Verde Liso), Ro­
chet, Tendrai , Futuro
ex 0807 19 00

a)
b)
c)

100,16
580,79
847,82

1 344,81
647,43

3 936,91

191,10
79,84
82,81

736,93
194 262,20

30 218,68
214,29

16 126,58
19 654,09

2.120.2 — andere
ex 0807 19 00

a)
b)
c)

120,72
699,97

1 021,79

1 620,76
780,29

4 744,77

230,31
96,22
99,80

888,15
234 125,49

36 419,66
258,26

19 435,82
23 687,18

2.140 Birnen

2.140.1 Birnen — Nashi (Pyrus pyrifolia)
ex 0808 20 41

a)
b)
c)

— — —

=
— —

2.140.2 Andere
ex 0808 20 41

a)
b)
c)

—

—

—

— —

2.150 Aprikosen/Marillen (*)
0809 10 10
0809 10 50

a)
b)
c)

457,51
2 652,87
3 872,57

6 142,67
2 957,28
17 982,61

872,88
364,69
378,25

3 366,09
887 331,49

138 029,85
978,80

73 661,40
89 773,98

2.160 Kirschen
0809 20 1 1
0809 20 19
0809 20 21
0809 20 29
0809 20 71
0809 20 79

a)
b)
c)

—

— —

— — —

2.170 Pfirsiche
0809 30 19
0809 30 59

a)
b)
c)

— — — — — —

2.180 Nektarinen
ex 0809 30 1 1
ex 0809 30 51

a)
b)
c)

— — — — —
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Warenbezeichnung Durchschnittswerte je Einheit (Betrag) / 100 kg netto
Rubrik a) ECU öS DM Dkr Dr Pta

Ware, Art, KN-Code b) Fmk ffrs Ir£ Lit hfl Esc
c) Skr bfrs/lfrs £ Stg

2.190 Pflaumen a) _

0809 40 10 b) — — — — — —

0809 40 40 c) — — —

2.200 Erdbeeren a) 125,39 1 683,52 239,23 922,55 37 829,91 20 188,42
0810 10 10 b) 727,07 810,50 99,95 243 191,40 268,26 24 604,40
0810 1005 c) 1 061,36 4 928,50 103,67
0810 10 80

2.205 Himbeeren a) 633,42 8 504,55 1 208,51 4 660,36 191 102,87 101 984,50
0810 20 10 b) 3 672,91 4 094,37 504,91 1 228 513,96 1 355,15 124 292,44

c) 5 361,58 24 897,00 523,69

2.210 Heidelbeeren der Art Vaccinium myrtillus a) 520,07 6 982,62 992,24 3 826,37 156 904,08 83 733,87
0810 40 30 b) 3 015,62 3 361,66 414,55 1 008 665,36 1 112,64 102 049,70

c) 4 402,10 20 441,56 429,97

2.220 Kiwifrüchte (Actinidia chinensis Planch .) a) 118,69 1 593,53 226,44 873,23 35 807,66 19 109,22
0810 50 00 b) 688,21 767,18 94,61 230 191,26 253,92 23 289,14

c) 1 004,62 4 665,04 98,13

2.230 Granatäpfel a) 115,43 1 549,80 220,23 849,27 34 825,00 18 584,81
ex 0810 90 85 b) 669,32 746,12 92,01 223 874,18 246,95 22 650,02

c) 977,05 4 537,02 95,43

2.240 Kakis (einschließlich Sharon) a) 308,12 4 136,94 587,87 2 266,98 92 959,88 49 609,23
ex 0810 90 85 b) 1 786,64 1 991,66 245,61 597 597,04 659,20 60 460,68

c) 2 608,08 12 110,87 254,74

2.250 Litschi-Pflaumen a) 328,44 4 409,75 626,63 2 416,48 99 089,99 52 880,64
ex 0810 90 30 b) 1 904,46 2 123,00 261,80 637 004,75 702,67 64 447,68

c) 2 780,07 12 909,50 271,54

f) österreichischer Ausdruck gemäß Protokoll Nr. 10 zur Beitrittsakte 1994.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1444/96 DER KOMMISSION
vom 24. Juli 1996

zur Änderung des Anhangs I der Verordnung (EG) Nr. 1808/95 des Rates zur
Eröffnung und Verwaltung von im GATT gebundenen Gemeinschaftszollkontin­
genten für einige landwirtschaftliche und gewerbliche Erzeugnisse sowie Fische­
reierzeugnisse und zur Einführung eines Verfahrens zur Änderung oder Anpas­

sung dieser Zollkontingente

Aufgrund der im GATT eingegangenen internationalen
Verpflichtungen ist es zweckmäßig, Gemeinschaftszoll­
kontingente für bestimmte Glaskurzwaren zu eröffnen .

Somit sind dem Anhang I der Verordnung (EG) Nr.
1808/95 die im Anhang dieser Verordnung aufgeführten
Erzeugnisse anzufügen .

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ausschusses für den
Zollkodex —

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1808/95 des Rates
vom 24. Juli 1995 zur Eröffnung und Verwaltung von im
GATT gebundenen Gemeinschaftszollkontingenten für
einige landwirtschaftliche und gewerbliche Erzeugnisse
sowie Fischereierzeugnisse und zur Einführung eines
Verfahrens zur Änderung oder Anpassung dieser Zollkon­
tingente ('), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG)
Nr. 764/96 (2), insbesondere auf Artikel 9 und 10,

in Erwägung nachstehender Gründe:
Mit der Verordnung (EG) Nr. 1808/95 sind Gemein­
schaftszollkontingente für einige landwirtschaftliche und
gewerbliche Erzeugnisse sowie Fischereierzeugnisse im
Rahmen des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens
eröffnet worden.

Bestimmte Garne aus Flachs (Leinengarne), für die die
Eröffnung von im GATT konsolidierten Gemeinschafts­
zollkontingenten vorgesehen war, unterlagen bis zum
30. Juni 1996 einer Aussetzung der Einfuhrabgaben, die
im Interesse der Gemeinschaftsindustrie nicht verlängert
wird.

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Dem Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 1808/95 werden
die im Anhang dieser Verordnung aufgeführten Zollkon­
tingente angefügt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentli­
chung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften
in Kraft.

Sie gilt ab 1 . Januar 1996 .

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel , den 24. Juli 1996

Für die Kommission

Mario MONTI

Mitglied der Kommission

(') ABl . Nr. L 176 vom 27. 7. 1 995, S. 1 .
(2) ABl . Nr. L 104 vom 27. 4. 1996, S. 1 .
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ANHANG

Lfd.
Nummer

KN-Code
Taricunter­
teilung

Warenbezeichnung Kontingents­
zeitraum

Jährliche
Kontingents­
menge (')

Zollsatz
(in %)

09.0050 ex 5306 10 11Ί0
ex 5306 10 31*10

Garne aus Flachs (Leinengarne) mit einem
Titer von 333,3 dtex oder mehr (Nm 30 oder
weniger), zum Herstellen von gezwirnten
Garnen für die Schuhindustrie oder von
gezwirnten Kabelabbindegarnen, ausge­
nommen Garne aus Flachswerg (2)

vom 1 . Januar bis
zum 31 .
Dezember

400 t 1,8

09.0051 7018 10 90 Ähnliche Glaskurzwaren, andere als
Glasperlen , Nachahmungen von Glasperlen ,
Edelsteinen oder Schmucksteinen

52 t 0

(') Für das Jahr 1996 wird die Kontingentsmenge auf die Hälfte reduziert .
i 1) Die Zulassung zu diesem Kontingent erfolgt nach den in den einschlägigen Gemeinschaftsbestimmungen festgesetzten Voraussetzungen.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1445/96 DER KOMMISSION
vom 24. Juli 1996

zur Einstellung der Untersuchung betreffend die Umgehung der mit der Verord­
nung (EWG) Nr. 2861/93 eingeführten Antidumpingzölle auf die Einfuhren
bestimmter Magnetplatten (3,5 " -Mikroplatten) mit Ursprung in Japan, Taiwan
und der Volksrepublik China durch die Einfuhren der gleichen Ware aus
Kanada, Hongkong, Indien, Indonesien, Macao, Malaysia, den Philippinen ,
Singapur und Thailand und zur Beendigung der zollamtlichen Erfassung dieser

Ware

der Volksrepublik China und Taiwan untergruben .
Diese Beweise wurden als ausreichend angesehen,
um die Einleitung einer Untersuchung zu rechtfer­
tigen .

(3) Bei der fraglichen Ware handelt es sich um 3,5"-
Mikroplatten, die zur Aufzeichnung und Speiche­
rung kodierter digitaler Computerinformationen
verwendet und gegenwärtig dem KN-Code
ex 8523 20 90 zugewiesen werden .

(4) Die Kommission unterrichtete die bekannter­
maßen betroffenen Ausführer und die Vertreter der
Ausfuhrländer über die Einleitung der Untersu­
chung und sandte den vorgenannten Ausführern
Fragebogen zu.

(5) Die Untersuchung betraf den Zeitraum vom 1 . Juli
1994 bis zum 30. Juni 1995.

B. UNTERSUCHUNG

(6) Die Kommission erhielt Antworten folgender
Ausführer:

a) Kanada
KAO Infosystems Canada Inc ., Ontario;

b) Hongkong
Jackin Magnetic Company Ltd,
Hong Kong Plantron (HK) Ltd,
Hong Kong Magnetic Ltd,
Benelux Manufacturing Limited,
Prime Standard Ltd;

c) Indien

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 384/96 des Rates
vom 22. Dezember 1995 über den Schutz gegen
gedumpte Einfuhren aus nicht zur Europäischen Gemein­
schaft gehörenden Ländern ('), insbesondere auf die
Artikel 9 , 13 und 14,

nach Konsultationen im Beratenden Ausschuß,

in Erwägung nachstehender Gründe :

A. VERFAHREN

( 1 ) Mit Verordnung (EG) Nr. 2451 /95 der Kommis­
sion (2) wurde eine Untersuchung betreffend die
Umgehung der mit der Verordnung (EWG) Nr.
2861 /93 der Kommission (3) eingeführten Anti­
dumpingzölle auf die Einfuhren bestimmter
Magnetplatten (3,5"-Mikroplatten) mit Ursprung in
Japan, Taiwan und der Volksrepublik China durch
die Einfuhren der gleichen Ware aus Kanada,
Hongkong, Indien , Indonesien , Macao, Malaysia,
den Philippinen , Singapur und Thailand einge­
leitet; gleichzeitig wurden die Zollbehörden gemäß
Artikel 13 Absatz 3 und Artikel 14 Absatz 5 der
Verordnung (EG) Nr. 384/96 angewiesen, die von
der Untersuchung betroffenen Einfuhren zoll­
amtlich zu erfassen . Die Untersuchung wurde auf
Antrag des „Committee of European Diskette
Manufacturers" (Diskma) eingeleitet .

(2) Der Antrag enthielt Anscheinsbeweise für eine
Änderung des Handelsgefüges zwischen den frag­
lichen Ländern und der Gemeinschaft, für die es
außer der Einführung der Antidumpingzölle keine
Begründung oder Rechtfertigung gab, sowie für die
Umladung von in der Volksrepublik China und
Taiwan hergestellten 3,5" -Mikroplatten in den vom
Antrag betroffenen Ländern . Außerdem war dem
Antrag zu entnehmen, daß die Einfuhren aus den
betroffenen Ländern gemessen an den zuvor ermit­
telten Normalwerten gedumpt waren und die
Abhilfewirkung der Antidumpingzölle auf die
Einfuhren von 3,5" -Mikroplatten mit Ursprung in

Allied Electronics & Magnetics Ltd., Udaipur,
Moser-Baer India Ltd ., New Delhi ,
Sujata Data Products Ltd ., Bombay;

d) Indonesien
P.T. Beneluxindo, Jakarta;

e) Malaysia
Discomp, Kuala Lumpur,
KUB Microeletronics Sdn. Bhd., Kuala Lumpur,
Mega High-Tech Corp . (M) Sdn . Bhd., Penang;

(') ABl . Nr. L 56 vom 6. 3 . 1996, S. 1 .
(2) ABl. Nr. L 252 vom 20 . 10 . 1995, S. 9 .
(3 ABl . Nr. L 262 vom 21 . 10 . 1993, S. 4 .

f) Philippinen
Maxi Data Philippines Inc., Manila;
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g) Singapur
Datapulse Technology Ltd., Singapur,
General Magnetics Limited, Singapur,
Goldtron Magmedia Pte . Ltd., Singapur,
MJC (Singapore) Pte . Ltd ., Singapur;

h) Thailand
General Mediatech Co. Ltd., Bangkok,
V-SA Cast Co. Ltd., Bangkok,
V-SA Magnetic Co. Ltd., Bangkok .
Bei V-SA Magnetic handelte es sich um eine
Tochtergesellschaft der V-SA Cast, die mehr als
50 % der Anteile von V-SA Magnetic besaß .

fragliche Fertigerzeugnis mit Ursprung in der
Volksrepublik China oder Taiwan von diesen
beiden Unternehmen umgeladen wurde . Zudem
machte der Wert der Teile, die aus den von den
Antidumpingzöllen betroffenen Ländern eingeführt
wurden, bei beiden Unternehmen weniger als 60 %
des Gesamtwerts der Teile der montierten Ware
aus .

( 10) Hong Kong Magnetic, eine Handelsgesellschaft,
verkaufte Microplatten in die Gemeinschaft. Die
Kommission fand jedoch keine Beweise dafür, daß
das betroffene Fertigerzeugnis mit Ursprung in der
Volksrepublik China oder Taiwan von diesem
Unternehmen umgeladen wurde.

( 11 ) Benelux Manufacturing und seine Tochtergesell­
schaft Prime Standard waren mit dem indonesi­
schen Hersteller/Ausführer P.T. Beneluxindo
geschäftlich verbunden (siehe Randnummer 14)
und verkauften Mikroplatten in die Gemeinschaft .
Die Kommission fand jedoch keine Beweise dafür,
daß das fragliche Fertigerzeugnis mit Ursprung in
der Volksrepublik China oder Taiwan von diesen
Unternehmen in Hongkong umgeladen wurde .

(12) Ein weiteres Unternehmen, das mit dem thailändi­
schen Ausführer V-SA Magnetic geschäftlich
verbunden war, lehnte die Mitarbeit an der
Untersuchung ab (siehe Randnummer 18). Die
Kommissionsdienststellen werden die Entwicklung
bei diesem Unternehmen weiterhin aufmerksam
überwachen .

( 13) Daher wurde festgestellt, daß die untersuchten
Unternehmen die in Artikel 13 Absatz 1 und
Absatz 2 Buchstabe b) der Verordnung (EG) Nr.
384/96 genannten Kriterien nicht erfüllten , die
maßgeblich sind, um die Einfuhren der in Drittlän­
dern umgeladenen beziehungsweise montierten
Ware als Umgehung einstufen zu können . Da
zudem die Einfuhren von Mikroplatten aus Hong­
kong in die Gemeinschaft von 2 816 Tonnen im
Jahr 1993 auf 1 212 Tonnen im Untersuchungs­
zeitraum zurückgingen, erscheint es unwahr­
scheinlich, daß diese eingeführten Mengen die
Abhilfewirkung der für die Volksrepublik China
und Taiwan eingeführten Antidumpingzölle unter­
graben könnten .

Indonesien

( 14) Auf den einzigen untersuchten Ausführer/
Hersteller in Indonesien , P.T. Beneluxindo, entfiel
im Untersuchungszeitraum der weitaus größte Teil
der registrierten Einfuhren in die Gemeinschaft.
Bei P.T. Beneluxindo handelte es sich um eine
Tochtergesellschaft der Benelux Manufacturing
Limited, Hongkong, die P.T. Beneluxindo alle für
die Montage von Mikroplatten verwendeten Teile
lieferte . Sämtliche fertigen Mikroplatten wurden
dann nach Hongkong zurückgesandt und von dort
aus über Prime Standard Ltd ., die Vertriebstochter­
gesellschaft von Benelux Manufacturing Limited,
an unabhängige Verbraucher in die Gemeinschaft
verkauft. Die Untersuchung ergab, daß das Unter­
nehmen die fragliche Ware selbst herstellte und

Keiner der Ausführer in Macao beantwortete den
Fragebogen der Kommission .
Außer im Falle der Unternehmen in Kanada und
auf den Philippinen überprüfte die Kommission
alle übermittelten Angaben in den Betrieben der
vorgenannten Ausführer.

C. ERGEBNISSE

Kanada, Indien, Philippinen und Singapur

(7) Der Wirtschaftszweig der Gemeinschaft behauptete
in seinem Antrag auf Einleitung der Umgehungs­
untersuchung, der gemeinsame Marktanteil
Kanadas, Indiens, der Philippinen und Singapurs
habe sich 1994 auf 4,5 % des Gemeinschaftsver­
brauchs belaufen. Anhand der letzten Außenhan­
delsstatistiken der Gemeinschaft (COMEXT) stellte
die Kommission jedoch fest, daß der Marktanteil
dieser Länder im Untersuchungszeitraum nur
2,8 % betrug und damit hinter der in Artikel 9
Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 384/96
genannten geringfügigen Einfuhrmenge zurück­
blieb, bei der die Schädigung normalerweise als
unerheblich angesehen wird. Außerdem ergab die
Untersuchung, daß die aus diesen Ländern einge­
führten Mengen ebenfalls geringer waren als die
entsprechenden in Artikel 5 Absatz 8 des Überein­
kommens zur Durchführung des Artikels VI des
GATT 1994 festgelegten Schwellenwerte von 3 %
der Gesamteinfuhren der gleichartigen Ware in die
Gemeinschaft bei Zugrundelegung der einzelnen
Länder beziehungsweise 7 % bei Zugrundelegung
aller vier Länder zusammen.

(8) Daher hielt es die Kommission in diesem Fall für
unwahrscheinlich, daß die aus den vier betroffenen
Ländern eingeführten Mengen die Abhilfewirkung
der Antidumpingzölle auf die Einfuhren der frag­
lichen Ware mit Ursprung in der Volksrepublik
China und Taiwan untergraben könnten .

Hongkong
(9) Die Untersuchung ergab, daß Jackin Magnetic und

Plantron (HK) selbst Mikroplatten herstellten und
daß auf diese Mikroplatten im Untersuchungszeit­
raum rund 90 % der gesamten Ausfuhren aus
Hongkong in die Gemeinschaft entfielen . Die
Kommission fand keine Beweise dafür, daß das
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daß die aus der Volksrepublik China und Taiwan
eingeführten Teile weniger als 60 % des Gesamt­
wertes der Teile der montierten Ware ausmachten .
Außerdem hat die Kommission keine Beweise
dafür gefunden, daß das fragliche Fertigerzeugnis
mit Ursprung in der Volksrepublik China oder
Taiwan von P.T. Beneluxindo umgeladen wurde.

Daher sind bei den untersuchten Unternehmen die
in Artikel 13 Absatz 1 und Absatz 2 Buchstabe b)
der Verordnung (EG) Nr. 384/96 festgelegten
Umgehungskriterien nicht erfüllt .

Macao

( 15) In Macao arbeitete kein Unternehmen an der
Untersuchung mit. Unter diesen Umständen hätte
die Kommission normalerweise das Recht, die
Ausweitung der Antidumpingmaßnahmen auf
dieses Land vorzuschlagen, um eine weitere Umge­
hung zu verhindern . Aufgrund einer Untersuchung
der mit der Betrugsbekämpfung befaßten Kommis­
sionsdienststellen (UCLAF) werden jedoch auf die
aus Macao versandten Einfuhren chinesischer
Mikroplatten rückwirkend Antidumpingzölle
erhoben . Daher ist angemessenerweise davon
auszugehen, daß die Abhilfewirkung der Antidum­
pingmaßnahmen durch die Einfuhren aus Macao
nicht nennenswert untergraben wird, zumal die
eingeführten Mengen nach dem Bezugszeitraum
der Umgehungsuntersuchung stark zurückge­
gangen sind. In jedem Fall wird die Kommission
die Entwicklung der Einfuhren von Mikroplatten
aus Macao in die Gemeinschaft weiterhin genau
überwachen.

Thailand

( 17) Auf die drei untersuchten Unternehmen in Thai­
land entfiel im Untersuchungszeitraum der weitaus
größte Teil sämtlicher registrierten Einfuhren aus
diesem Land in die Gemeinschaft . Die Untersu­
chung ergab, daß die Tochtergesellschaft von V-SA
Cast, V-SA Magnetic (siehe Randnummer 6
Buchstabe h)), und General Mediatech die fragliche
Ware selbst herstellten und daß bei beiden Unter­
nehmen die zur Montage der Mikroplatten verwen­
deten Teile chinesischen oder taiwanesischen
Ursprungs weniger als 60 % des Gesamtwertes der
Teile der montierten Ware ausmachten. Außerdem
fand die Kommission keine Beweise dafür, daß das
Fertigerzeugnis aus der Volksrepublik China oder
Taiwan von diesen beiden Unternehmen umge­
laden wurde .

( 18 ) Nach den Feststellungen der Kommission lud
V-SA Cast 28 Millionen Mikroplatten um, die ein
Unternehmen in Hongkong lieferte, das 15 % der
Anteile von V-SA Magnetic besaß . Da das
geschäftlich verbundene Unternehmen in Hong­
kong jedoch nicht an der Untersuchung mitarbei­
tete, konnte nicht nachgewiesen werden, daß es
sich bei den fraglichen Mikroplatten um chine­
sische oder taiwanesische Ursprungserzeugnisse
handelte . Bei einer entsprechenden Ursprungsver­
mutung würde das thailändische Unternehmen
angesichts seiner Bemühungen, das Unternehmen
in Hongkong zur Mitarbeit an der Untersuchung
zu bewegen, sowie angesichts des geringen Anteils
des letztgenannten Unternehmens am Kapital der
V-SA-Gruppe über Gebühr bestraft.

Daher erfüllen die untersuchten Unternehmen
nach Auffassung der Kommission nicht die in
Artikel 13 Absatz 1 und Absatz 2 Buchstabe b) der
Verordnung (EG) Nr. 384/96 festgelegten Umge­
hungskriterien.

Malaysia

( 16) Auf die drei untersuchten Ausführer/Hersteller in
Malaysia entfielen im Untersuchungszeitraum fast
die gesamten registrierten Einfuhren aus diesem
Land in die Gemeinschaft. Während zwei dieser
Hersteller nicht mit Ausführern/Herstellern in den
von den Antidumpingzöllen betroffenen Ländern
geschäftlich verbunden waren , handelte es sich bei
dem dritten Hersteller (Mega High-Tech Corp .) um
die Tochtergesellschaft eines taiwanesischen Unter­
nehmens. Die Untersuchung ergab, daß alle drei
Unternehmen die fragliche Ware selbst herstellten
und daß auf die aus der Volksrepublik China und
Thailand eingeführten Teile bei allen Unter­
nehmen deutlich weniger als 60 % des Gesamt­
wertes der Teile der montierten Ware entfielen .
Außerdem fand die Kommission keine Beweise
dafür, daß das Fertigerzeugnis mit Ursprung in der
Volksrepublik China oder Taiwan von einem
betroffenen malaysischen Hersteller umgeladen
wurde .

Daher sind bei den untersuchten Unternehmen die
in Artikel 13 Absatz 1 und Absatz 2 Buchstabe b)
der Verordnung (EG) Nr. 384/96 genannten Umge­
hungskriterien nicht erfüllt.

D. EINSTELLUNG DER UNTERSUCHUNG

(19) Angesichts dieser Feststellungen und Erwägungen
zu den neun von der Umgehungsuntersuchung
betroffenen Ländern erscheint es angemessen, diese
Untersuchung einzustellen, ohne die Antidumping­
zölle auf die Einfuhren von Mikroplatten mit
Ursprung in der Volksrepublik China oder Taiwan
auf eines dieser Länder auszudehnen . Die mit
Verordnung (EG) Nr. 2451 /95 eingeführte zollamt­
liche Erfassung der Einfuhren von Mikroplatten
mit Ursprung in diesen Ländern wird beendet.

(20) Der Beratende Ausschuß wurde konsultiert und
erhob keine Einwände .

(21 ) Die interessierten Parteien wurden über die
wichtigsten Tatsachen und Erwägungen unter­
richtet, auf deren Grundlage die Kommission beab­
sichtigte, die Untersuchung einzustellen, und
erhielten Gelegenheit zur Stellungnahme —
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Macao, Malaysia, den Philippinen, Singapur und Thailand
wird eingestellt.

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die mit Verordnung (EG) Nr. 2451 /95 eingeleitete
Untersuchung betreffend die Umgehung der mit Verord­
nung (EWG) Nr. 2861 /93 eingeführten Antidumpingzölle
auf die Einfuhren bestimmter Magrtetplatten (3,5"-Mikro­
platten) mit Ursprung in Japan, Taiwan und der Volksre­
publik China durch die Einfuhren der gleichen Ware mit
Ursprung in Kanada, Hongkong, Indien , Indonesien ,

Artikel 2

Die Verordnung (EG) Nr. 2451 /95 wird aufgehoben .

Artikel 3

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentli­
chung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften
in Kraft .

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat .

Brüssel , den 24. Juli 1996

Für die Kommission

Leon BRITTAN

Vizepräsident
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1446/96 DER KOMMISSION
vom 24. Juli 1996

über die Festsetzung des Umfangs, in dem die im Juli 1996 gestellten Anträge
auf Einfuhrlizenzen für bestimmte Geflügelfleischerzeugnisse entsprechend der
Regelung der Verordnung (EG) Nr. 774/94 des Rates zur Eröffnung und
Verwaltung gemeinschaftlicher Zollkontingente für Geflügelfleisch und andere

landwirtschaftliche Erzeugnisse genehmigt werden können

sind größer als die verfügbaren Mengen, so daß die betref­
fenden Anträge, zur Gewährleistung einer gerechten
Aufteilung, um einen fixen Prozentsatz verringert werden
müssen —

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1431 /94 der
Kommission vom 22. Juni 1994 mit den Geflügelfleisch­
sektor betreffenden Durchführungsbestimmungen zur
Einfuhrregelung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 774/94
des Rates zur Eröffnung und Verwaltung gemeinschaft­
licher Zollkontingente für Geflügelfleisch und andere
landwirtschaftliche Erzeugnisse ('), zuletzt geändert durch
die Verordnung (EG) Nr. 958/96 (2), insbesondere auf
Artikel 4 Absatz 4,

in Erwägung nachstehender Gründe :
Die Mengen, für die im Zeitraum vom 1 . Juli bis 30 .
September 1996 Einfuhrlizenzanträge gestellt wurden,

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Den Anträgen auf Einfuhrlizenzen , die gemäß der
Verordnung (EG) Nr. 1431 /94 für den Zeitraum vom 1 .
Juli bis 30 . September 1996 gestellt wurden , wird entspre­
chend dem Anhang stattgegeben .

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 25. Juli 1996 in Kraft .

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel , den 24. Juli 1996

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(') ABl . Nr. L 156 vom 23. 6. 1994, S. 9 .
i1) ABl . Nr. L 130 vom 31 . 5. 1996, S. 6 .
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ANHANG

Prozentsatz der Genehmigung
der gestellten Lizenzanträge

für den Zeitraum
vom 1 . Juli bis

zum 30 , September 1996

1 5,21
2 5,21
3 5,21
4 90,91
5 6,13
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1447/96 DER KOMMISSION
vom 24. Juli 1996

über die Einfuhrlizenzen für aus den Staaten in Afrika, im karibischen Raum
und im Pazifischen Ozean (AKP-Staaten) oder in den überseeischen Ländern

und Gebieten (ÜLG) stammende Geflügelfleischerzeugnisse

Einfuhrlizenzen stattgegeben werden kann . Die betref­
fende Einfuhr muß jedoch im Rahmen eines Kontingents
getätigt werden .
Zwischen dem 1 . und 10 . Juli 1996 wurden Lizenzen
beantragt —

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 715/90 des Rates
vom 5. März 1990 über die Regelung für landwirtschaft­
liche Erzeugnisse und bestimmte aus landwirtschaftlichen
Erzeugnissen hergestellte Waren mit Ursprung in den
AKP-Staaten oder in den überseeischen Ländern und
Gebieten (ÜLG) ('), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EG) Nr. 619/96 (2), insbesondere auf Artikel 27,
in Erwägung nachstehender Gründe:
Nach Artikel 4 Absatz 5 der Verordnung (EWG) Nr.
903/90 der Kommission (3), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 1215/96 (4), beschließt die Kommis­
sion , in welchem Maße den Anträgen auf Erteilung von

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Es wird allen Anträgen stattgegeben, die gemäß der
Verordnung (EWG) Nr. 903/90 für die Zeit vom 1 . Juli
bis 30 . September 1996 gestellt werden .

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 25. Juli 1996 in Kraft .

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 24. Juli 1996

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(') ABl . Nr. L 84 vom 30 . 3 . 1990, S. 85.
(2) ABl . Nr. L 89 vom 10 . 4. 1996, S. 1 .
( 3) ABl . Nr. L 93 vom 10 . 4. 1990, S. 20.
(4 ABl . Nr. L 161 vom 29. 6. 1996, S. 48 .
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1448/96 DER KOMMISSION
vom 24. Juli 1996

über die Festsetzung des Umfangs, in dem die im Juli 1996 gestellten Anträge
auf Einfuhrlizenzen für bestimmte Produkte des Sektors Eier und
Geflügelfleisch entsprechend den Verordnungen (EG) Nr. 1474/95 und (EG) Nr.

1251/96 genehmigt werden können

Es sollte die Uberschußmenge bestimmt werden, die der
für den folgenden Zeitraum verfügbaren Mengen hinzu­
zufügen ist —

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1474/95 der
Kommission (') zur Eröffnung und Verwaltung der Zoll­
kontingente im Eiersektor und für Albumine, zuletzt
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1219/96 (2),
insbesondere auf Artikel 5 Absatz 5,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1251 /96 der
Kommission vom 28. Juni 1996 zur Eröffnung und
Verwaltung von Zollkontingenten im Geflügelfleisch­
sektorf), insbesondere auf Artikel 5 Absatz 5,

in Erwägung nachstehender Gründe:

Die Mengen, die auf die für das dritte Vierteljahr 1996
gestellten Einfuhrlizenzanträge entfallen , sind bei
mehreren Erzeugnissen kleiner als die verfügbaren
Mengen . Es kann ihnen deshalb vollständig stattgegeben
werden . Bei anderen Erzeugnissen wurden dagegen
höhere Mengen beantragt, so daß die betreffenden
Anträge, zur Gewährleistung einer gerechten Aufteilung,
um einen fixen Prozentsatz verringert werden müssen .

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

( 1 ) Den Anträgen auf Einfuhrlizenzen, die gemäß den
Verordnungen (EG) Nr. 1474/95 und (EG) Nr. 1251 /96
für den Zeitraum vom 1 . Juli bis 30 . September 1996
gestellt wurden, wird entsprechend Anhang I stattge­
geben .

(2) In den ersten zehn Tagen des Zeitraums vom 1 .
Oktober bis 31 . Dezember 1996 dürfen Anträge auf
Einfuhrlizenzen gemäß den Verordnungen (EG) Nr.
1474/95 und (EG) Nr. 1251 /96 für insgesamt die Mengen
gestellt werden, die im Anhang II ausgewiesen sind.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 25. Juli 1996 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 24. Juli 1996

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(') ABl . Nr. L 145 vom 29. 6. 1 995, S. 19 .
f2) ABl . Nr. L 161 vom 29. 6. 1996, S. 55.
h) ABI. Nr. L 161 vom 29. 6 . 1996, S. 136.
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ANHANG I

Nummer
der Gruppe

Prozentsatz der Genehmigung
der gestellten Lizenzanträge

für den Zeitraum
vom 1 . Juli bis

zum 30 . September 1996

El 100,00
E2 96,93
E3 100,00

PI 100,00
P2 8,47
P3 6,62
P4 19,61

ANHANG II

(in Tonnen)

Nummer der Gruppe Verfügbare Menge

El 41 020,50
E2 1 571,00
E3 4 141,39

PI 620,00
P2 200,00
P3 59,00
P4 50,00
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VERORDNUNG (EG Nr. 1449/96 DER KOMMISSION
vom 24. Juli 1996

zur Änderung der im Sektor Getreide geltenden Zölle

Weicht der berechnete Durchschnitt der Zölle während
ihres Anwendungszeitraums um 5 ECU/t oder mehr vom
festgesetzten Zoll ab, wird letzterer gemäß Artikel 2
Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1249/96 entsprechend
angepaßt. Da dies der Fall ist, sind die mit der Verord­
nung (EG) Nr. 1366/96 festgesetzten Zölle anzu­
passen —

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des
Rates vom 30 . Juni 1992 über die gemeinsame Markt­
organisation für Getreide ('), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 923/96 der Kommission (2),
gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1249/96 der
Kommission vom 28 . Juni 1996 mit Durchführungsbe­
stimmungen zur Anwendung der Verordnung (EWG)
Nr. 1766/92 des Rates hinsichtlich der im Sektor
Getreide geltenden Zölle (3), insbesondere auf Artikel 2
Absatz 1 ,

in Erwägung nachstehender Gründe :
Die im Sektor Getreide geltenden Zölle sind festgesetzt in
der Verordnung (EG) Nr. 1366/96 der Kommission (4),
zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1439/
96 0.

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Anhänge I und II der geänderten Verordnung (EG)
Nr. 1366/96 werden durch die Anhänge I und II zur
vorliegenden Verordnung ersetzt .

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 25 . Juli 1996 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat .

Brüssel , den 24. Juli 1996
Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(') ABI . Nr. L 181 vom 1 . 7 . 1992, S. 21 .
j2) ABl . Nr. L 126 vom 24. 5. 1996, S. 37 .
H ABl . Nr. L 161 vom 29. 6. 1996, S. 125 .
(4) ABl . Nr. L 177 vom 16. 7. 1996, S. 9 .
n ABl. Nr. L 184 vom 24. 7. 1996, S. 32 .
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ANHANG I

Die im Sektor Getreide gemäß Artikel 10 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 1766/92
geltenden Zölle

KN-Code Warenbezeichnung

Bei der Einfuhr aus
Häfen des Mittelmeerraums,
des schwarzen Meeres und
der Ostsee auf dem Land-,

Fluß- oder Seeweg zu
erhebender Zoll (ECU/t)

Bei der Einfuhr aus
anderen Häfen auf dem
Seeweg zu erhebender (2)

Zoll (ECU/t)

1001 10 00 Hartweizen (') 0,00 0,00

1001 90 91 Weichweizen, zur Aussaat 9,98 0,00

1001 90 99 Weichweizen hoher Qualität, anderer als zur
Aussaat (3) 9,98 0,00

mittlerer Qualität 24,87 14,87

niederer Qualität 39,38 29,38

1002 00 00 Roggen 46,09 36,09

1003 00 10 Gerste, zur Aussaat 46,09 36,09

1003 00 90 Gerste, andere als zur Aussaat (3) 46,09 36,09

1005 10 90 Mais , zur Aussaat, anderer als Hybridmais 46,81 36,81

1005 90 00 Mais , anderer als zur Aussaat (3) 46,81 36,81

1007 00 90 Körner-Sorghum, zur Aussaat, anderer als
Hybrid-Körner-Sorghum 60,20 50,20

(') Auf Hartweizen , der den Mindestmerkmalen gemäß Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 1249/96 nicht genügt, wird der für Weichweizen niederer Qualität
geltende Zoll erhoben .

(2) Für Ware, die über den Atlantik oder durch den Suez-Kanal nach der Gemeinschaft geliefert wird (siehe Artikel 2 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr.
1249/96), kann der Zoll ermäßigt werden um
— 3 ECU/t, wenn sie in einem Hafen im Mittelmeerraum entladen wird, oder
— 2 ECU/t, wenn sie in einem Hafen in Irland , im Vereinigten Königreich, in Dänemark, Schweden , Finnland oder an der Atlantikküste der Iberischen

Halbinsel entladen wird .

(3) Der Zoll kann pauschal um 14 oder 8 ECU/t ermäßigt werden , wenn die Bedingungen nach Artikel 2 Absatz 5 der Verordnung (EG) Nr. 1249/96 erfüllt
sind.
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ANHANG II

Berechnungsbestandteile (Zeitraum vom 15. 7. 1996 bis 23 . 7 . 1996):

1 . Durchschnitt der zwei Wochen vor der Festsetzung:

Börsennotierung Minneapolis Kansas City Chicago Chicago Minneapolis Minneapolis

Erzeugnis (% Eiweiß, 12% Feuchtigkeit) HRS2. 14% HRW2. 11,5% SRW2 YC3 HAD2 US barley 2

Notierung (ECU/t) 145,82 146,13 141,67 118,66 179,15 0 ) 130,76 (')

Golf-Prämie (ECU/t) — 14,53 3,63 34,16 — —

Prämie/Große Seen (ECU/t) 21,07 — — — — —

(') Fob Duluth .

2. Fracht/Kosten : Golf von Mexiko-Rotterdam: 9,21 ECU/t. Große Seen-Rotterdam: 17,87 ECU/t.

3 . Zuschüsse (Artikel 4 Absatz 2 dritter Unterabsatz der Verordnung (EG) Nr. 1249/96: 0,00 ECU/t).
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1450/96 DER KOMMISSION
vom 24. Juli 1996

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der im Sektor Obst
und Gemüse geltenden Einfuhrpreise

Kommission festzulegenden , zur Bestimmung der
pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien
sind in der Verordnung (EG) Nr. 3223/94 für die in
ihrem Anhang angeführten Erzeugnisse und Zeiträume
festgelegt .

In Anwendung der genannten Kriterien sind die im
Anhang zur vorliegenden Verordnung ausgewiesenen
pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die in Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 3223/94
genannten pauschalen Einfuhrwerte sind in der Tabelle
im Anhang zur vorliegenden Verordnung festgesetzt .

Artikel 2

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3223/94 der
Kommission vom 21 . Dezember 1994 mit Durchfüh­
rungsbestimmungen zu der Regelung der Einfuhr von
Obst und Gemüse ('), zuletzt geändert durch die Verord­
nung (EG) Nr. 2933/95 (2), insbesondere auf Artikel 4
Absatz 1 ,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 3813/92 des
Rates vom 28 . Dezember 1992 über die Rechnungseinheit
und die im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik anzu­
wendenden Umrechnungskurse (3), zuletzt geändert durch
die Verordnung (EG) Nr. 150/95 (% insbesondere auf
Artikel 3 Absatz 3 ,

in Erwägung nachstehender Gründe :
Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen
Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der Diese Verordnung tritt am 25. Juli 1996 in Kraft .

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat .

Brüssel , den 24. Juli 1996
Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(') ABl . Nr. L 337 vom 24. 12. 1994, S. 66 .
2 ABl . Nr. L 307 vom 20 . 12 . 1995, S. 21 .
(3) ABl . Nr. L 387 vom 31 . 12 . 1992, S. 1 .
4 ABl . Nr. L 22 vom 31 . 1 . 1995, S. 1 .
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ANHANG

zu der Verordnung der Kommission vom 24. Juli 1996 zur Festlegung pauschaler
Einfuhrwerte für die Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse geltenden

Einfuhrpreise

(ECU/100 kg) (ECU/100 kg)

KN-Code Drittland-Code (')
Pauschaler

Einfuhrpreis
KN-Code Drittland-Code (')

Pauschaler

Einfuhrpreis

0702 00 35 052 73,4 388 92,6
060 80,2 400 79,7
064 70,8 404 63,6
066 60,3 416 72,7

068 80,3 508 113,5

204 86,8 512 89,2

208

212

624

999

44,0
97.5
95,8
76.6

524
528
624
728
800

100,3
102,0
86,5
107,3
212,5

ex 0707 00 25 052 62,4 804 88,5
05.3 156,2 999 96,7
060 61,0 0808 20 51 039 104,1
066 53,8 052 138,2
068 69,1 064 72,5
204 144,3 388 90,1

0709 90 77

0805 30 30

0806 10 40

624
999

05.2

204

41.2
624
999

052

204

220

388
400
512

520

524
528
600
624
999

052

064
066
220

400

412
508

87.1
90,6
54.3
77,5
54.2
151,9
84,5
131,9
88,8
74,0
81,9
68,2
54.8
66,5
66,5
67,0
96.5
48.9
76,8
160,8
75.6
49.4
110,8
157.1
128,9
307.2

0809 10 40

0809 20 59

0809 30 31 , 0809 30 39

400
512
528
624
728
800
804
999
052
061
064
091
400
999
052
061
064
066
068
400
600
616
624
676
999
052
220
624

70.4
81.5
132,9
79,0
115,4
83.8
73,0
94.6
144.4
51,3
118,0
57,0
338.0
141.7
201.5
182,0
137.1
73.7
91.0
204,4
94.9
171.8
63,7
166.2
138.6
63.1
121,8
106,8

512 186,0 999 97,2
600 200,4 0809 40 30 052 78,8
624 121,6 064 73,7
999 149,8 066 84,9

0808 10 71 , 0808 10 73, 068 61,2
0808 10 79 039 124,1 400 143,5

052 64,0 624 208,9
064 78,6 676 68,6
284 72,1 999 102,8

(') Nomenklatur der Länder gemäß Verordnung (EG) Nr. 68/96 der Kommission (ABl . Nr. L 14 vom 19 . 1 . 1996, S. 16). Der Code „999 steht für
-Verschiedenes".
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RICHTLINIE 96/37/EG DER KOMMISSION

vom 17. Juni 1996
zur Anpassung der Richtlinie 74/408/EWG des Rates zur Angleichung der
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Innenausstattung der Kraftfahr­

zeuge (Widerstandsfähigkeit der Sitze und ihrer Verankerung)
(Text von Bedeutung für den EWR)

vorgeschrieben werden, um die Gefahr von Genickverlet­
zungen bei Zusammenstößen mit Heckaufprall so gering
wie möglich zu halten .

Das Verfahren zur Bestimmung des H-Punkts eines Sitzes
ist in Anhang III der Richtlinie 77/649/EWG des
Rates (*), zuletzt geändert durch die Richtlinie
90/630/EWG der Kommission ^, beschrieben und
braucht folglich nicht in dieser Richtlinie nochmals
aufgeführt zu werden . Dagegen wird auf die Richtlinie
74/60/EWG des Rates Q, zuletzt geändert durch die
Richtlinie 78 /632/EWG der Kommission (8), und die
Richtlinie 78/932/EWG des Rates (9) Bezug genommen .

Die Festlegung spezifischer Anforderungen an die Wider­
standsfähigkeit der Sitze für Kraftfahrzeuge der Klasse M2
sollte auf der Grundlage von Erfahrungen und Erkennt­
nissen der Unfallforschung noch eingehender geprüft
werden . Ferner sollte das Verhalten der Sitze bei gleich­
zeitiger Belastung mit einem angeschnallten Insassen und
einem nicht angeschnallten Insassen auf dem Rücksitz
noch eingehender untersucht werden . In den nächsten
zwei Jahren sollte im Hinblick auf die Ausarbeitung eines
neuen statischen Prüfverfahrens für Sitze ein Forschungs­
programm durchgeführt werden, das gegenüber der
derzeitigen dynamischen Prüfung ein äquivalentes Sicher­
heitsniveau gewährleistet.

Die weitere Verbesserung des durch Kopfstützen gebo­
tenen Schutzes sollte auf der Grundlage einer Untersu­
chung der Verletztungsarten, einschließlich der Möglich­
keit, als Leistungskriterien auch Genickverletzungen
einzuführen , die sich auf die Verwendung von Hybrid-III­
Prüfpuppen stützen , erwogen werden.

Die Anpassung der Richtlinie 76/115/EWG des Rates ( 10),
zuletzt geändert durch die Richtlinie 90/629/EWG der
Kommission ("), über die Verankerungen der Sicherheits­
gurte und der vorliegenden Richtlinie über die Wider­
standsfähigkeit von Sitzen an den technischen Fortschritt
ist Voraussetzung für das Inkrafttreten einer Änderung der
Richtlinie 77/541 /EWG des Rates (12), zuletzt geändert
durch die Richtlinie 90/628/EWG der Kommission (13),
die den Einbau von Beckensicherheitsgurten in Kraftfahr­
zeugen der Klassen M2 und M3 vorschreibt.

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Richtlinie 70/ 156/EWG des Rates vom 6.
Februar 1970 über die Betriebserlaubnis für Kraftfahr­
zeuge und Kraftfahrzeuganhänger ('), zuletzt geändert
durch die Richtlinie 95/54/EG der Kommission (2), insbe­
sondere auf Artikel 13 Absatz 2,

gestützt auf die Richtlinie 74/408/EWG des Rates vom
22. Juli 1974 zur Angleichung der Rechtsvorschriften der
Mitgliedstaaten über die Innenausstattung der Kraftfahr­
zeuge (Widerstandsfähigkeit der Sitze und ihrer Veranke­
rung) (3), zuletzt geändert durch die Richtlinie
81 /577/EWG (4), insbesondere auf Artikel 5,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Bei der Richtlinie 74/408/EWG handelt es sich um eine
Einzelrichtlinie des durch die Richtlinie 70/ 156/EWG
eingeführten EWG-Typgenehmigungsverfahrens. Daher
finden die in der Richtlinie 70/ 156/EWG festgelegten
Bestimmungen über Systeme, Bauteile und selbständige
technische Einheiten von Fahrzeugen auf diese Richtlinie
Anwendung.

Insbesondere wird in Artikel 3 Absatz 4 sowie in Artikel 4
Absatz 3 der Richtlinie 70/ 156/EWG festgelegt, daß jeder
Einzelrichtlinie ein Beschreibungsbogen mit den
einschlägigen Angaben gemäß Anhang I sowie ein
Typgenehmigungsbogen gemäß Anhang VI der
genannten Richtlinie beigefügt wird, damit das Typge­
nehmigungsverfahren rechnergestützt durchgeführt
werden kann .

Es ist möglich, diese Richtlinie weiter an den technischen
Fortschritt anzupassen, um die Sicherheit der Insassen
von Kraftfahrzeugen im Hinblick auf die Widerstandsfä­
higkeit der Sitze und den Einbau von Kopfstützen
dadurch zu erhöhen, daß die Einhaltung der technischen
Vorschriften der Regelung Nr. 17.04 der Wirtschaftskom­
mission der Vereinten Nationen für Europa und insbe­
sondere der in der Änderungsserie 05 dieser Regelung
vorgesehenen Höhe der Kopfstützen vorgeschrieben wird.

Ferner kann die Anbringung von Kopfstützen an den
äußeren Vordersitzen in Fahrzeugen der Klasse M, mit
einem zulässigen Gesamtgewicht von bis zu 3 500 kg

(5) ABl . Nr. L 267 vom 19. 10 . 1 977, S. 1 .
(j ABl . Nr. L 341 vom 6. 12. 1990, S. 20 .
o ABl . Nr. L 38 vom 11 . 2. 1974, S. 2.
(8) ABl . Nr. L 206 vom 29. 7 . 1978 , S. 26.
O ABl . Nr. L 325 vom 20 . 11 . 1978 , S. 1 .
( I0) ABl . Nr. L 220 vom 29. 8 . 1977, S. 95.
(") ABl . Nr. L 341 vom 6. 12. 1990, S. 1 .
( ,2) ABl . Nr. L 24 vom 30. 1 . 1976, S. 6 .
(I3) ABl . Nr. L 341 vom 6. 12. 1990, S. 14.

(') ABl . Nr. L 42 vom 23 . 2 . 1970 , S. 1 .
(2) ABl . Nr. L 266 vom 8 . 11 . 1995, S. 1 .
(J) ABl. Nr. L 22 1 vom 12. 8 . 1974, S. 1 .
M ABl . Nr. L 209 vom 29 . 7 . 1981 , S. 34 .
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Die Bestimmungen dieser Richtlinie entsprechen der
Stellungnahme des durch die Richtlinie 70/ 156/EWG
eingesetzten Ausschusses für die Anpassung an den
technischen Fortschritt —

— noch die Zulassung, den Verkauf oder die Inbetrieb­
nahme von Fahrzeugen oder den Verkauf oder die
Inbetriebnahme von Sitzen untersagen ,

wenn die Sitze, ihre Verankerungen und Kopfstützen den
Vorschriften der Richtlinie 74/408/EWG, in der Fassung
dieser Richtlinie, entsprechen .

(2) Ab dem 1 . Oktober 1999 bei Fahrzeugen der Klasse
M2 mit einer Gesamtmasse von höchstens 3 500 kg und
ab dem 1 . Oktober 1997 bei allen anderen Fahrzeugen
dürfen die Mitgliedstaaten für einen Fahrzeugtyp aus
Gründen, die sich auf die Sitze , ihre Verankerungen und
Kopfstützen beziehen , und für einen Sitztyp

— die EWG-Typgenehmigung nicht mehr erteilen und

— die Betriebserlaubnis mit nationaler Geltung verwei­
gern ,

wenn die Vorschriften der Richtlinie 74/408/EWG, in der
Fassung dieser Richtlinie, nicht erfüllt sind.

(3) Ab dem 1 . Oktober 2001 bei Fahrzeugen der Klasse
M2 mit einer Gesamtmasse von höchstens 3 500 kg und
ab dem 1 . Oktober 1999 bei allen anderen Fahrzeugen
der Klasse M und der Klasse N ,

— betrachten die Mitgliedstaaten aus Gründen , die sich
auf die Sitze, ihre Verankerungen und Kopfstützen
beziehen , die gemäß der Richtlinie 70/ 156/EWG
ausgestellten Übereinstimmungsbescheinigungen für
Neufahrzeuge als nicht mehr gültig im Sinne von
Artikel 7 Absatz 1 der genannten Richtlinie,

— dürfen die Mitgliedstaaten aus Gründen, die sich auf
die Sitze , ihre Verankerungen und Kopfstützen
beziehen, die Zulassung, den Verkauf und die Inbe­
triebnahme von Neufahrzeugen, die nicht mit einer
Ubereinstimmungsbescheinigung gemäß der Richt­
linie 70/ 156/EWG versehen sind, verweigern ,

— dürfen die Mitgliedstaaten aus Gründen , die sich auf
die Sitze, ihre Verankerungen und Kopfstützen
beziehen , den Verkauf und die Inbetriebnahme neuer
Sitze verweigern ,

wenn die Vorschriften der Richtlinie 74/408/EWG, in der
Fassung dieser Richtlinie , nicht erfüllt sind .

(4) Ab dem 1 . Oktober 1999 gelten für Sitze als
Bauteile im Sinne von Artikel 7 Absatz 2 der Richtlinie
70/ 156/EWG die Vorschriften der Richtlinie 74/408/
EWG, in der Fassung dieser Richtlinie .

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

( 1 ) Der Titel der Richtlinie 74/408/EWG erhält
folgende Fassung: „Richtlinie 74/408 /EWG des Rates
über Kraftfahrzeuge hinsichtlich der Sitze, ihrer Veranke­
rungen und Kopfstützen ."

(2) Der verfügende Teil der Richtlinie 74/408/EWG
wird wie folgt geändert :
1 . Artikel 1 lautet am Ende wie folgt : . . mit Ausnahme

von Schienenfahrzeugen , land- und forstwirtschaft­
lichen Zugmaschinen und allen fahrbaren Maschinen ."

2. Artikel 2 erhält folgende Fassung: „. . . nicht aus
Gründen , die sich auf die Widerstandsfähigkeit der
Sitze oder ihrer Verankerungen beziehen, verweigern
oder die Erteilung der EWG-Typgenehmigung oder
der Betriebserlaubnis mit nationaler Geltung für einen
Sitz nicht aus Gründen, die sich auf dessen Wider­
standsfähigkeit und Tauglichkeit für den Insassen­
schutz beziehen, verweigern , wenn diese die
Vorschriften des Anhangs II oder III (je nach Anwend­
barkeit) bei Fahrzeugen der Klasse M, die mit Sicher­
heitsgurten ausgestattet sind, und die Vorschriften des
Anhangs IV bei Fahrzeugen der Klasse M2 oder M3, die
nicht mit Sicherheitsgurten ausgestattet sind, oder bei
Fahrzeugen der Klasse N erfüllen . Die Fahrzeug­
klassen sind in Anhang II A der Richtlinie
70/ 156/EWG festgelegt."

3 . Artikel 3 erhält folgende Fassung: . . nicht aus
Gründen, die sich auf die Widerstandsfähigkeit der
Sitze oder ihrer Verankerungen beziehen, verweigern
oder den Verkauf, die Inbetriebnahme oder die Benut­
zung eines Sitzes aus Gründen, die sich auf die Wider­
standsfähigkeit oder die Tauglichkeit für den Insassen­
schutz beziehen, verweigern , wenn diese die
Vorschriften der einschlägigen Anhänge , je nachdem
zu welcher Klasse das Fahrzeug gemäß Artikel 2
gehört, erfüllen ."

4. In Artikel 4 wird „Anhang I, 2.2" ersetzt durch „je nach
Anwendbarkeit Anhang II, 2.2, Anhang III , 2.3 , oder
Anhang III, 2.4".

5 . In Artikel 5 wird „Anhänge I bis IV" ersetzt durch „die
Anhänge".

(3) Die Anhänge der Richtlinie 74/408/EWG werden
gemäß dem Anhang dieser Richtlinie geändert.

Artikel 2

( 1 ) Ab dem 1 . Januar 1997 dürfen die Mitgliedstaaten
aus Gründen, die sich auf die Sitze, ihre Verankerungen
und Kopfstützen beziehen,
— weder die Erteilung der EWG-Typgenehmigung oder

der Betriebserlaubnis mit nationaler Geltung für einen
Kraftfahrzeugtyp oder Sitztyp verweigern

Artikel 3

Binnen zwei Jahren ab dem in Artikel 4 angeführten
Datum werden von der Kommission die folgenden
Punkte überprüft :

— die Gleichwertigkeit statischer Prüfungen der Sitze für
die Zwecke von Anhang III;
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— die Anforderungen an Kopfstützen für die Zwecke
von Anhang II;

— Vorschriften für die spezifische Widerstandsfähigkeit
der Sitze von Fahrzeugen der Klasse M2;

— Vorschriften für die Widerstandsfähigkeit von Sitzen
bei gleichzeitiger Belastung mit einem angeschnallten
und einem nicht angeschnallten Insassen;

— die Anwendbarkeit von Sicherheitsgurten an seitlich
ausgerichteten Sitzen .

Auf der Grundlage der Ergebnisse dieser Uberprüfung
wird gegebenenfalls eine Änderung der Richtlinie nach
dem Verfahren von Artikel 13 der Richtlinie
70/ 156/EWG vorgeschlagen .

Artikel 4

( 1 ) Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen
Rechts- und Verwaltungsvorschriften , um dieser Richt­
linie bis zum 31 . Dezember 1996 nachzukommen; sie
setzen die Kommission unverzüglich davon in Kenntnis.

Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen,
nehmen sie in diesen Vorschriften selbst oder durch

einen Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf
diese Richtlinie bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die
Einzelheiten dieser Bezugnahme.

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den
Wortlaut der wichtigsten innerstaatlichen Rechtsvor­
schriften mit, die sie auf dem unter diese Richtlinie
fallenden Gebiet erlassen .

Artikel 5

Diese Richtlinie tritt am 20 . Tag nach dem Tag ihrer
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen
Gemeinschaften in Kraft .

Artikel 6

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 17 . Juni 1996

Für die Kommission

Martin BANGEMANN

Mitglied der Kommission
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ANHANG

Zwischen dem verfügenden Teil und Anhang I wird das folgende Verzeichnis der Anhänge eingefügt:

„VERZEICHNIS DER ANHANGE

ANHANG I: Verwaltungsvorschriften für die EWG-Typgenehmigung

Anlage 1: Beschreibungsbogen (Fahrzeug)
Anlage 2: EWG-Typgenehmigungsbogen (Fahrzeug)
Anlage 3: Beschreibungsbogen (Bauteil)
Anlage 4: EWG-Typgenehmigungsbogen (Bauteil)
Anlage 5: Muster für das EWG-Typgenehmigungszeichen

ANHANG II: Geltungsbereich, Begriffsbestimmungen und Vorschriften für Fahrzeuge der Klasse M ,

Anlage 1: Prüfungen und Gebrauchsanweisungen
Anlage 2: Prüfverfahren zur Bestimmung der Energieaufnahme
Anlage 3: Verfahren zur Prüfung der Widerstandsfähigkeit von Sitzverankerungen

ANHANG III : Geltungsbereich, Begriffsbestimmungen und Vorschriften für bestimmte Fahrzeuge der
Klassen M2 und M3

Anlage 1: Prüfverfahren für Sitze und/oder Verankerungen
Anlage 2: Prüfverfahren für die Verankerungen in einem Fahrzeug
Anlage 3: Vorzunehmende Messungen
Anlage 4: Festlegung der Akzeptanz-Kriterien
Anlage 5: Vorschriften für statische Prüfungen
Anlage 6: Vorschriften für die Energieaufnahme

ANHANG IV: Allgemeine Vorschriften für nicht unter die Anhänge II und III fallende Fahrzeuge"
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Es wird der folgende neue Anhang 1 eingefügt:

„ANHANG I

VERWALTUNGSVORSCHRIFTEN FÜR DIE EWG-TYPGENEHMIGUNG

1 . Antrag auf Erteilung einer EWG-Typgenehmigung

1.1 . Der Antrag auf Erteilung einer EWG-Typgenehmigung für ein Fahrzeug der Klasse M oder N in
bezug auf die Sitze, deren Verankerungen und Kopfstützen und für ein Fahrzeug der Klasse M2 oder
M, in bezug auf die Verankerungen gemäß Artikel 3 Absatz 4 der Richtlinie 70/ 156/EWG ist vom
Fahrzeughersteller zu stellen .

1.2. Ein Muster des Beschreibungsbogens liegt in Anlage 1 dieses Anhangs bei .

1.3 . Dem für die Durchführung der Typgenehmigungsprüfungen zuständigen technischen Dienst sind zur
Verfügung zu stellen :

1.3.1 . ein Fahrzeug, das dem zu genehmigenden Fahrzeugtyp entspricht und erforderlichenfalls ein rele­
vantes Teil der Fahrzeugstruktur;

1.3.2. bei Fahrzeugen , die unter Anhang II oder III fallen, eine zusätzliche Garnitur Sitze des Typs, mit
denen das Fahrzeug ausgerüstet ist, einschließlich ihrer Verankerungen;

1.3.3 . bei Fahrzeugen der Klasse M„ der Klasse M2 mit einer Gesamtmasse von bis zu 3 500 kg und der
Klasse N , mit Sitzen , die mit Kopfstützen ausgerüstet sind oder damit ausgerüstet werden können,
neben den Anforderungen von 1.3.1 und 1.3.2:

1.3.3.1 . im Fall von abnehmbaren Kopfstützen : eine zusätzliche Garnitur von Sitzen mit Kopfstützen des Typs,
mit denen das Fahrzeug ausgerüstet ist, zusammen mit ihren Verankerungen ;

1.3.3.2. im Fall von separaten Kopfstützen : eine zusätzliche Garnitur von Sitzen des Typs, mit denen das Fahr­
zeug ausgerüstet ist, mit ihren Verankerungen, ein zusätzlicher Satz der entsprechenden Kopfstützen
und des Teils der Fahrzeugstruktur, auf dem die Kopfstütze angebracht ist, oder eine vollständige Fahr­
zeugstruktur.

2. Antrag auf Erteilung einer EWG-Bauteil-Typgenehmigung für einen Sitz

2.1 . Der Antrag auf Erteilung einer EWG-Bauteil-Typgenehmigung für einen Sitztyp gemäß Artikel 3
Absatz 4 der Richtlinie 70/156/EWG ist vom Fahrzeughersteller einzureichen .

2.2 . Ein Muster des Beschreibungsbogens liegt in Anlage 2 dieses Anhangs bei .

2.3 . Dem für die Durchführung der Typgenehmigungsprüfungen zuständigen technischen Dienst sind zur
Verfügung zu stellen :

2.3.1 . drei Prüfstücke des zu genehmigenden Sitztyps . Jeder Sitz ist klar und unauslöschbar mit dem
Handelsnamen oder Handelszeichen des Herstellers und der Typbezeichnung zu kennzeichnen .

3 . Erteilung der EWG-Typgenehmigung

3.1 . Sind die entsprechenden Vorschriften erfüllt, wird die EWG-Typgenehmigung gemäß Artikel 4 Absatz
3 und gegebenenfalls Artikel 4 Absatz 4 der Richtlinie 70/156/EWG erteilt.

3.2 . Ein Muster des EWG-Typgenehmigungsbogens liegt bei:

3.2.1 . in Anlage 3 für die in Nummer 1 erwähnten Anwendungen ;

3.2.2. in Anlage 4 für die in Nummer 2 erwähnten Anwendungen .

3.3 . Jedem genehmigten Fahrzeugtyp oder Sitztyp wird gemäß Anhang VII der Richtlinie 70/ 156/EWG
eine Typgenehmigungsnummer zugeteilt. Ein und derselbe Mitgliedstaat darf die gleiche Nummer
keinem anderen Fahrzeugtyp zuteilen .

4. Veränderungen des Typs und Änderungen der Typgenehmigungen
4.1 . Bei Änderungen der gemäß dieser Richtlinie erteilten Typgenehmigungen gelten die Bestimmungen

von Artikel 5 der Richtlinie 70/ 156/EWG.

Übereinstimmungen der Produktion5 .

5.1 . Maßnahmen zur Sicherstellung der Ubereinstimmung der Produktion werden generell entsprechend
den Vorschriften von Artikel 10 der Richtlinie 70/ 156/EWG getroffen.
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6. Aufschriften

6.1 . An jedem Sitz, der einem nach dieser Richtlinie genehmigten Typ als selbständige technische Einheit
entspricht, ist das EWG-Typgenehmigungszeichen anzubringen .

6.2. Dieses Zeichen besteht aus :

6.2.1 . einem Rechteck, in dessen Inneren sich der Buchstabe ,e', gefolgt von der Kennzahl oder dem Kenn­
buchstaben des Mitgliedstaats, befindet, der die Typgenehmigung erteilt hat:

1 für Deutschland 12 für Österreich
2 für Frankreich 13 für Luxemburg
3 für Italien 17 für Finnland
4 für die Niederlande

18 für Dänemark
5 für Schweden

für Portugal
6 für Belgien

für Spanien

21

9
23 für Griechenland

11 für das Vereinigte
Königreich

IRL für Irland

6.2.2. in der Nähe des Rechtecks die .Grundgenehmigungsnummer' nach Abschnitt 4 der im Anhang VII
der Richtlinie 70/156/EWG angeführten Typgenehmigungsnummer, der die beiden Ziffern vorange­
stellt sind, die die laufende Nummer der letzten größeren technischen Änderung der Richtlinie
74/408/EWG zum Zeitpunkt der Erteilung der EWG-Typgenehmigung angeben . Bei dieser Richtlinie
ist die laufende Nummer 00;

6.2.3 . oberhalb des Rechtecks zusätzlich das Symbol ,D', mit dem angezeigt wird, daß die dynamische(n)
Prüfungen) gernäß Anlage 1 des Anhangs III für die Genehmigung des Sitzes durchgeführt wurde(n).

6.3 . Das EWG-Typgenehmigungszeichen ist auf dem Sitz oder den Sitzen deutlich lesbar und dauerhaft
anzubringen .

6.4. Ein Muster des EWG-Typgenehmigungszeichens ist in Anlage 5 enthalten.
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Anlage 1

Beschreibungsbogen Nr. . . .
gemäß Anhang I der Richtlinie 70/156/EWG (')

betreffend die EWG-Typgenehmigung für ein Fahrzeug bezüglich seiner Sitze, Verankerungen und Kopfstützen
(Richtlinie 74/408/EWG, zuletzt geändert durch die Richtlinie 96/37/EG)

Die nachstehenden Angaben sind, soweit sie in Frage kommen, zusammen mit einem Verzeichnis der beiliegenden
Unterlagen in dreifacher Ausfertigung einzureichen . Liegen Zeichnungen bei , so müssen diese das Format A4
haben oder auf das Format A4 gefaltet sein und hinreichende Einzelheiten in geeignetem Maßstab enthalten .
Liegen Fotografien bei, so müssen diese hinreichende Einzelheiten enthalten .

Weisen die Systeme, Bauteile oder selbständigen technischen Einzelheiten elektronisch gesteuerte Funktionen auf,
so sind Angaben zu ihren Leistungsmerkmalen zu machen .

0 . Allgemeines

0.1 . Fabrikmarke (Firmenname des Herstellers):

0.2 . Typ und allgemeine Handelsbezeichnungen):

0.3 . Merkmale zur Typidentifizierung, sofern am Fahrzeug vorhanden (b):

0.3.1 . Anbringungsstelle dieser Merkmale :

0.4 . Fahrzeugklasse (c):

0.5. Name und Anschrift des Herstellers :

0.8 . Anschriften) der Fertigungsstätte(n):

1 . Allgemeine Baumerkmale des Fahrzeugs

1.1 . Fotos und/oder Zeichnungen eines repräsentativen Fahrzeugs :

9 . Aufbau

9.1 . Art des Aufbaus:

9.2 . Werkstoffe und Bauart:

9.10 . Innenausstattung

9.10.3 . Sitze

9.10.3.1 . Anzahl :

9.10.3.2 . Lage und Anordnung:

9.10.3.3 . Masse:

9.10.3.4 . Technische Merkmale; bei Sitzen, für die keine Bauteil-Typgenehmigung erteilt wurde, Beschreibung
und Zeichnungen :

9.10.3.4.1 . der Sitze und ihrer Verankerungen :

9.10.3.4.2. der Einsteileinrichtung:

9.10.3.4.3. der Verstell- und Verriegelungseinrichtungen:

9.10.3.4.4. der Sicherheitsgurtverankerungen, falls diese im Sitz eingebaut sind:

9.10.3.4.5. der als Verankerungen benutzten Teile des Fahrzeugs :

{') Die Numerierungen und Fußnoten in diesem Beschreibungsbogen entsprechen denen in Anhang I der Richtlinie 70/156/EwG.
Für die Zwecke dieser Richdinie nicht relevante Punkte wurden weggelassen.
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9.10.3.5 . Koordinaten oder Zeichnung des R-Punktes (x)

9.10.3.5.1 . Fahrersitz :

9.10.3.5.2. Alle anderen Sitzplätze :

9.10.3.6 . Nomineller Rückenlehnenwinkel

9.10.3.6.1 . Fahrersitz :

9.10.3.6.2. Alle anderen Sitzplätze :

9.10.3.7 . Sitzverstel Ibereich

9.10.3.7.1 . Fahrersitz :

9.10.3.7.2 . Alle anderen Sitzplätze :

9.10.4 . Kopfstützen

9.10.4.1 . Typ(en) der Kopfstütze(n): integriert/abnehmbar/separat (')

9.10.4.2. Typgenehmigungsnummer(n), falls vorhanden:

9.10.4.3 . Für noch nicht genehmigte Kopfstützen

9.10.4.3.1 . ausführliche Beschreibung der Kopfstütze insbesondere hinsichtlich der Art des Polsterwerkstoffs oder
der -Werkstoffe und gegebenenfalls der Lage und der Beschaffenheit der Stütz- und Verankerungsteile
für den Sitztyp oder die Sitztypen, für den oder für die eine Genehmigung beantragt wird:

9.10.4.3.2. Bei einer »separaten" Kopfstütze

9.10.4.3.2.1 . ausführliche Beschreibung des Bereichs des tragenden Bauteils, auf dem die Kopfstütze angebracht
werden soll :

9.10.4.3.2.2. Maßzeichnungen der wesentlichen tragenden Bauteile und der Kopfstütze:

Datum, Ordner

Bei Anwendungen, die sich auf Sitze, deren Verankerungen und ggf. deren Kopfstützen beziehen, sind alle
Nummern mit Ausnahme von 9.10.3.4.5 anzugeben.

Bei Anwendungen, die sich auf Sitzverankerungen in Fahrzeugen der Klasse M2 oder M3 beziehen, sind die
Nummern 0 bis 0.8 , 1 , 1.1 , 9 bis 9.2, 9.10.3.4 und 9.10.3.4.5 anzugeben.
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Anlage 2

MUSTER

(größtes Format: A4 (210 x 297 mm))

EWG-TYPGENEHMIGUNGSBOGEN

Stempel
der Behörde

Benachrichtigung über
— die Typgenehmigung (')
— die Erweiterung der Typgenehmigung (')
— die Verweigerung der Typgenehmigung (')
— den Entzug der Typgenehmigung (') ,
des Typs eines Fahrzeugs/eines Bauteils/einer selbständigen technischen Einheit (') in bezug auf die Richtlinie
74/408/EWG, zuletzt geändert durch die Richtlinie 96/37/EG.

Typgenehmigungsnummer:

Grund für die Erweiterung:

Abschnitt I

0.1 . Fabrikmarke (Firmenname des Herstellers):

0.2. Typ und allgemeine Handelsbezeichnungen):

0.3 . Merkmale zur Typidentifizierung, sofern am Fahrzeug/Bauteil/an der selbständigen technischen
Einheit (') (2) vorhanden:

0.3.1 . Anbringungsstelle dieser Merkmale :

0.4 . Fahrzeugklasse (3):
0.5 . Name und Anschrift des Herstellers :

0.7 . Bei Bauteilen und selbständigen technischen Einheiten Lage und Anbringungsart des EWG-Typge­
nehmigungszeichens:

0.8 . Anschriften) der Fertigungsstätte(n):

Abschnitt II

1 . (Gegebenenfalls) zusätzliche Angaben : (siehe Nachtrag)

2. Für die Durchführung der Prüfungen zuständiger technischer Dienst:

3 . Datum des Prüfprotokolls:

4. Nummer des Prüfprotokolls :

5 . (Gegebenenfalls) Bemerkungen : (siehe Nachtrag)
6 . Ort:

7. Datum:

8 . Unterschrift:

9 . Das Inhaltsverzeichnis der bei der Genehmigungsbehörde hinterlegten Beschreibungsunterlagen, die
auf Antrag erhältlich sind, liegt bei .

(') Nichtzutreffendes streichen.
(2) Enthalten die Merkmale zur Typidentifizierung Zeichen , die für die Beschreibung des Typs des Fahrzeugs, Bauteils oder der selb­

ständigen technischen Einheiten, die Gegenstand dieses Typgenehmigungsbogens sind, nicht relevant sind, werden diese Zeichen
in den Unterlagen durch das Symbol „ ?" dargestellt (z.B. ABC??123??).

f) Nach der in Anhang II A der Richtlinie 70/156/EWG enthaltenen Begriffsbestimmung.
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Nachtrag zu dem EWG-Typgenehmigungsbogen Nr. ...

betreffend die Typgenehmigung eines Fahrzeugs in bezug auf die Richtlinie 74/408/EWG, zuletzt geändert durch
die Richtlinie 96/37/EG

1 . Zusätzliche Angaben

1 . 1 . Fabrikmarke und Typ der Sitze, für die die EWG-Bauteil-Typgenehmigung erteilt wurde:

1.2. Für jede Sitzreihe: Einzelsitz/Sitzbank fest eingebaut/verstellbar, feste Rückenlehne/verstellbare
Rückenlehne ( ):

1.3 . Lage und Anordnung der Sitze (Sitze , für die eine EG-Typgenehmigung erteilt wurde, und sonstige
Sitze):

1.4 . Gegebenenfalls Sitze mit eingebauter Sicherheitsgurtverankerung:

1.5. Für jeden Sitz : gegebenenfalls Typ der Kopfstütze : integriert/abnehmbar/separat ('):

1.6. Kurze Beschreibung des Fahrzeugtyps in bezug auf die Sitzverankerungen und Mindestabstand
zwischen den Verankerungen (für den Fall , daß die Typgenehmigungen für Sitzverankerungen von
Fahrzeugen der Klasse M2 oder M3 erteilt wurden):

5. Bemerkungen :

(') Nichtzutreffendes streichen .
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Anlage 3

Beschreibungsbogen Nr. . . .
betreffend die EWG-Typgenehmigung für Sitze als Bauteile

(Richtlinie 74/408/EWG, zuletzt geändert durch die Richtlinie 96/37/EG)

Die nachstehenden Angaben sind, soweit sie in Frage kommen, zusammen mit einem Verzeichnis der beilie­
genden Unterlagen in dreifacher Ausfertigung einzureichen . Liegen Zeichnungen bei , so müssen diese das
Format A4 haben oder auf das Format A4 gefaltet sein und hinreichende Einzelheiten in geeignetem Maßstab
enthalten . Liegen Fotografien bei , müssen diese hinreichende Einzelheiten enthalten .

Weisen die Systeme, Bauteile oder selbständigen technischen Einheiten elektronisch gesteuerte Funktionen auf,
so sind Angaben zu ihren Leistungsmerkmalen zu machen .

0 . Allgemeines

0.1 . Fabrikmarke (Firmenname des Herstellers):

0.2. Typ und allgemeine Handelsbezeichnungen):

0.5 . Name und Anschrift des Herstellers :

0.7. Bei Bauteilen und selbständigen technischen Einheiten Anbringungsstelle und Anbringungsart des
EWG-Genehmigungszeichens :

0.8 . Anschriften) der Fertigungsstätte(n):

1 . Beschreibung der Einrichtung

1.1 . Technische Merkmale: Beschreibung und Zeichnungen

1.1.1 . der Sitze und ihrer Verankerungen :

1.1.2. der EinStelleinrichtung:

1.1.3 . der Verstell- und Verriegelungseinrichtungen :

1.1.4 . der Sicherheitsgurtverankerungen , falls diese im Sitz eingebaut sind:

1.1.5. Mindestabstand zwischen den Befestigungspunkten :

1.1.6 . Kopfstützen , sofern vorhanden :

1.2 . Koordinaten oder Zeichnung des R-Punktes (x):

1 .3 . Sitzverstellbereich

Datum, Ordner
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Anlage 4

MUSTER

(Größtes Format: A4 (210 x 297 mm))

EWG-TYPGENEHMIGUNGSBOGEN

Stempel der
Behörde

Benachrichtigung über
— die Typgenehmigung (')
— die Erweiterung der Typgenehmigung (')
— die Verweigerung der Typgenehmigung (')
— den Entzug der Typgenehmigung (')
des Typs eines Fahrzeugs/ eines Bauteils/ einer selbständigen technischen Einheit (') in bezug auf die Richtlinie
74/408/EWG, zuletzt geändert durch die Richtlinie 96/37/EG.

Typgenehmigungsnummer:

Grund für die Erweiterung:

Abschnitt I

0.1 . Fabrikmarke (Firmenname des Herstellers):

0.2. Typ und allgemeine Handelsbezeichnungen):
0.3 . Merkmale zur Typidentifizierung, sofern am Fahrzeug/Bauteil/an der selbständigen technischen

Einheit (') (2) vorhanden :

0.3.1 . Anbringungsstelle dieser Merkmale :
0.4. Fahrzeugklasse (3):
0.5. Name und Anschrift des Herstellers :

0.7 . Bei Bauteilen und selbständigen technischen Einheiten Lage und Anbringungsart des EWG-Typge­
nehmigungszeichens:

0.8 . Anschriften) der Fertigungsstätte(n):

Abschnitt II

1 . (Gegebenenfalls) zusätzliche Angaben : (siehe Nachtrag)
2. Für die Durchführung der Prüfungen zuständiger technischer Dienst:
3. Datum des Prüfprotokolls :

4. Nummer des Prüfprotokolls:

5. (Gegebenenfalls ) Bemerkungen : (siehe Nachtrag)
6. Ort:

7. Datum:

8 . Unterschrift:

9. Das Inhaltsverzeichnis der bei der Genehmigungsbehörde hinterlegten Beschreibungsunterlagen , die
auf Antrag erhältlich sind, liegt bei .

(') Nichtzutreffendes streichen .
(2) Enthalten die Merkmale zur Typidentifizierung Zeichen, die für die Beschreibung des Typs des Fahrzeugs, Bauteils oder der selb­

ständigen technischen Einheiten, die Gegenstand dieses Typgenehmigungsbogens sind, nicht relevant sind, wenn diese Zeichen
in den Unterlagen durch das Symbol „?" (z.B. ABC??123 ??) dargestellt werden .

(3) Nach der in Anhang II A der Richtlinie 70/156/EWG enthaltenen Begriffsbestimmung.
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Nachtrag zu dem EWG-Typgenehmigungsbogen Nr. . . .

betreffend die Typgenehmigung eines Sitztyps als Bauteil in bezug auf die Richtlinie 74/408/EWG,
zuletzt geändert durch die Richtlinie 96/37/EG

1 . Zusätzliche Angaben

1.1 . Kurze Beschreibung des Sitztyps, seiner Befestigungsteile und seiner Einstell-, Verstell- und Verriege­
lungseinrichtungen einschließlich des Mindestabstands zwischen den Befestigungspunkten :

1.3 . Lage und Anordnung der Sitze:

1.4 . Gegebenenfalls Sitze mit eingebauter Sicherheitsgurtverankerung:

1.5 . Typ der Kopfstütze, sofern vorhanden: integriert/abnehmbar/separat (')

5. Bemerkungen

5.1 . Prüfverfahren für die Bestimmung der Energieaufnahme am hinteren Teil der Rückenlehne: ja/nein (')

5.1.2. Zeichnungen des hinteren Teils der Rückenlehne, dessen Energieaufnahme geprüft wurde:

5.2. Sitz nach 3.2.1 des Anhangs III (Dynamische Prüfung) genehmigt: ja/nein (')

5.2.1 . Prüfung 1 : ja/nein (')

5.2.2. Prüfung 2: ja/nein (')

5.2.3 . Beschreibung der für die Prüfung 2 benutzten Sicherheitsgurte und Verankerungen:

5.2.4. Für die Prüfung 2 benutzter Zusatzsitztyp (sofern er sich vom genehmigten Sitz unterscheidet):

5.3 . Nach 3.2.2 des Anhangs III (Statische Prüfung) genehmigter Sitz : ja/nein (')

5.3.1 Prüfung nach Anlage 5: ja/nein (')

5.3.2. Prüfung nach Anlage 6: ja/nein (')

(') Nichtzutreffendes streichen.
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Anlage 5

Muster des EWG-Typgenehmigungszeichens

aD 3

a00 0140 J

a>so mm

Der Sitz mit dem oben gezeigten EWG-Typgenehmigungszeichen ist eine Einrichtung, die in Spanien (e9) unter
der Grundgenehmigungsnummer 0148 auf der Grundlage dieser Richtlinie (00) genehmigt worden ist. Die verwen­
deten Zeichen dienen nur als Hinweis."
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Es wird der folgende neue Anhang II eingefügt:

„ANHANG II

GELTUNGSBEREICH, BEGRIFFSBESTIMMUNGEN UND VORSCHRIFTEN FÜR FAHRZEUGE
DER KLASSE M,

1 . Geltungsbereich
1.0 . Die Vorschriften dieses Anhangs gelten für Fahrzeuge der Klasse M,.
1.1 . Die Vorschriften dieses Anhangs gelten nicht für Klappsitze, für Sitze, die quer zur oder entgegen der

Fahrtrichtung oder rückwärts gerichtet sind, und für an diesen Sitzen befestigte Kopfstützen .
1.2 . Es wird davon ausgegangen, daß Kopfstützen, für die eine Typgenehmigung gemäß den Vorschriften

der Richtlinie 78/932/EWG erteilt wurde, den Vorschriften dieser Richtlinie entsprechen .
1.3 . Bei den im Bereich 1 liegenden rückwärtigen Teilen der Sitze oder den rückwärtigen Teilen der Kopf­

stützen, die den Vorschriften von 5.7 des Anhangs I der Richtlinie 74/60/EWG (betreffend die Innen­
ausstattung) entsprechen, wird davon ausgegangen, daß sie den entsprechenden Vorschriften dieser
Richtlinie genügen .

2. Begriffsbestimmungen
Im Sinne dieses Anhangs bedeuten :

2.1 . .Genehmigung eines Fahrzeugs' die Genehmigung eines Fahrzeugtyps hinsichtlich der Widerstandsfä­
higkeit der Sitze und ihrer Verankerungen, der Ausführung der hinteren Teile der Rückenlehnen und
der Eigenschaften ihrer Kopfstützen ;

2.2 . ,Fahrzeugtyp' Kraftfahrzeuge, die untereinander keine wesentlichen Unterschiede aufweisen ; diese
Unterschiede können sich insbesondere erstrecken auf:

2.2.1 . Struktur, Form, Abmessungen, Werkstoffe und Masse der Sitze, wobei die Sitze aber in bezug auf Farbe
unterschiedlich sein können; Unterschiede bis zu 5 % in der Masse des genehmigten Sitztyps werden
als unbedeutend angesehen;

2.2.2 . Typ und Abmessungen der Einstell-, Verstell- und Verriegelungseinrichtungen der Rückenlehne, der
Sitze und ihrer Teile ;

2.2.3 . Typ und Abmessungen der Sitzverankerungen ;
2.2.4 . Abmessungen, Rahmen , Werkstoffe und Polsterung der Kopfstützen, die aber in Farbe und Bezug

unterschiedlich sein können;

2.2.5 . Typ und Abmessungen der Befestigungsteile der Kopfstütze und bei einer separaten Kopfstütze die
Merkmale des Teiles des Fahrzeugs , an dem die Kopfstütze befestigt ist;

2.3 . ,Sitz' eine Struktur einschließlich Polsterung und Bezug, die fester Bestandteil der Fahrzeugstruktur
sein kann, und die einen Sitzplatz für einen Erwachsenen bietet. Der Begriff bezeichnet sowohl einen
Einzelsitz als auch den Teil einer Sitzbank, der einem Sitzplatz für eine Person entspricht;

2.4 . .Sitzbank' eine Struktur einschließlich Polsterung und Bezug, die für mehr als einen Erwachsenen Platz
bietet;

2.5 . .Verankerung' das System für die Befestigung des gesamten Sitzes am Fahrzeugaufbau, einschließlich
der zugehörigen Teile des Fahrzeugaufbaus;

2.6 . .Einsteileinrichtung' die Einrichtung, mit der der Sitz oder seine Teile in eine Stellung gebracht
werden können, die der Körperform des Sitzenden angepaßt ist . Die Einsteileinrichtung ermöglicht
insbesondere:

2.6.1 . eine Längsverstellung,
2.6.2 . eine Höhenverstellung,
2.6.3 . eine Winkelverstellung;
2.7 . ,VerStelleinrichtung' eine Einrichtung, mit deren Hilfe der Sitz oder ein Teil des Sitzes ohne feste

Zwischenstellung verstellt und/oder umgeklappt werden kann, um den Zugang zu dem Raum hinter
dem betreffenden Sitz zu erleichtern ;

2.8 . ,Verriegelungseinrichtung' eine Einrichtung, die den Sitz und seine Teile in der Benutzungsstellung
hält;

2.9 . ,Klappsitz' ein Sitz, der für gelegentliche Benutzung vorgesehen und gewöhnlich weggeklappt ist;
2.10. .Querebene' eine vertikale Ebene rechtwinklig zur Längsmittelebene des Fahrzeugs;

2.11 . .Längsebene' eine Ebene parallel zur Längsmittelebene des Fahrzeugs;
2.12 . .Kopfstütze' eine Einrichtung, deren Zweck es ist, die Rückwärtsverlagerung des Kopfes eines erwach­

senen Insassen im Verhältnis zu seinem Rumpf zu begrenzen, um bei einem Unfall die Verletzungsge­
fahr für die Halswirbel zu verringern ;
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2.12.1 . »integrierte Kopfstütze' eine Kopfstütze, die durch den oberen Teil der Rückenlehne gebildet wird.
Kopfstützen nach 2.12.2 und 2.12.3, die nur mit Hilfe von Werkzeugen oder nach der teilweisen oder
vollständigen Entfernung des Sitzbezugs vom Sitz oder von der Fahrzeugstruktur gelöst werden
können, entsprechen dieser Begriffsbestimmung;

2.12.2 . »abnehmbare Kopfstütze' eine Kopfstütze, die durch ein vom Sitz abnehmbares getrenntes Bauteil
gebildet wird und so beschaffen ist, daß sie in die Rückenlehnenstruktur eingesteckt und zwangsläufig
festgehalten wird;

2.12.3 . »separate Kopfstütze' eine Kopfstütze , die durch ein vom Sitz getrenntes Bauteil gebildet wird und so
beschaffen ist, claß sie in die Fahrzeugstruktur eingeführt und/oder dort zwangsläufig festgehalten wird;

2.13 . ,R-Punkt' der in Anhang III der Richtlinie 77/649/EWG definierte Sitzbezugspunkt;

2.14. .Bezugslinie' die Linie auf der in Abbildung 1 abgebildeten Prüfpuppe.

3 . Vorschriften

3.1 . Jeder vordere Außensitz in den Fahrzeugen der Klasse M , ist mit einer Kopfstütze zu versehen (nach
den Vorschriften dieses Anhangs können auch Sitze mit Kopfstützen , die für die Anbringung in
anderen Sitzpositionen und anderen Fahrzeugklassen bestimmt sind, genehmigt werden).

3.2. Allgemeine Bestimmungen für alle Sitze

3.2.1 . Jede Einstell- und VerStelleinrichtung muß mit einer selbsttätigen Verriegelungseinrichtung versehen
sein . Armlehnen oder andere Einrichtungen zur Erhöhung des Komforts brauchen nicht mit Verriege­
lungseinrichtungen versehen zu sein, es sei denn, daß bei einem Aufprall von diesen Gegenständen
eine zusätzliche Verletzungsgefahr für die Fahrzeuginsassen ausgeht.

3.2.2. Die Betätigungseinrichtung für die Entriegelung der Einrichtung nach 2.7 muß sich an der Außenseite
des Sitzes in der Nähe der Tür befinden . Sie muß für einen Fahrzeuginsassen auch von dem Sitz aus ,
der sich unmittelbar hinter dem betreffenden Sitz befindet, leicht erreichbar sein .

3.2.3 . Die rückwärtigen Teile der Sitze in dem Aufschlagbereich 1 nach 8.1.1 der Anlage 1 müssen den
Anforderungen der Energieaufnahmeprüfung nach Anlage 2 dieser Regelung entsprechen (').

3.2.3.1 . Diese Bedingung gilt als erfüllt, wenn bei den Prüfungen nach dem in Anlage 2 beschriebenen
Verfahren die Verzögerung des Prüfkopfes für die ununterbrochene Dauer von mehr als 3 ms nicht
größer als 80 g ist. Außerdem darf während oder nach der Prüfung keine gefährliche Kante auftreten .

3.2.3.2. Die Vorschriften nach 3.2.3 gelten nicht für die hintersten Sitze oder für Sitze mit gegeneinander
angeordneten Rückenlehnen.

3.2.4. Die Oberflächen der rückwärtigen Teile der Sitze dürfen keine gefährlichen Unebenheiten oder
scharfen Kanten aufweisen, die die Gefahr von schweren Verletzungen für die Fahrzeuginsassen
erhöhen können ('). Diese Bedingung gilt als erfüllt, wenn bei den nach den Vorschriften von Anlage 1
geprüften Oberflächen der rückwärtigen Teile der Sitze die Abrundungsradien mindestens
— 2,5 mm im Aufschlagbereich 1 ,
— 5,0 mm im Aufschlagbereich 2,
— 3,2 mm im Aufschlagbereich 3

betragen .

Diese Aufschlagbereiche sind in 8.1 der Anlage 1 definiert.

3.2.4.1 . Diese Vorschrift gilt nicht für
— die Teile der einzelnen Aufschlagbereiche mit einem aus der umgebenden Oberfläche herausra­

genden Vorsprung von weniger als 3,2 mm, dessen Kanten abgerundet sein müssen, vorausgesetzt,
daß diese Höhe des Vorsprungs nicht größer als die Hälfte seiner Breite ist;

— die hintersten Sitze und Sitze mit gegeneinander angeordneten Rückenlehnen;
— die rückwärtigen Teile der Sitze , die sich unter einer horizontalen Ebene durch den niedrigsten

R-Punkt in jeder Sitzreihe befinden (bei unterschiedlicher Höhe der Sitzreihen ist die Ebene von
hinten nach vorn so nach oben oder unten zu versetzen, daß eine vertikale Stufe entsteht, deren
Linie durch den R-Punkt der unmittelbar davorliegenden Sitzreihe verläuft);

— Teile wie .biegsames Drahtgeflecht'.

3.2.4.2. Im Aufschlagbereich 2 nach 8.1.2 der Anlage 1 können die Oberflächen Radien mit weniger als 5 mm,
aber nicht weniger als 2,5 mm, aufweisen , vorausgesetzt, daß sie den Anforderungen der Energieauf­
nahmeprüfung nach Anlage 2 entsprechen . Außerdem müssen diese Oberflächen gepolstert sein, um
die unmittelbare Berührung des Kopfes mit der Sitzrahmenstruktur zu verhindern .

(') Fahrzeuge der Klasse M , gelten als den Vorschriften von 3.2.3 und 3.2.4 dieser Anlage entsprechend, wenn sie den Vorschriften
der Richtlinie 74/60/EWG entsprechen .
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3.2.4.3. Befinden sich in den oben beschriebenen Aufschlagbereichen Teile, die mit einem Material überzogen
sind, das weicher als 50 Shore (A) ist, so gelten die oben genannten Vorschriften — mit Ausnahme der
Vorschriften für die Energieaufnahmeprüfung nach Anlage 2 — nur für die starren Teile .

3.2.5 . Während der Prüfungen nach den Nummern 2 und 3 der Anlage 1 oder danach darf bei dem Sitz­
rahmen oder der Sitzverankerung, den Einstell - und VerStelleinrichtungen oder ihren Verriegelungs­
einrichtungen kein Defekt auftreten . Bleibende Verformungen einschließlich Bruchstellen können
hingenommen werden , vorausgesetzt, daß diese nicht zu einer Erhöhung der Verletzungsgefahr bei
einem Aufprall führen und den vorgeschriebenen Beanspruchungen standhalten .

3.2.6. Während der Prüfungen nach Nummer 3 der Anlage 1 darf sich keine Verriegelungseinrichtung lösen.

3.2.7. Nach den Prüfungen müssen die Versteileinrichtungen, die den Fahrzeuginsassen das Einsteigen
ermöglichen oder erleichtern, funktionsfähig sein; sie müssen mindestens einmal entriegelt werden
können und das Verstellen des betreffenden Sitzes oder Teiles des Sitzes ermöglichen, für den sie
vorgesehen sind.

3.2.8 . Alle anderen Versteileinrichtungen sowie EinStelleinrichtungen und ihre Verriegelungseinrichtungen
brauchen nicht mehr funktionsfähig zu sein .

3.2.9 . Bei Sitzen mit Kopfstützen wird angenommen , daß die Widerstandsfähigkeit der Rückenlehne und
ihrer Verriegelungseinrichtungen den Vorschriften nach Nummer 2 entspricht, wenn nach der
Prüfung nach 4.3.6 der Sitz oder die Rückenlehne an keiner Stelle gebrochen ist; andernfalls muß
nachgewiesen werden , daß der Sitz den Prüfanforderungen nach Nummer 2 entspricht.

3.2.10. Bei Sitzen (Sitzbänken ) mit mehr Sitzplätzen als Kopfstützen ist die in Nummer 2 beschriebene
Prüfung durchzuführen .

3.3 . Besondere Vorschriften für Sitze, die mit Kopfstützen ausgerüstet sind oder damit ausgerüstet werden
können

3.3.1 . Das Vorhandensein der Kopfstütze darf keine zusätzliche Gefahrenquelle für die Fahrzeuginsassen
darstellen . Insbesondere darf sie in keiner Benutzungsstellung gefährliche Unebenheiten oder scharfe
Kanten aufweisen , die die Verletzungsgefahr für die Fahrzeuginsassen oder die Schwere der Verlet­
zungen erhöhen können .

3.3.2. Die Teile der Vorder- und Rückseiten der Kopfstützen in dem Aufschlagbereich 1 nach 8.1.1.3 der
Anlage 1 müssen den Anforderungen der Energieaufnahmeprüfung entsprechen .

3.3.2.1 . Diese Bedingung gilt als erfüllt, wenn bei den Prüfungen nach dem in Anlage 2 beschriebenen
Verfahren die Verzögerung des Prüfkopfes für die ununterbrochene Dauer von mehr als 3 ms nicht
größer als 80 g ist. Außerdem darf während oder nach der Prüfung keine gefährliche Kante entstehen.

3.3.3 . Die Teile der Vorder- und Rückseiten der Kopfstützen in dem Aufschlagbereich 2 nach 8.1.2 der
Anlage 1 müssen so gepolstert sein , daß jede unmittelbare Berührung des Kopfes mit den Bauteilen
der Struktur verhindert wird und den Vorschriften nach 3.2.4 für die rückwärtigen Teile von Sitzen in
dem Aufschlagbereich 2 entsprechen .

3.3.4. Die Vorschriften nach 3.3.2 und 3.3.3 gelten nicht für Teile der Rückseiten von Kopfstützen, die für
Sitze bestimmt sind, hinter denen kein Sitz vorgesehen ist.

3.3.5. Die Kopfstütze ist so am Sitz oder an der Fahrzeugstruktur zu befestigen, daß der während der Prüfung
vom Prüfkopf ausgeübte Druck nicht dazu führen kann, daß starre gefährliche Teile aus der Polsterung
der Kopfstütze oder ihrer Befestigungsvorrichtung an der Rückenlehne herausragen.

3.3.6 . Bei einem Sitz mit Kopfstütze können die Vorschriften nach 3.2.3 im Einvernehmen mit dem techni­
schen Dienst als erfüllt angesehen werden, wenn der Sitz mit seiner Kopfstütze den Vorschriften nach
3.3.2 entspricht.

3.4 . Höhe der Kopfstützen

3.4 . 1 . Die Höhe der Kopfstützen wird wie in Nummer 5 der Anlage 1 beschrieben gemessen .

3.4.2. Bei in der Höhe nicht verstellbaren Kopfstützen muß die Höhe bei Vordersitzen mindestens 800
mm (') und bei sonstigen Sitzen mindestens 750 mm (2) betragen.

3.4.3 . Bei in der Höhe verstellbaren Kopfstützen

3.4.3.1 . muß die Höhe bei Vordersitzen mindestens 800 mm (') und bei sonstigen Sitzen mindestens 750
mm (2) betragen; dieser Wert muß in einer Stellung zwischen der höchsten und niedrigsten möglichen
Einstellung erreicht werden;

3.4.3.2. darf die Höhe in keiner Benutzungsstellung weniger als 750 mm (2) betragen ;

( 1 ) Bis zum 1 . Oktober 1999 für Neufahrzeuge und bis zum 1 . Oktober 2001 für alle Fahrzeuge gilt der Wert von 750 mm.
(2) Bis zum 1 . Oktober 1999 für Neufahrzeuge und bis zum 1 . Oktober 2001 für alle Fahrzeuge gilt der Wert von 700 mm.
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3.4.3.3 . bei anderen Sitzen als den Vordersitzen dürfen die Kopfstützen so beschaffen sein , daß sie in eine Stel­
lung verstellt werden können, bei der die Höhe weniger als 750 mm (') beträgt, vorausgesetzt, es ist für
den Insassen klar erkennbar, daß diese Stellung nicht für die Benutzung der Kopfstütze vorgesehen ist;

3.4.3.4. bei Vordersitzen dürfen die Kopfstützen so beschaffen sein , daß sie , wenn der Sitz nicht benutzt wird,
automatisch in eine Stellung gebracht werden können , bei der die Höhe weniger als 750 mm (')
beträgt, vorausgesetzt, sie klappen automatisch in die Benutzungsstellung zurück, wenn der Sitz besetzt
wird .

3.4.4. Die in 3.4.2 und 3.4.3.1 angegebenen Abmessungen können verringert werden , damit ein ausrei­
chender Abstand zwischen der Kopfstütze und der Unterseite des Daches, den Fenstern oder irgend
einem Teil der Fahrzeugstruktur vorhanden ist. Der Zwischenraum darf jedoch nicht mehr als 25 mm
betragen . Bei Sitzen mit Verstell - und/oder EinStelleinrichtungen gilt dies für alle Stellungen der Sitze .
Ferner darf abweichend von 3.4.3.2 in keiner Benutzungsstellung die Höhe weniger als 700 mm
betragen .

3.4.5 . Abweichend von den Vorschriften in 3.4.2, 3.4.3.1 und 3.4.3.2 hinsichtlich der Höhe, darf die Höhe
von Kopfstützen, die für hintere Mittelsitze oder Sitzplätze ausgelegt sind, nicht weniger als 700 mm
betragen .

3.5. Bei einem Sitz, der mit einer Kopfstütze ausgerüstet werden kann , ist die Einhaltung der Vorschriften
nach 3.2.3 und 3.3.2 zu überprüfen .

3.5.1 . Die nach Nummer 5 der Anlage 1 gemessene Höhe des Teiles der Einrichtung, auf dem der Kopf
ruht, muß bei einer in der Höhe verstellbaren Kopfstütze mindestens 100 mm betragen.

3.6 . Bei einer in der Höhe nicht verstellbaren Kopfstütze darf zwischen der Rückenlehne und der Kopf­
stütze kein Zwischenraum von mehr als 60 mm vorhanden sein . In der Höhe verstellbare Kopfstützen
dürfen bei der tiefsten Einstellung nicht mehr als 25 mm Abstand von der Oberkante der Rücken­
lehne haben . Bei in der Höhe verstellbaren Sitzen oder Sitzbänken mit getrennten Kopfstützen ist die
Einhaltung dieser Vorschrift bei allen Stellungen des Sitzes oder der Sitzbank zu überprüfen .

3.7. Bildet die Kopfstütze einen festen Bestandteil der Rückenlehne, so liegt die zu prüfende Fläche

— über der rechtwinklig zur Bezugslinie in einem Abstand von 540 mm vom R-Punkt verlaufenden
Ebene;

— zwischen zwei vertikalen Längsebenen in einem Abstand von 85 mm an jeder Seite der Bezugs­
linie . In diesem Bereich sind ein oder mehrere Durchbrüche zulässig, die ungeachtet ihrer Form
einen nach Absatz 7 der Anlage 1 gemessenen Abstand ,a' von mehr als 60 mm aufweisen, unter
der Bedingung, daß nach einer zusätzlichen Prüfung nach 4.3.3.2 der Anlage 1 die Vorschriften
nach 3.10 immer noch erfüllt werden .

3.8 . Bei in der Höhe verstellbaren Kopfstützen sind ein oder mehrere Durchbrüche die ungeachtet ihrer
Form einen nach Nummer 7 der Anlage 1 gemessenen Abstand ,a' von mehr als 60 mm aufweisen , an
dem als Kopfstütze dienenden Teil der Einrichtung zulässig unter der Bedingung, daß nach einer
zusätzlichen Priifung nach 4.3.3.2 der Anlage 1 die Vorschriften nach 3.10 immer noch erfüllt werden .

3.9 . Die Kopfstütze muß so breit sein , daß der Kopf einer Person in normaler Sitzhaltung in geeigneter
Weise gestützt wird. Nach dem in Nummer 6 der Anlage 1 beschriebenen Verfahren muß die Kopf­
stütze einen Bereich überdecken , der auf beiden Seiten der vertikalen Mittelebene des Sitzes, für den
die Kopfstütze bestimmt ist, mindestens 85 mm breit ist.

3.10. Die Kopfstütze und ihre Verankerung müssen so ausbebildet sein , daß die durch die Kopfstütze
begrenzte, nach dem statischen Verfahren nach 4.3 der Anlage 1 gemessene maximale Rückwärtsverla­
gerung X des Kopfes weniger als 102 mm beträgt.

3.11 . Die Kopfstütze und ihre Verankerung müssen die in 4.3.6 der Anlage 1 vorgeschriebene Belastung
aufnehmen, ohne zu brechen. Bei Kopfstützen, die in die Rückenlehne integriert sind, gelten die
Vorschriften dieses Absatzes für die Teile der Rückenlehnenstruktur, die über einer Ebene senkrecht
zur Bezugslinie in einem Abstand von 540 mm vom R-Punkt liegen .

3.12. Bei verstellbaren Kopfstützen darf es nicht möglich sein , diese über die größtmögliche Einstellhöhe
hinaus einzustellen, ausgenommen bei bewußtem Verstellen durch den Benutzer im deutlichen
Gegensatz zum normalen Einstellen .

3.13. Es wird angenommen, daß die Widerstandsfähigkeit der Rückenlehne und ihrer Verriegelungseinrich­
tungen den Vorschriften nach Nummer 2 der Anlage 1 entspricht, wenn nach der Prüfung nach 4.3.6
der Anlage 1 der Sitz oder die Rückenlehne an keiner Stelle gebrochen ist; andernfalls muß nachge­
wiesen werden, daß der Sitz den Prüfanforderungen nach Nummer 2 der Anlage 1 genügt.

(') Bis zum 1 . Oktober 1999 für Neufahrzeuge und bis zum 1 . Oktober 2001 für alle Fahrzeuge gilt der Wert von 700 mm .
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Anlage 1

Prüfungen und Bedienungsanleitungen

1 . Allgemeine Vorschriften für alle Prüfungen

1.1 . Ist die Rückenlehne verstellbar, so ist sie nach einer Rückwärtsneigung in einer Stellung zu verriegeln,
in der die Bezugslinie des Rumpfes der Prüfpuppe wie in Abbildung 1 gezeigt mit der Senkrechten
einen Winkel von möglichst 25 0 bildet, falls vom Hersteller nichts anderes angegeben ist.

1.2 . Ist ein Sitz, seine Verriegelungseinrichtung und sein Einbau in bezug auf einen anderen Sitz im Fahr­
zeug identisch oder symmetrisch angeordnet, so braucht der technische Dienst nur einen dieser Sitze
zu prüfen.

1.3 . Bei Sitzen mit verstellbaren Kopfstützen sind die Kopfstützen in die ungünstigste Stellung (die im
allgemeinen die höchste Stellung ist), die mit ihrer Einsteileinrichtung erreicht werden kann , zu
bringen und so die Prüfungen durchzuführen .

2. Prüfung der Widerstandsfähigkeit der Rückenlehne und ihrer EinStelleinrichtungen

2.1 . Auf den oberen Teil der Rückenlehne ist über ein Teil, der den Rücken der Prüfpuppe darstellt, eine
nach hinten gerichtete Längskraft aufzubringen, die ein Moment von 530 Nm um den R-Punkt ergibt
Bei einer Sitzbank, bei der Teile oder der gesamte tragende Rahmen (einschließlich der der Kopf­
stützen) für mehr als einen Sitzplatz vorgesehen ist, wird die Prüfung gleichzeitig für alle Sitzplätze
durchgeführt.

3 . Prüfung der Widerstandsfähigkeit der Sitzverankerung und der Einstell -, Verriegelungs­
und VerStelleinrichtungen

3.1 . Eine Längsverzögerung von nicht weniger als 20 g wird 30 Millisekunden lang in Vorwärtsrichtung auf
das gesamte Fahrzeuggehäuse oder einen repräsentativen Teil des Fahrzeuggehäuses nach den
Vorschriften von Nummer 1 der Anlage 3 aufgebracht.

3.2 . Eine Längsverzögerung nach 3.1 wird in Rückwärtsrichtung aufgebracht.

3.3 . Die Bedingungen von 3.1 und 3.2 werden für alle Sitzpositionen nachgeprüft. Bei Sitzen mit verstell­
baren Kopfstützen sind die Kopfstützen in die ungünstigste Stellung (die im allgemeinen die höchste
Stellung ist), die mit ihrer EinStelleinrichtung erreicht werden kann, zu bringen und so die Prüfungen
durchzuführen . Während der Prüfung muß der Sitz so eingestellt sein, daß das Lösen der Verriege­
lungseinrichtung durch äußere Einflüsse vermieden wird.

Diese Bedingungen werden als erfüllt angesehen, wenn der Sitz nach Einstellung in die zwei
folgenden Positionen geprüft wird :

— Die Längseinstellung wird eine Stufe oder 10 mm hinter der üblichen vordersten, Fahr- oder
Benutzungsstellung, die vom Hersteller anzugeben ist, befestigt (bei Sitzen mit unabhängiger
Höheneinstellung wird das Sitzpolster auf seine höchste Lage eingestellt);

— die Längseinstellung wird eine Stufe oder 10 mm vor der üblichen hintersten Fahr- oder Benut­
zungsstellung, die vom Hersteller anzugeben ist, befestigt (bei Sitzen mit unabhängiger Höhenein­
stellung wird das Sitzpolster auf seine niedrigste Lage eingestellt) und ggf. nach den Vorschriften
vom 3.4.

3.4 . In den Fällen, in denen infolge der Anordnung der Verriegelungseinrichtungen in einer anderen Sitz­
stellung als nach 3.3 die Verteilung der Kräfte auf die Verriegelungseinrichtungen und die Sitzveranke­
rung ungünstiger wäre als mit den Anordnungen nach 3.3, sind die Prüfungen in dieser ungünstigeren
Sitzstellung durchzuführen .

3.5 . Die Prüfbedingungen nach 3.1 gelten als erfüllt, wenn sie auf Antrag des Herstellers durch eine
Aufprallprüfung nach Absatz 2 der Anlage 3 dieses Anhangs ersetzt werden, bei der das gesamte Fahr­
zeug in fahrbereiten Zustand auf ein starres Hindernis aufprallt. In diesem Fall ist der Sitz nach den
Vorschriften in 1.1 , 3.3 und 3.4 auf die ungünstigsten Bedingungen für die Kraftverteilung bei den
Verankerungen einzustellen .

4. Funktionsprüfung der Kopfstützen

4.1 . Ist die Kopfstütze verstellbar, so ist sie in die ungünstigste Stellung (die im allgemeinen die höchste
Stellung ist) zu bringen , die mit ihrer Einsteileinrichtung erreicht werden kann .

4.2 . Bei einer Sitzbank, bei der ein Teil des Rahmens oder der gesamte tragende Rahmen (einschließlich
des Rahmens für die Kopfstützen) gewöhnlich für mehr als einen Sitzplatz vorgesehen ist, ist die
Prüfung gleichzeitig für alle Sitzplätze durchzuführen .
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4.3 . Prüfung

4.3.1 . Alle Linien , einschließlich der Projektionen der Bezugslinie, sind in der senkrechten Symmetrieebene
des betreffenden Sitzes oder Sitzplatzes zu zeichnen (siehe Abb. 2).

4.3.2 . Die verschobene Bezugslinie wird bestimmt, indem auf das Teil , das den Rücken der Prüfpuppe nach
Abb. 2 darstellt, eine Anfangskraft aufgebracht wird, die ein nach hinten wirkendes Moment von 373
Nm um den R-Punkt erzeugt.

4.3.3 . Mit einem kugelförmigen Prüfkopf von 1 65 mm Durchmesser wird eine Anfangskraft, die ein Moment
von 373 Nm um den R-Punkt erzeugt, senkrecht zur verschobenen Bezugslinie im Abstand von 65
mm unter der Oberseite der Kopfstütze aufgebracht, wobei die Bezugslinie in ihrer verschobenen Posi­
tion nach 4.3.2 zu halten ist.

4.3.3.1 . Falls das Vorhandensein von Durchbrüchen das Aufbringen der in 4.3.3 beschriebenen Kraft in einem
Abstand von 65 mm von der Oberkante der Kopfstütze verhindert, kann der Abstand verringert
werden , so daß die Achse dieser Kraft durch die Mittellinie des dem Durchbruch nächstliegenden
Rahmenelements verläuft.

4.3.3.2. In den in 3.7 und 3.8 des Anhangs II beschriebenen Fällen muß die Prüfung durch das Aufbringen
einer Kraft auf jeden Durchbruch unter Verwendung einer Kugel mit einem Durchmesser von 165
mm wiederholt werden ,

— wobei diese Kraft durch den Schwerpunkt des kleinsten Durchbruchs entlang den Querebenen
parallel zur Bezugslinie verläuft und

— ein Moment von 373 Nm um den R-Punkt erzeugt.

4.3.4. Die parallel zur verschobenen Bezugslinie verlaufende Tangente Y am kugelförmigen Kopf ist zu
bestimmen .

4.3.5 . Der in 3.10 des Anhangs II definierte Abstand X zwischen der Tangente Y und der verschobenen
Bezugslinie ist zu messen .

4.3.6 . Zur Prüfung der Wirksamkeit der Kopfstütze ist die Anfangskraft nach 4.3.3 und 4.3.3.2 auf 890 N zu
erhöhen , falls der Sitz oder die Rückenlehne nicht vorher versagen .

5. Bestimmung der Höhe der Kopfstütze

5 . 1 . Alle Linien , einschließlich der Projektion der Bezugslinie, werden in die vertikale Mittelebene des
betreffenden Sitzes oder Sitzplatzes gezeichnet, die als Schnittebene des Sitzes dem Umriß der Kopf­
stütze und der Rückenlehne bestimmt (siehe Abbildung la).

5.2. Die Prüfpuppe nach Anhang II der Richtlinie 77/649/EWG ist in normaler Haltung auf den Sitz zu
bringen .

5.3 . Die Projektion der Bezugslinie der Prüfpuppe nach 4.3.1 ist dann für den betreffenden Sitz in die
Ebene nach 4.3.1 zu übertragen .

Die Tangente S im höchsten Punkt der Kopfstütze ist senkrecht zur Bezugslinie anzulegen .
5.4. Der Abstand ,h* vom R-Punkt zur Tangente S ist die Höhe im Sinne der Vorschrift nach 3.4 des

Anhangs II .

6. Bestimmung der Breite der Kopfstütze

(siehe Abbildung lb)
6. 1 . Der Schnitt der Ebene Sl , die senkrecht zur Bezugslinie und 65 mm unterhalb der Tangente nach 5.3

liegt, mit der Kopfstütze ergibt eine Schnittfläche, die durch den Umriß C begrenzt ist.
6.2. Der Abstand ,1/ zwischen den vertikalen Längsebenen p und p' auf der Ebene Sl ist die Breite der

Kopfstütze im Sinne der Vorschriften nach 3.9 des Anhangs II .
6.3 . Erforderlichenfalls ist die Breite der Kopfstütze auch in der senkrecht zur Bezugslinie gelegenen

Ebene 635 mm über dem R-Punkt des Sitzes , gemessen in Richtung der Bezugslinie , zu bestimmen .

7. Ermittlung des Abstands ,a' der Kopfstützendurchbrüche
(siehe Abbildung 3)

7 .1 . Der Abstand ,ä' wird für jeden Durchbruch und im Verhältnis zur Vorderseite der Kopfstütze mittels
einer Kugel mit einem Durchmesser von 165 mm ermittelt.

7.2. Die Kugel wird mit dem Durchbruch an einer Stelle in Berührung gebracht, die das größtmögliche
Einsinken der Kugel ohne Belastung zuläßt.

7.3 . Der Abstand zwischen den beiden Berührungspunkten der Kugel mit dem Durchbruch ist der
Abstand ,a', der zur Bewertung der Vorschriften nach 3.7 und 3.8 des Anhangs II zu berücksichtigen
ist.
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8 . Prüfungen zur Bestimmung der Energieaufnahme an der Rückenlehne und Kopfstütze

8.1 . Die zu prüfenden Flächen der rückwärtigen Teile der Sitze sind diejenigen, die sich in den nachste­
hend definierten Aufschlagbereichen befinden , die mit einer Kugel mit einem Durchmesser von 165
mm in Berührung gebracht werden können, wenn der Sitz in das Fahrzeug eingebaut ist.

8.1.1 . Aufschlagbereich 1

8.1.1.1 . Bei getrennten Sitzen ohne Kopfstützen umfaßt dieser Bereich den rückwärtigen Teil der Rücken­
lehne zwischen den vertikalen Längsebenen, die im Abstand von 100 mm beiderseits der Längs­
mittelebene jedes vom Hersteller angegebenen äußeren Sitzplatzes liegen, und über einer Ebene, die
100 mm unter dem obersten Punkt der Rückenlehne senkrecht zur Bezugslinie verläuft.

8.1.1.2. Bei Sitzbänken ohne Kopfstützen erstreckt sich dieser Bereich zwischen den vertikalen Längsebenen,
die im Abstand von 100 mm beiderseits der Längsmittelebene jedes vorgesehenen, vom Hersteller fest­
gelegten äußeren Sitzplatzes liegen und über einer Ebene, die 100 mm unter dem obersten Punkt der
Rückenlehne senkrecht zur Bezugslinie verläuft.

8.1.1.3 . Bei Sitzen oder Sitzbänken mit Kopfstützen erstreckt sich dieser Bereich zwischen den vertikalen
Längsebenen, die im Abstand von 70 mm beiderseits der Längsmittelebene des betreffenden Sitzes
oder Sitzplatzes liegen , und über der Ebene, die im Abstand von 635 mm zum R-Punkt senkrecht zur
Bezugslinie verläuft. Für die Prüfung wird die Kopfstütze, falls sie verstellbar ist, in die ungünstigste
Stellung (die im allgemeinen die höchste Stellung ist) gebracht, die mit ihrer EinStelleinrichtung
erreicht werden kann .

8.1.2. Aufschlagbereich 2

8.1.2.1 . Bei Sitzen oder Sitzbänken ohne Kopfstützen und Sitzen oder Sitzbänken mit abnehmbaren oder sepa­
raten Kopfstützen erstreckt sich der Aufschlagbereich 2 auf eine Ebene, die im Abstand von 100 mm
zum obersten Punkt der Rückenlehne senkrecht zur Bezugslinie verläuft; ausgenommen sind die Teile
des Aufschlagbereichs 1 .

8.1.2.2. Bei Sitzen oder Sitzbänken mit integrierten Kopfstützen erstreckt sich der Aufschlagbereich 2 auf eine
Ebene, die im Abstand von 440 mm zum R-Punkt des betreffenden Sitzes oder Sitzplatzes senkrecht
zur Bezugslinie verläuft; ausgenommen sind die Teile des Aufschlagbereichs 1 .

8.1 .3 . Aufschlagbereich 3

8.1.3.1 . Der Aufschlagbereich 3 ist der Teil der Rückenlehne des Sitzes oder der Sitzbank, der über den hori­
zontalen Ebenen nach 3.2.4.1 dieses Anhangs verläuft; ausgenommen sind die Teile in den Aufschlag­
bereichen 1 und 2.

9 . Gleichwertige Prüfverfahren

Wird ein anderes als die in den Nummern 2, 3 , 4 und in Anlage 2 beschriebenen Prüfverfahren ange­
wendet, so muß seine Gleichwertigkeit nachgewiesen werden .

BEDIENUNGSANLEITUNGEN

Bei Sitzen mit verstellbaren Kopfstützen muß der Hersteller Anleitungen für die Handhabung, die Einstellung, die
Verriegelung und gegebenenfalls das Abnehmen der Kopfstützen zur Verfügung stellen .
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Anlage 2

Prüfverfahren zur Bestimmung der Energieaufnahme

1 . Aufbau, Prüfgerät, Geräte zur Aufzeichnung der Meßwerte und Verfahren
1 . 1 . Aufbau

1.1.1 . Der Sitz ist am Prüfstand mit den vom Hersteller vorgesehenen Befestigungsteilen wie im Fahrzeug
sicher zu befestigen , so daß er sich unter dem Einfluß des Aufpralls nicht verschiebt.

1.1.2. Die Rückenlehne ist, wenn sie verstellbar ist, in der unter 1.1 der Anlage 1 beschriebenen Stellung zu
verriegeln .

1.1.3 . Ist der Sitz mit einer Kopfstütze ausgerüstet, so ist die Kopfstütze an der Rückenlehne wie im Fahr­
zeug anzubringen . Bei einer separaten Kopfstütze ist sie an dem Teil der Fahrzeugstruktur zu befe­
stigen, an dem sie normalerweise befestigt ist.

1.1.4 . Ist die Kopfstütze verstellbar, muß sie in die ungünstigste Stellung gebracht werden , die die Einsteil­
einrichtung zuläßt.

1 .2. Prüfgerät

1.2.1 . Dieses Gerät besteht aus einem Pendel , dessen Drehachse kugelgelagert ist und das eine auf den
Aufschlagmittelpunkt reduzierte Masse (') von 6,8 kg hat. Das freie Ende des Pendels besteht aus einem
starren Prüfkopf mit einem Durchmesser von 1 65 mm, dessen Mittelpunkt mit dem Aufschlagmittel­
punkt des Pendels zusammenfällt.

1.2.2 . Der Prüfkopf ist mit zwei Beschleunigungsgebern und einem Geschwindigkeitsgeber auszurüsten , die
Werte in der Aufschlagrichtung messen können.

1.3 . Geräte zur Aufzeichnung der Meßwerte

Die zu benutzenden Registrierinstrumente müssen Messungen mit folgender Meßgenauigkeit zulassen :

1.3.1 . Beschleunigung

Genauigkeit: ±5% des tatsächlichen Wertes;
Frequenzklasse der Meßeinrichtung. Klasse (CFC) 600 entsprechend den Kenndaten der ISO-Norm
6487 ( 1987);

Querempfindlichkeit < 5 % des niedrigsten Skalenwertes .
1.3.2. Geschwindigkeit

Genauigkeit: ± 2,5 % des tatsächlichen Wertes ;

Empfindlichkeit: 0,5 km/h .
1 .3.3 . Zeitmessung

Die Instrumente müssen die Aufzeichnung des gesamten Vorgangs und eine Ablesegenauigkeit von
einer tausendstel Sekunde zulassen .

Der Beginn des Aufschlags im Augenblick der ersten Berührung des Prüfkopfes mit dem zu prüfenden
Teil muß auf den Aufzeichnungen für die Auswertung der Prüfung wiedergegeben werden .

1.4. Prüfverfahren

1.4.1 . Prüfungen an der Rückenlehne

Bei dem nach 1 .1 dieser Anlage eingebauten Sitz muß die Aufschlagrichtung von hinten nach vorn in
einer Längsebene mit einem Winkel von 45° zur Vertikalen verlaufen .
Die Aufschlagpunkte sind vom technischen Dienst im Aufschlagbereich 1 nach 8.1.1 der Anlage 1
oder erforderlichenfalls im Aufschlagbereich 2 nach 8.1.2 der Anlage 1 auf Oberflächen auszuwählen ,
deren Krümmungsradien weniger als 5 mm betragen .

1.4.2. Prüfungen an der Kopfstütze
Die Kopfstütze ist nach 1.1 dieses Anhangs einzubauen und einzustellen . Die Aufschläge sind auf den
vom technischen Dienst ausgewählten Punkten im Aufschlagbereich 1 nach 8.1.1 der Anlage 1 und
eventuell im Aufschlagbereich 2 nach 8.1.2 der Anlage 1 auf Oberflächen auszuführen , deren Krüm­
mungsradien weniger als 5 mm betragen .

(') Das Verhältnis der reduzierten Masse „mr" des Pendels in einem Abstand „a" zwischen dem Aufschlagmittelpunkt und der
Drehachse zur Gesamtmasse „m" des Pendels in einem Abstand „1" zwischen dem Schwerpunkt und der Drehachse wirf durch
die Formel mr = m • 1 /a dargestellt .
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1.4.2.1 . Bei der rückwärtigen Oberfläche muß die Aufprallrichtung von hinten nach vorn in einer Längsebene
in einem Winkel von 45° zur Vertikalen verlaufen .

1.4.2.2. Bei der vorderen Oberfläche muß die Aufprallrichtung von vorn nach hinten in einer Längsebene
horizontal sein.

1.4.2.3 . Die vorderen und hinteren Bereiche werden jeweils durch die horizontale Ebene begrenzt, die tangen­
tial zu dem nach 5 der Anlage 1 bestimmten obersten Punkt der Kopfstütze verläuft.

1.4.3 . Der Prüfkopf muß auf das zu prüfende Teil mit einer Geschwindigkeit von 24,1 km/h aufschlagen;
diese Geschwindigkeit ist durch die Stoßenergie allein oder durch Verwendung eines zusätzlichen
Antriebs zu erzielen .

2. Ergebnisse

Der festzuhaltende Verzögerungswert ist das Mittel aus den Ablesungen der beiden Verzögerungs­
messer.

3 . Gleichwertige Prüfverfahren

Siehe Nummer 9 der Anlage 1 zu diesem Anhang.
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Anlage 3

Verfahren zur Prüfung der Widerstandsfähigkeit von Sitzverankerungen und ihren Einstell -, Verriege­
lungs- und VerStelleinrichtungen

1 . Prüfung der Widerstandsfähigkeit gegenüber Trägheitskräften

1.1 . Die zu prüfenden Sitze müssen in das Fahrzeug, für das sie bestimmt sind, eingebaut werden . Der
Fahrzeugaufbau muß wie nachstehend beschrieben am Prüfschlitten fest verankert werden.

1.2. Das Verfahren zur Verankerung des Fahrzeugaufbaus am Prüfschlitten darf nicht zu einer Verstärkung
der Sitzverankerungen führen .

1.3 . Die Sitze und ihre Teile sind nach 1.1 und in eine der in 3.3 oder 3.4 der Anlage 1 zu diesem Anhang
beschriebenen Stellungen einzustellen und zu verriegeln .

1.4. Unterscheiden sich die Sitze einer Gruppe nicht wesentlich im Sinne von 2.2 dieses Anhangs, so
können die in 3.1 und 3.2 der Anlage 1 vorgeschriebenen Prüfungen durchgeführt werden, wobei sich
ein Sitz in seiner hintersten und ein Sitz in seiner vordersten Einstellung befinden .

1.5 . Die Verzögerung des Prüfschlittens wird mit einer Datenverarbeitung auf Kanälen der Frequenzklasse
(CFC) 60 gemessen, die den Merkmalen der internationalen Norm ISO 6487 ( 1980) entspricht.

2. Aufprallprüfung des gesamten Fahrzeugs gegen ein starres Hindernis
2 . 1 . Das Hindernis muß aus einem Stahlbetonblock mit einer Mindestbreite von 3 m, einer Mindesthöhe

von 1,5 m und einer Mindestdicke von 0,6 m bestehen . Die Aufprallwand muß senkrecht auf dem
letzten Teil der Anlaufstrecke stehen und mit 19 mm ± 1 mm dicken Sperrholztafeln bedeckt sein .
Hinter dem Stahlbetonblock müssen mindestens 90 Tonnen Erde angeschüttet werden . Das Hindernis
aus Stahlbeton und Erde kann durch andere Hindernisse ersetzt werden , die die gleiche vordere Ober­
fläche aufweisen, sofern sie gleichwertige Ergebnisse liefern .

2.2. Im Augenblick des Aufpralls muß das Fahrzeug antriebslos rollen . Es muß das Hindernis auf einer
Bahn erreichen , die senkrecht zur Aufprallwand steht; zugelassen ist eine maximale seitliche Abwei­
chung, die zwischen der senkrechten Mittellinie der Stirnseite des Fahrzeugs und der senkrechten
Mittellinie der Aufprallwand ± 30 cm beträgt; im Augenblick des Aufpralls darf das Fahrzeug nicht
mehr von zusätzlichen Lenk- oder Antriebsvorrichtungen unterstützt werden. Die Geschwindigkeit
beim Aufprall muß zwischen 48,3 km/h und 53,1 km/h liegen .

2.3 . Das Kraftstoffzufuhrsystem muß mit Wasser bis zu einer Masse gefüllt sein , die 90 % eines wie vom
Hersteller festgelegten vollen Tanks entspricht.

2.3.1 . Alle anderen Systeme (Brems-, Kühlsysteme usw.) können leer sein ; in diesem Fall ist die Masse der
Flüssigkeiten abzuziehen .
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Abbildung la
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Abbildung 1b
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Abbildung 2

Ausgangsstellung
Stellung unter Last

r: Bezugslinie
r ,: Verschobene Bezugslinie

Kraftmoment F bezogen auf den R-Punkt: 373 Nm
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Abbildung 3

Bestimmung der Abmessung ,a' von Kopfstützendurchbrüchen

Beispiel für waagerechte Durchbrüche

Anmerkung: Für die Schnittebene A-A ist bei den Durchbrüchen eine Stelle auszuwählen, an der die Kugel ohne
Belastung am tiefsten eindringen kann .
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Beispiel für senkrechte Durchbrüche

Anmerkung: Für die Schnittebene A-A ist bei den Durchbrüchen eine Stelle auszuwählen, an der die Kugel ohne
Belastung am tiefsten eindringen kann ."
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Es wird der folgende neue Anhang III eingefügt:

„ANHANG III

GELTUNGSBEREICH, BEGRIFFSBESTIMMUNGEN UND VORSCHRIFTEN FÜR BESTIMMTE
FAHRZEUGE DER KLASSEN M2 UND M3

1 . Geltungsbereich

1.1 . Die Vorschriften dieses Anhangs gelten für Sitze in Fahrzeugen der Klassen M2 und M3 mit Ausnahme
von Fahrzeugen dieser Klassen, die sowohl für den Einsatz im Nahverkehr als auch für stehende Fahr­
gäste ausgelegt sind, in bezug auf:

1.1.1 . Fahrgastsitze, die nach vorn gerichtet eingebaut werden sollen;

1.1.2. die im Fahrzeug vorgesehenen Sitzverankerungen, die mit den Sitzen nach 1.1 eingebaut werden sollen
oder jeder andere Sitztyp, der an diesen Verankerungen befestigt werden kann .

1.2. Alternativ zu diesem Anhang können Fahrzeuge der Klasse M2 nach Anhang II genehmigt werden .

1.3 . Fahrzeuge, bei denen für einige Sitze die Ausnahmeregelung nach 5.5.4 des Anhangs I der Richtlinie
76/115/EWG gilt, sind nach diesem Anhang zu genehmigen.

1.4. Die in diesem Anhang beschriebenen Prüfungen können entsprechend 3.1.10 des Anhangs I der
Richtlinie 77/541 /EWG und 4.3.7 des Anhangs I der Richtlinie 76/ 115/EWG auch auf andere Fahr­
zeugteile (einschließlich nach hinten gerichtete Sitze) angewandt werden .

2. Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieses Anhangs bedeuten :

2.1 . .Genehmigung eines Sitzes' die Genehmigung eines Sitztyps als Bauteil in bezug auf die Sicherheit der
Insassen auf nach vorn gerichteten Sitzen im Hinblick auf deren Widerstandsfähigkeit und die Gestal­
tung der Rückenlehnen ;

2.2. .Genehmigung eines Fahrzeugs' die Genehmigung eines Fahrzeugtyps hinsichtlich der Widerstandsfä­
higkeit der Teile der Fahrzeugstruktur, an die die Sitze anzubringen sind, und hinsichtlich des Einbaus
der Sitze;

2.3 . .Sitztyp' Sitze, die untereinander keine wesentlichen Unterschiede aufweisen in bezug auf die
folgenden Merkmale, die ihre Widerstandsfähigkeit und Gefährlichkeit beeinträchtigen können :

2.3.1 . Struktur, Form, Abmessungen und Werkstoffe der tragenden Teile ;

2.3.2. Typen und Abmessungen des Einstellungs- und Verriegelungssystems der Rückenlehne;

2.3.3 . Abmessungen , Struktur und Werkstoffe der Befestigungsteile und Stützen (z . B. Beine);

2.4. ,Fahrzeugtyp' Fahrzeuge, die untereinander keine wesentlichen Unterschiede aufweisen in bezug auf
— die in dieser Richtlinie vorgeschriebenen Baumerkmale und
— gegebenenfalls den (die) in das Fahrzeug eingebauten Sitztyp (Sitztypen) für die eine EG-Bauteil­

Typgenehmigung erteilt wurde.

2.5. ,Sitz' eine Struktur einschließlich Polsterung und Befestigungsteilen , die fester Bestandteil der Fahr­
zeugstruktur sein kann , die zur Verwendung in einem Fahrzeug vorgesehen ist und einen Sitzplatz für
einen oder mehrere Erwachsene bietet;

2.6 . ,Einzelsitz' ein für eine Person ausgelegter und gebauter Sitz;

2.7. .Doppelsitz' ein für zwei nebeneinander sitzende Personen ausgelegter und gebauter Sitz; zwei Sitze
nebeneinander ohne Verbindung gelten als zwei Einzelsitze;

2.8 . .Sitzreihe' ein Sitz, der für drei oder mehr nebeneinander sitzende Personen ausgelegt und gebaut
wurde; mehrere nebeneinander angeordnete Einzel - oder Doppelsitze gelten nicht als Sitzreihe ;

23. .Sitzpolster' der Teil des Sitzes, der fast horizontal angeordnet ist und zur Aufnahme eines sitzenden
Fahrgasts bestimmt ist;

2.10. .Rückenlehne' der Teil des Sitzes, der fast vertikal angeordnet ist und zur Stützung von Rücken ,
Schulter und möglichst des Kopfes des Fahrgasts bestimmt ist;

2.11 . ,Einsteileinrichtung' die Einrichtung, mit der der Sitz oder seine Teile in eine dem Sitzenden ange­
paßte Stellung gebracht werden können ;
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2.12. .Versteileinrichtung eine Einrichtung, mit deren Hilfe der Sitz oder ein Teil des Sitzes seitlich oder in
Längsrichtung ohne feste Zwischenstellung des Sitzes oder eines seiner Teile verstellt werden kann,
um den Zugang der Insassen zu erleichtern ;

2.13. .Verriegelungseinrichtung' eine Einrichtung, die den Sitz und seine Teile in der Benutzungsstellung
hält;

2.14. .Verankerung' einen Teil des Fußbodens oder des Aufbaus eines Fahrzeugs, an dem der Sitz befestigt
werden kann ;

2.15. .Befestigungsteile' Bolzen oder andere Bauteile für die Befestigung des Sitzes an das Fahrzeug;
2.16. .Prüfschlitten' das Prüfgerät, das für die dynamische Reproduktion von Straßenverkehrsunfällen mit

Frontalaufprall hergestellt und verwendet wird ;

2.17. .Zusatzsitz' ein Sitz, der auf dem Prüfschlitten hinter dem zu prüfenden Sitz für die Prüfpuppe ange­
bracht ist. Dieser Sitz ist repräsentativ für den Sitz, der im Fahrzeug hinter dem zu prüfenden Sitz
verwendet wird;

2.18 . .Bezugsebene' die Ebene, die durch die Kontaktpunkte der Fersen der Prüfpuppe verläuft und für die
Bestimmung des H-Punkts und des tatsächlichen Rumpfwinkels für die Sitzposition in den Kraftfahr­
zeugen verwendet wird;

2.19. .Bezugshöhe' die Höhe des obersten Punkts des Sitzes oberhalb der Bezugsebene;
2.20. .Prüfpuppe' eine Prüfpuppe gemäß den Vorschriften für Hybrid II oder III (');
2.21 . .Bezugsbereich' der Bereich zwischen zwei vertikalen 400 mm voneinander entfernten und in bezug

auf den H-Punkt symmetrisch verlaufenden Längsebenen , der durch Drehung der in Anhang II der
Richtlinie 74/60/EWG beschriebenen Prüfeinrichtung von der Vertikalen in die Horizontale definiert
ist. Die Prüfeinrichtung ist wie in diesem Anhang beschrieben aufzustellen und auf eine maximale
Länge von 840 mm einzustellen ;

2.22. .Dreipunktsicherheitsgurt' im Sinne dieser Richtlinie umfaßt auch Gurte mit mehr als drei Veranke­
rungspunkten;

2.23 . .Sitzabstand' der horizontale Abstand zwischen zwei hintereinander angeordneten Sitzen, gemessen in
einer Höhe von 620 mm über dem Fußboden von der Vorderseite der Rücklehne des einen Sitzes bis
zur Rückseite der Rückenlehne des davorliegenden Sitzes .

3 . Vorschriften für Sitze

3.1 . Jeder Sitztyp unterliegt auf Antrag des Herstellers entweder den Prüfvorschriften der Anlage 1 (dyna­
mische Prüfung) oder der Anlagen 5 und 6 (statische Prüfung).

3.2. Die an dem Sitztyp vorgenommenen Prüfungen sind in dem Nachtrag zum Genehmigungsbogen zu
verzeichnen (Anlage 4 des Anhangs I).

I

3.3 . Jede vorgesehene Einstell - und Verstellemrichtung muß mit einer selbsttätigen Verriegelungseinrich­
tung versehen sein .

3.4 . Nach der Prüfung brauchen die Einstell - und Verriegelungseinrichtungen nicht voll funktionsfähig zu
sein .

3.5 . In Fahrzeugen der Klasse M2 mit einer Gesamtmasse von bis zu 3 500 kg ist an jedem äußeren Vorder­
sitz eine Kopfstütze anzubringen ; die in diesen Fahrzeugen eingebauten Kopfstützen müssen den
Vorschriften der Richtlinie 78/932/EWG genügen .

4. Vorschriften für Sitzverankerungen eines Fahrzeugtyps

4.1 . Die Sitzverankerungen im Fahrzeug müssen folgende Prüfungen bestehen:
4.1.1 . entweder die Prüfung nach Anlage 2
4.1.2. oder, wenn der Sitz an dem geprüften Teil der Fahrzeugstruktur angebracht ist, die Prüfungen nach

Anlage 1 . Der Sitz muß kein genehmigter Sitz sein , sofern er die Vorschriften von 3.2.1 der obigen
Anlage erfüllt.

4.2. Ständige Verformung, einschließlich Bruch , einer Verankerung oder des umgebenden Bereichs sind
zulässig, sofern der vorgeschriebenen Kraft während des vorgeschriebenen Zeitraums standgehalten
wurde.

4.3 . Wenn es in einem Fahrzeug mehr als einen Verankerungstyp gibt, ist für die Genehmigung des Fahr­
zeugs jede Variante zu prüfen .

4.4. Es kann eine einzige Prüfung durchgeführt werden, um gleichzeitig einen Sitz und ein Fahrzeug zu
prüfen .

(') Die technischen Vorschriften und Detailzeichnungen für die Prüfpuppe Hybrid II und III, die den Hauptabmessungen eines
50-Perzentil-Mannes der Vereinigten Staaten von Amerika entspricht, und die Vorschriften für ihre Einstellung für diese Prüfung
liegen dem Generalsekretär der Vereinten Nationen vor und können auf Wunsch beim Sekretariat der Wirtschaftskommission für
Europa, Palais des Nations, Genf, Schweiz, eingesehen werden .
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4.5 . In the case of vehicles of category M3) seat anchorages shall be deemed to comply with the require­
ments of Paragraphs 4.1 and 4.2 if the safety belt anchorages of the corresponding seating positions are
fitted directly to the seats to be installed and these belt anchorages comply with the requirements of
Directive 76/ 115/EEC, if necessary with the derogation provided in Item 5.5.4 of Annex thereof.

5. Vorschriften für den Einbau der Sitze in einen Fahrzeugtyp

5.1 . Alle eingebauten nach vorn gerichteten Sitze sind nach den Vorschriften von 3 dieses Anhangs und
vorbehaltlich der folgenden Bedingungen zu genehmigen :

5.1.1 . die Sitze haben eine Bezugshöhe von mindestens 1 m und

5.1.2. der H-Punkt des unmittelbar dahinter angeordneten Sitzes ist maximal 72 mm höher als der H-Punkt
des in Frage stehenden Sitzes oder, wenn der Sitz dahinter mehr als 72 mm höher ist, ist der Sitz für
den Einbau in einer solchen Lage zu prüfen und zu genehmigen .

5.2. Bei Genehmigungen nach Anlage 1 sind die Prüfungen 1 und 2 durchzuführen , mit folgenden
Ausnahmen :

5.2.1 . Prüfung 1 ist nicht vorzunehmen, wenn kein nichtangeschnallter Insasse auf die Rückseite eines Sitzes
aufprallen kann (d. h., wenn sich direkt hinter dem zu prüfenden Sitz kein nach vorn gerichteter Sitz
befindet).

5.2.2. Prüfung 2 ist nicht durchzuführen,
5.2.2.1 . wenn kein angeschnallter Insasse auf den rückwärtigen Teil des Sitzes aufprallen kann oder

5.2.2.2. wenn der Sitz dahinter mit einem Dreipunktsicherheitsgurt und Verankerungen ausgestattet ist, die
vollständig der Richtlinie 76/ 115/EWG entsprechen (ohne Ausnahme), oder

5.2.2.3 . der Sitz die Vorschriften von Anlage 6 dieses Anhangs erfüllt.

5.3 . Wenn Genehmigungen nach den Anlagen 5 und 6 erteilt werden, sind alle Prüfungen durchzuführen ,
mit folgenden Ausnahmen :

5.3.1 . Die Prüfung nach Anlage 5 ist nicht vorzunehmen , wenn kein nicht angeschnallter Insasse auf den
rückwärtigen Teil eines Sitzes aufprallen kann (d. h., wenn sich direkt hinter dem zu prüfenden Sitz
kein nach vorn gerichteter Sitz befindet).

5.3.2. Die Prüfung nach Anlage 6 ist nicht vorzunehmen ,

5.3.2.1 . wenn kein angeschnallter Insasse auf den rückwärtigen Teil des Sitzes aufprallen kann oder

5.3.2.2. wenn der Sitz dahinter mit einem Dreipunktsicherheitsgurt und Verankerungen ausgestattet ist, die
vollständig der Richtlinie 76/ 115/EWG entsprechen (ohne Ausnahme).
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Anlage 1

Prüfverfahren für Sitze nach Nummer 3 und/oder für Verankerungen nach Nummer 4.1.2

1 . Vorschriften

1.1 . Durch die Prüfungen soll ermittelt werden :

1.1.1 . ob der (die) Sitzbenutzer korrekt von dem (den) Sitz(en) vor ihm (ihnen) und/oder durch das Anlegen
eines Sicherheitsgurts zurückgehalten wird (werden).

1.1.1.1 . Diese Vorschrift gilt als erfüllt, wenn die Vorwärtsbewegung irgendeines Teils des Rumpfes oder des
Kopfes der Prüfpuppe nicht über die 1,6 m vom R-Punkt des Zusatzsitzes verlaufende vertikale Quer­
ebene hinausgeht;

1.1.2. ob der (die) Sitzbenutzer ernsthaft verletzt ist (sind).

1.1.2.1 . Diese Vorschrift gilt als erfüllt, wenn die biomechanischen Akzeptanzkriterien für die mit Instru­
menten ausgestattete Prüfpuppe gemäß Anlage 4 erfüllt sind; das heißt:

1.1.2.1.1 . das Akzeptanzkriterium für die Kopfbewegung HAC ist weniger als 500;

1.1.2.1.2. das Akzeptanzkriterium für die Brustkorbbelastung (ThAC) ist weniger als 30 g außer für Zeiträume
von insgesamt weniger als 3 ms (g = 9,81 m/s2);

1.1.2.1.3 . das Akzeptanzkriterium für die Oberschenkelbelastung (FAC) ist weniger als 10 kN und der Wert von
8 kN wird für Zeiträume von insgesamt mehr als 20 ms nicht überschritten ;

1.1.3. ob die Sitze und die Sitzhalterungen widerstandsfähig genug sind. Diese Vorschrift gilt als erfüllt, wenn

1.1.3.1 . kein Teil des Sitzes , der Sitzhalterungen oder der Zubehörteile sich während der Prüfung vollständig
löst;

1.1.3.2. der Sitz unverändert in seiner Stellung verbleibt, selbst wenn sich eine oder mehrere Verankerungen
teilweise lösen , und alle Verriegelungssysteme während der gesamten Dauer der Prüfung verriegelt
bleiben;

1.1.3.3 . kein tragendes Teil des Sitzes oder der Zubehörteile nach der Prüfung Brüche oder scharfe bzw. spitze
Kanten und Ecken aufweisen , die Körperverletzungen verursachen können .

1.2 . Alle zur Rückenlehne gehörenden Befestigungsbeschläge oder Zubehörteile sollten so beschaffen sein,
daß sie voraussichtlich nicht während des Aufschlags einen Insassen verletzen können . Diese
Vorschrift gilt als erfüllt, wenn jeder von einer Kugel mit einem Durchmesser von 1 65 mm berührbare
Teil einen Krümmungsradius von mindestens 5 mm aufweist.

1.2.1 . Besteht irgendein Teil der oben erwähnten Befestigungsbeschläge und Zubehörteile aus einem Werk­
stoff mit einer Härte von weniger als 50 Shore A auf einem starren Träger, so gelten die Vorschriften
nach 3.3 nur für den starren Träger.

1.2.1 . Teile der Rückenlehne wie Einsteileinrichtungen für den Sitz und Zubehörteile unterliegen nicht den
Vorschriften von 3.3 , wenn sie in der Ruhestellung unterhalb einer horizontalen Ebene 400 mm über
der Bezugsebene liegen, selbst wenn der Insasse hiermit in Berührung kommen kann .

2. Vorbereitung des zu prüfenden Sitzes

2.1 . Der zu prüfende Sitz ist wie folgt zu montieren :

2.1.1 . entweder auf einer Prüfplattform, die für einen Fahrzeugaufbau repräsentativ ist,

2.1.2. oder auf einer starren Prüfplattform .

2.2 . Die für den (die) Prüfsitz(e) vorgesehene Verankerung muß identisch sein mit derjenigen, die in dem
(den) Fahrzeug(en) benutzt wird, in dem (dener) der Sitz verwendet werden soll , bzw. die gleichen
Merkmale aufweisen .

2.3 . Der zu prüfende Sitz muß vollständig mit Polsterung und Zubehörteilen ausgestattet sein . Ist der Sitz
mit einem Tisch ausgerüstet, muß dieser weggeklappt sein .

2.4 . Ein seitlich verstellbarer Sitz ist auf die maximale Ausdehnung einzustellen .

2.5 . Eine verstellbare Rückenlehne ist so einzustellen , daß die Rumpfneigung der für die Bestimmung des
H-Punkts benutzten Prüfpuppe und der tatsächliche Rumpfwinkel für die Sitzposition in Kraftfahr­
zeugen so nah wie möglich an der vom Hersteller für die normale Benutzung empfohlenen Einstel­
lung liegt oder, in Ermangelung besonderer Empfehlungen des Herstellers , möglichst etwa 25° nach
hinten im Verhältnis zur Vertikalen .
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Ist die Rückenlehne mit einer in der Höhe verstellbaren Kopfstütze ausgerüstet, ist diese in die
niedrigste Stellung zu bringen .

Sicherheitsgurte eines gemäß der Richtlinie 77/541 /EWG genehmigten Typs, die an Verankerungen
gemäß der Richtlinie 76/ 1 15/EWG befestigt sind, sind sowohl am Zusatzsitz als auch am zu prüfenden
Sitz anzubringen.

2.6.

2.7.

3.

3.0 .

3.1 .

3.2.

3.2.1 .

3.3 .

3.3.1 .

3.3.2.

3.3.3 .

3.3.3.1 .

3.3.3.2.

3.3.3.3 .

3.3.3.3.1 .

3.3.3.3.2 .

3.3.3.4 .

3.3.3.5.

3.3.3.6 .

3.3.3.7 .

3.3.3.8 .

3.4.

3.4.1 .

3.4.2.

3.4.3.

Dynamische Prüfungen

Prüfung 1

Die Prüfplattform ist auf einem Prüfschlitten zu montieren.

Zusatzsitz

Der Zusatzsitz kann vom gleichen Typ sein wie der zu prüfende Sitz und ist parallel und direkt hinter
dem zu prüfenden Sitz anzubringen , wobei die beiden Sitze auf die gleiche Höhe und in einem
Abstand von 750 mm identisch einzustellen sind.

Wird ein Zusatzsitz eines anderen Typs verwendet, ist dies im Nachtrag zum Typgenehmigungsbogen
anzugeben (Anlage 4 zu Anhang I).

Prüfpuppe

Hinter jedem Sitzplatz des zu prüfenden Sitzes ist eine Prüfpuppe wie folgt zu installieren :

Die Prüfpuppe wird unangeschnallt so auf den Zusatzsitz gesetzt, daß ihre Symmetrie-Ebene der
Symmetrie-Ebene des betreffenden Sitzplatzes entspricht.

Die Hände der Prüfpuppe liegen auf ihren Oberschenkeln und ihre Ellenbogen berühren die Rücken­
lehne; die Beine sind so weit wie möglich ausgestreckt und sind, falls möglich, parallel zueinander. Die
Fersen berühren den Fußboden .

Jede Prüfpuppe ist nach folgendem Verfahren auf einem Sitz zu installieren :

Eine Prüfpuppe ist in einer Haltung auf den Sitz aufzusetzen, die der gewünschten Haltung möglichst
nahekommt.

Eine 76 mm x 76 mm große starre Platte ist so niedrig wie möglich an die Vorderseite des Prüfpup­
penrumpfes anzulegen .

Die Platte ist miit einer Belastung zwischen 250 N und 350 N horizontal gegen den Rumpf der Prüf­
puppe zu drücken:

Der Rumpf ist an den Schultern bis zur vertikalen Stellung nach vorn zu ziehen und dann gegen die
Rückenlehne zurückzulegen . Dieser Vorgang ist zweimal durchzuführen .

Der Kopf ist, ohne daß sich der Rumpf bewegt, in eine solche Lage zu bringen, daß die im Kopf
enthaltene Platte, auf der die Meßinstrumente angebracht sind, horizontal ist, und daß die sagittale
Mittelebene des Kopfes parallel zu derjenigen des Fahrzeugs verläuft.

Die Platte wird behutsam entfernt.

Die Prüfpuppe wird auf dem Sitz nach vorwärts bewegt und das oben beschriebene Installationsver­
fahren wird wiederholt.

Erforderlichenfalls ist die Lage der unteren Gliedmaßen zu korrigieren .

Die installierten Meßgeräte dürfen in keiner Weise die Bewegung der Prüfpuppe während des
Aufpralls beeinträchtigen .

Die Temperatur des Systems der Meßgeräte ist vor der Prüfung zu stabilisieren und soweit wie möglich
in einem Bereich von 1 9 0 C bis 26 0 C zu halten.

Aufprallsimulierung

Die Aufprallgeschwindigkeit des Prüfschlittens liegt zwischen 30 km/h und 32 km/h .

Die Verzögerung des Prüfschlittens während der Aufprallprüfung erfolgt gemäß den in Abbildung 1
gezeigten Bedingungen . Der zeitliche Verlauf der Verzögerung des Prüfschlittens muß zwischen den in
Abbildung 1 gezeigten Grenzkurven liegen; ausgenommen hiervon sind Zeiträume von insgesamt
weniger als 3 ms.

Außerdem muß die durchschnittliche Verzögerung zwischen 6,5 g und 8,5 g betragen.
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3.5 . Prüfung 2

3.5.1 . Die Prüfung 1 ist mit einer Prüfpuppe auf dem Zusatzsitz zu wiederholen ; die Prüfpuppe ist von
einem nach den Anweisungen des Herstellers angebrachten und eingestellten Sicherheitsgurt zurück­
zuhalten . Die Anzahl der Verankerungspunkte des Sicherheitsgurts für die Prüfung 2 ist im Nachtrag
zum Typgenehmigungsbogen für den Sitz einzutragen (Anlage 4 des Anhangs I).

3.5.2. Der Zusatzsitz ist entweder vom gleichen Typ wie der zu prüfende Sitz oder von einem anderen Typ,
über den nähere Angaben im Nachtrag zum Typgenehmigungsbogen zu machen sind (Anlage 4 des
Anhangs I).

3.5.3. Prüfung 2 kann auch für andere Fahrzeugteile als einen Sitz nach 3.1.10 der Richtlinie 77/541 /EWG
und 4.3.7 der Richtlinie 76/ 115/EWG durchgeführt werden .

3.5.4. Wenn die Prüfung 2 mit einer Prüfpuppe durchgeführt wird, die von einem Dreipunktgurt zurückge­
halten wird, und die Verletzungskriterien nicht überschritten werden, wird davon ausgegangen , daß der
Notsitz die Vorschriften für die statischen Prüfbelastungen und die Bewegung der oberen Verankerung
während der Prüfung gemäß der Richtlinie 76/ 115/EWG erfüllt.
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Abbildung 1
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Anlage 2

Prüfverfahren für die Verankerungen eines Fahrzeugs gemäß 4.1.1

1 . Prüfeinrichtung

1 . 1 . Eine starre Struktur, die für den zur Verwendung in dem Fahrzeug bestimmten Sitz ausreichend reprä­
sentativ ist, wird mit vom Hersteller gelieferten Befestigungsvorrichtungen (Bolzen, Schrauben usw.) an
den Teilen der Struktur befestigt, an denen die Prüfungen vorgenommen werden.

1.2 . Können mehrere Sitztypen, die untereinander keine wesentlichen Unterschiede aufweisen in bezug auf
den Abstand zwischen den vorderen und hinteren Füßen, an der gleichen Verankerung angebracht
werden , wird die Prüfung mit dem kürzesten Abstand zwischen den Füßen durchgeführt. Dieser
Abstand ist im Typgenehmigungsbogen anzugeben .

2 . Prüfverfahren

2.1 . Es ist eine Kraft F anzubringen :

2.1.1 . in einer Höhe von 750 mm über der Bezugsebene und auf der vertikalen Linie , auf der der geome­
trische Mittelpunkt der Fläche liegt, die von einem Polygon , das die verschiedenen Verankerungs­
punkte als Scheitelpunkte hat, oder gegebenenfalls die äußersten Verankerungen des Sitzes , durch die
starre Struktur nach 1.1 begrenzt wird;

2.1.2 . die in horizontaler Richtung auf die Vorderseite des Fahrzeugs gerichtet ist;

2.1.3 . mit einer möglichst kurzen Verzögerung und während eines Zeitraums von mindestens 0,2 s;

2.2. Die Kraft F wird wie folgt bestimmt:

2.2.1 . entweder mit folgender Formel : F = (5 000 ± 50) x i

wobei F in N angegeben wird und i die Anzahl der Sitzstellungen des Sitzes ist, für den die zu
prüfenden Verankerungen zu genehmigen sind;

2.2.2 . oder auf Antrag des Herstellers gemäß den repräsentativen Belastungen, die während der dynamischen
Prüfung nach Anlage I gemessen wurden .
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Anlage 3

Vorzunehmende Messungen

1 . Alle erforderlichen Messungen sind mit den Meßsystemen gemäß den Vorschriften der 1987 veröffent­
lichten internationalen Norm ISO 6487 mit dem Titel „Meßtechnik bei Aufprallprüfungen : Instru­
mentierung" durchzuführen .

2. Dynamische Prüfung

2.1 . An dem Prüfschlitten vorzunehmende Messungen

Zu messen sind die Merkmale der Verzögerung des Prüfschlittens , ausgehend von den am starren
Rahmen des Prüfschlittens gemessenen Beschleunigungen (Meßsysteme mit einer CFC von 60).

2.2. An der Prüfpuppe vorzunehmende Messungen

Die Anzeigewerte der Meßgeräte sind über unabhängige Datenkanäle mit folgenden CFC aufzu­
zeichnen :

2.2.1 . Messungen im Kopf der Prüfpuppe

Die resultierende dreiaxiale Beschleunigung in bezug auf den Schwerpunkt (yr) (') ist mit einer CFC
von 600 zu messen .

2.2.2. Messungen im Brustkorb der Prüfpuppe

Die resultierende Beschleunigung im Schwerpunkt ist mit einer CFC von 180 zu messen.

2.2.3 . Messungen im Oberschenkel der Prüfpuppe
Die axiale Druckkraft ist mit einer CFC von 600 zu messen.

(') Ausgedrückt in g (= 9,81 m/sec2), wobei der Skalenwert nach der folgenden Formel berechnet wird:
y 2 = + yy2 + y(2
hierbei ist : Yi = der Wert der unmittelbaren Längsbeschleunigung,

yv = der Wert der unmittelbaren Vertikalbeschleunigung,
v, = der Wert der unmittelbaren Transversalbeschleunigung.
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Anlage 4

Bestimmung der Akzeptanzkriterien

1 .

1.1

Akzeptanzkritenum für die Kopfbewegung (HAC)

Dieses Akzeptanzkriterium (HAC) wird auf der Grundlage der resultierenden triaxialen Beschleuni­
gung, gemessen nach 2.2.1 der Anlage 3, mit folgender Formel berechnet:

2,5

1HAC = (t2— tj ) yrdt

2 .

2.1

3 .

wobei t , und t2 Zeitwerte während der Prüfung sind, hierbei ist HAC der Höchstwert für den Zeitraum
t,, t2 . Die Werte von t, und t2 werden in Sekunden ausgedrückt.

Akzeptanzkriterium für die Brustkorbbelastung (ThAC)

Dieses Kriterium wird durch den absoluten Wert der resultierenden Beschleunigung bestimmt, ausge­
drückt in g und gemessen gemäß 2.2.2 der Anlage 3 und durch die Beschleunigungsdauer, die in ms
ausgedrückt wird .

Akzeptanzkriterium für die Oberschenkelbelastung (FAC)

Dieses Kriterium wird durch die in kN wiedergegebene Kompressionsbelastung bestimmt, die axial
auf jeden Oberschenkel der Prüfpuppe aufgebracht und gemäß 2.2.3 der Anlage 3 gemessen wird, und
durch die Dauer der Kompressionsbelastung, die in ms ausgedrückt wird .
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Anlage 5

Vorschriften und Verfahren für die statische Prüfung

1 . Vorschriften

1.1 . Aufgrund der Vorschriften für die nach dieser Anlage zu prüfenden Sitze soll festgestellt werden :

1.1.1 . ob die Benutzer der Sitze angemessen von den Sitzen vor ihnen zurückgehalten werden,

1.1.2. ob die Benutzer der Sitze nicht ernsthaft verletzt werden, und

1.1.3 . ob der Sitz und die Sitzbefestigungen widerstandsfähig genug sind.

1.2. Die Vorschriften von 1.1.1 gelten als erfüllt, wenn die maximale Verlagerung des zentralen Aufbrin­
gungspunkts jeder der in 2.2.1 vorgeschriebenen Kräfte, gemessen auf der horizontalen Ebene und der
Längsmittelebene des jeweiligen Sitzplatzes, nicht mehr als 400 mm beträgt.

1.3 . Die Vorschriften von 1.1.2 gelten als erfüllt, wenn folgende technische Merkmale eingehalten werden :

1.3.1 . Die maximale Verlagerung des zentralen Aufbringungspunkts jeder der in 2.2.1 vorgeschriebenen
Kräfte beträgt, nach 1.2 gemessen , nicht weniger als 100 mm.

1.3.2. Die maximale Verlagerung des zentralen Aufbringungspunkts jeder der in 2.2.2 vorgeschriebenen
Kräfte beträgt, nach 1.2 gemessen, nicht weniger als 50 mm.

1.3.3 . Alle Befestigungsbeschläge, die Teile der Rückenlehne bilden, oder Zubehörteile hierfür sind so
beschaffen , daß ein Insasse während des Aufschlags nicht verletzt werden kann . Diese Vorschrift gilt
als erfüllt, wenn jeder von einer Kugel mit einem Durchmesser von 165 mm berührbare Teil einen
Krümmungsradius von mindestens 5 mm aufweist.

1.3.4. Wenn irgendein Teil der oben erwähnten Beschläge und Zubehörteile aus einem Wirkstoff mit einer
Härte von weniger als 50 Shore A auf einem starren Träger besteht, gelten die Vorschriften nach 1.3.3
nur für den starren Träger.

1.3.5 . Teile der Rückenlehne wie EinStelleinrichtungen für den Sitz und Zubehörteile unterliegen nicht den
Vorschriften von 1.3.3 , wenn sie in der Ruhestellung unterhalb einer horizontalen Ebene von 400 mm
über der Bezugsebene liegen , selbst wenn der Insasse hiermit in Berührung kommen kann.

1.4. Die Vorschriften von 1.1.3 gelten als erfüllt, wenn :

1.4.1 . kein Teil des Sitzes, der Sitzbefestigungen oder der Zubehörteile sich während der Prüfung vollständig
löst;

1.4.2. der Sitz in seiner Stellung bleibt, selbst wenn sich eine oder mehrere Verankerungen teilweise lösen ,
und alle Verriegelungssysteme während der gesamten Dauer der Prüfung verriegelt bleiben;

1.4.3 . kein tragendes Teil des Sitzes oder der Zubehörteile nach der Prüfung Brüche oder scharfe bzw. spitze
Kanten und Ecken aufweist, die Körperverletzungen verursachen können .

2. Statische Prüfungen

2.1 . Prüfeinrichtung

2.1.1 . Diese besteht aus zylindrischen Körpern mit einem Krümmungsradius von 82 mm ± 3 mm und
einer Breite :

2.1.1.1 . die im oberen Teil mindestens der Breite der Rückenlehne jeder Sitzstellung des zu prüfenden Sitzes
entspricht,
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2.1.1.2. 320 mm (—0 + 10 mm) beträgt, wie in Abbildung 1 dieser Anlage gezeigt.

2.1.2. Die auf den Sitzteilen aufliegende Oberfläche muß aus einem Werkstoff mit einer Härte von minde­
stens 80 Shore A bestehen .

2.1.3 . Jeder zylindrische Körper ist mit mindestens einem Kraftmeßwertaufnehmer auszustatten , der in der
Lage ist, die Kräfte zu messen , die in der in 2.2.1.1 beschriebenen Richtung aufgebracht werden .

2.2 . Prüfverfahren

2.2.1 . Es ist eine Prüfkraft von

1 000
: 50 N

H ,

unter Verwendung einer Einrichtung gemäß 2.1 auf den hinteren Teil des Sitzes aufzubringen , der
jeder Sitzstellung eines Sitzes entspricht.

2.2.1.1 . Die Richtung der Kraftaufbringung muß auf der vertikalen Mittelebene des betreffenden Sitzplatzes
liegen ; sie ist horizontal von hinten in Richtung auf den vorderen Teil des Sitzes aufzubringen .

2.2.1.2. Diese Richtung liegt auf der Höhe H ,, die zwischen 0,70 und 0,80 m und über der Bezugsebene liegt.
Die genaue Höhe ist vom Hersteller festzulegen .

2.2.2. Eine Prüfkraft von

2 000
± 100 N

H2

ist mit einer Einrichtung gemäß 2.1 gleichzeitig auf den rückwärtigen Teil des Sitzes, der jeder Sitzstel­
lung des Sitzes entspricht, auf der gleichen vertikalen Ebene und in der gleichen Richtung in einer
Höhe aufzubringen , die zwischen 0,45 m und 0,55 m über der Bezugsebene liegt. Die genaue Höhe ist
vom Hersteller festzulegen .

2.2.3 . Während der Aufbringung der Kräfte gemäß 2.2.1 und 2.2.2 müssen die Prüfkörper so weit wie
möglich mit dem rückwärtigen Teil des Sitzes in Berührung bleiben . Sie müssen auf einer horizon­
talen Ebene drehbar sein .

2.2.4. Besteht ein Sitz aus mehreren Sitzplätzen, sind die jedem Sitzplatz entsprechenden Kräfte gleichzeitig
aufzubringen , und es müssen so viele untere und obere Prüfkörper wie Sitzplätze vorhanden sein .

2.2.5 . Die Ausgangsstellung jedes Sitzplatzes für jeden Prüfkörper ist dadurch zu bestimmen , daß die
Prüfeinrichtungen mit dem Sitz mit einer Kraft von mindestens 20 N in Berührung gebracht werden .

2.2.6 . Die in 2.2.1 und 2.2.2 angegebenen Kräfte sind so rasch wie möglich aufzubringen und ungeachtet der
Verformung für mindestens 0,2 Sekunden auf dem angegebenen Wert aufrechtzuerhalten .

2.2.7 . Wurde die Prüfung mit einer Kraft oder mit mehreren Kräften durchgeführt, wobei jedoch nicht alle
Kräfte über den in 2.2.1 oder 2.2.2 angegebenen lagen, und entspricht der Sitz den Vorschriften , gilt
die Prüfung als erfüllt.
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Abbildung 1
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Anlage 6

Technische Merkmale der Energieaufnahme am rückwärtigen Teil der Rückenlehnen für Fahrzeuge der
Klassen M2 und M3

1 . Die Bestandteile des rückwärtigen Teils der nach 2.2.1 dieses Anhangs im Bezugsbereich liegenden
Rückenlehnen sind auf Antrag des Herstellers gemäß den Vorschriften von Anhang III der Richtlinie
74/60/EWG über die Energieaufnahme zu prüfen . Zu diesem Zweck sind alle eingebauten Zubehör­
teile in sämtlichen Benutzungsstellungen zu prüfen, mit Ausnahme von Tischen, die während der
Prüfung weggeklappt sind.

2 . Auf diese Prüfung ist im Nachtrag zum Typgenehmigungsbogen für den Sitz hinzuweisen (Anlage 4
des Anhangs I). Eine Zeichnung mit dem Bereich des rückwärtigen Teils der Rückenlehne, die bei der
Prüfung für die Energieaufnahme geprüft wird , ist beizufügen .

3 . Diese Prüfung kann für andere Teile eines Fahrzeugs als einen Sitz angewandt werden (3.5.3 der
Anlage 1 )."
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Es wird der folgende neue Anhang IV eingefügt:

ANHANG IV

ALLGEMEINE VORSCHRIFTEN FÜR FAHRZEUGE, DIE NICHT UNTER DIE ANHANGE II UND
III FALLEN

1 . Allgemeines

1 . 1 . Die Vorschriften dieses Anhangs gelten für Fahrzeuge der Klassen N ,, N2 und N3 sowie für Fahrzeuge
der Klassen M2 und M3, die nicht unter Anhang III fallen .

2. Allgemeine Vorschriften

2.1 . Sitze und Sitzbänke müssen im Fahrzeug fest verankert sein .

2.2. Verstellbare Sitze und Sitzbänke müssen in allen vorgesehenen Stellungen verriegelbar sein.

2.3 . Einstellbare Rücklehnen müssen in allen vorgesehenen Stellungen verriegelbar sein .

2.4. Alle nach vorn klappbaren Sitze oder Sitze mit umklappbaren Rückenlehnen müssen in der Normal­
stellung selbsttätig einrasten .

2.5 . In allen Fahrzeugen der Klasse M2 mit einer Höchstmasse von 3 500 kg und in Fahrzeugen der Klasse
N, müssen an den äußeren Vordereitzen Kopfstützen angebracht werden . Die in diesen Fahrzeugen
eingebauten Kopfstützen müssen die Vorschriften von Anhang II der Richtlinie 78/932/EWG
erfüllen ."
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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

RAT

Mitteilung über das Inkrafttreten des dritten Zusatzprotokolls zu dem Europa­
Abkommen mit der Republik Bulgarien (Anpassung der Zölle auf die bulgari­

schen Ausfuhren von Textilwaren) (')

Das Zusatzprotokoll zum Europa-Abkommen zwischen den Europäischen Gemein­
schaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Republik Bulgarien andererseits,
dessen Abschluß der Rat am 22. April 1996 beschlossen hat, tritt am 1 . Juni 1996 in
Kraft, da der Austausch der Notifizierungen über den Abschluß der in Artikel 2 des Proto­
kolls vorgesehenen Verfahren am 29. Mai 1996 abgeschlossen worden ist .

Mitteilung über das Inkrafttreten des Zusatzprotokolls zum Europa-Abkommen
mit Bulgarien (Öffnung der Gemeinschaftsprogramme) (2)

Das Zusatzprotokoll zum Europa-Abkommen zwischen den Europäischen Gemein­
schaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits und Bulgarien andererseits, dessen Abschluß
der Rat am 4. Dezember 1995 beschlossen hat, tritt am 1 . August 1996 in Kraft, da der
Austausch der Notifizierungen über den Abschluß der in Artikel 4 des Protokolls vorgese­
henen Verfahren am 24. Juni 1996 abgeschlossen worden ist .

(•) ABl . Nr. L 103 vom 26. 4. 1996, S. 52.
(2) ABl . Nr. L 317 vom 30 . 12. 1995, S. 24.
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EUROPÄISCHER WIRTSCHAFTSRAUM

GEMEINSAMER EWR-AUSSCHUSS

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES

Nr. 22/96

vom 26. April 1996
über die Änderung des Anhangs XIII (Verkehr) des EWR-Abkommens

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS —

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum, geändert durch das
Anpassungsprotokoll zu diesem Abkommen, nachstehend „Abkommen" genannt, insbe­
sondere auf Artikel 98 ,

in Erwägung nachstehender Gründe:

Anhang XIII des Abkommens wurde durch den Beschluß Nr. 19/96 des Gemeinsamen
EWR-Ausschusses (') geändert .

Die Richtlinie 94/55/EG des Rates vom 21 . November 1994 zur Angleichung der Rechts­
vorschriften der Mitgliedstaaten für den Gefahrguttransport auf der Straße (2) ist in das
Abkommen aufzunehmen —

BESCHLIESST:

Artikel 1

In Anhang XIII des Abkommens wird nach Nummer 17d (Richtlinie 95/50/EG des
Rates) folgender neuer Punkt eingefügt:

„ 17e . 394 L 0055:: Richtlinie 94/55/EG des Rates vom 21 . November 1994 zur Anglei­
chung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten für den Gefahrguttransport auf
der Straße (ABl . Nr. L 319 vom 12. 12. 1994, S. 7), korrigiert durch ABl . Nr. L
301 vom 14. 12. 1995, S. 47."

Artikel 2

Der Wortlaut der Richtlinie 94/55/EG in isländischer und norwegischer Sprache, der den
jeweiligen Sprachfassungen dieses Beschlusses beigefügt ist, ist verbindlich .

Artikel 3

Dieser Beschluß tritt am 1 . Mai 1996 in Kraft, sofern dem Gemeinsamen EWR-Ausschuß
alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des Abkommens übermittelt worden sind.

(') ABl . Nr. L 124 vom 23 . 5 . 1996, S. 27.
2 ABI. Nr. L 319 vom 12. 12. 1994, S. 7.
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Artikel 4

Dieser Beschluß wird im EWR-Abschnitt und im EWR-Supplement des Amtsblatts der
Europäischen Gemeinschaften veröffentlicht .

Brüssel , den 26 . April 1996

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuß
Der Vorsitzende

P. BENAVIDES
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BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES

Nr. 23196

vom 26. April 1996
über die Änderung des Anhangs II (Technische Vorschriften , Normen, Prüfung

und Zertifizierung) des EWR-Abkommens

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS —

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum, geändert durch das
Anpassungsprotokoll zu diesem Abkommen, nachstehend „Abkommen" genannt, insbe­
sondere auf Artikel 98 ,

in Erwägung nachstehender Gründe:

Anhang II des Abkommens wurde durch den Beschluß Nr. 14/96 des Gemeinsamen
EWR-Ausschusses (') geändert .

Die Richtlinie 95/45/EG der Kommission vom 26. Juli 1995 zur Festlegung spezifischer
Reinheitskriterien für Lebensmittelfarbstoffe (2) ist in das Abkommen aufzunehmen —

BESCHLIESST:

Artikel 1

( 1 ) In Kapitel XII des Anhangs II des Abkommens wird in Nummer 1 (362 L 2645:
Richtlinie des Rates vom 23 . Oktober 1962) folgender Gedankenstrich hinzugefügt:

„— 395 L 0045: Richtlinie 95/45/EG der Kommission vom 26. Juli 1995 (ABl . Nr. L
226 vom 22. 9 . 1995, S. 1 )"

(2) In Kapitel XII des Anhangs II des Abkommens wird nach Nummer 46a (Richtlinie
95/31 /EG der Kommission) die folgende Nummer eingefügt:

„46b. 395 L 0045: Richtlinie 95/45/EG der Kommission vom 26. Juli 1995 zur Festle­
gung spezifischer Reinheitskriterien für Lebensmittelfarbstoffe (ABl . Nr. L 226
vom 22. 9 . 1995, S. 1 )."

Artikel 2

Der Wortlaut der Richtlinie 95/45/EG in isländischer und norwegischer Sprache, der den
jeweiligen Sprachfassungen dieses Beschlusses beigefügt ist, ist verbindlich .

Artikel 3

Dieser Beschluß tritt: am 1 . Mai 1996 in Kraft, sofern dem Gemeinsamen EWR-Ausschuß
alle Mitteilungen nach Artikel 1 03 Absatz 1 des Abkommens übermittelt worden sind .

Artikel 4

Dieser Beschluß wird im EWR-Abschnitt und im EWR-Supplement des Amtsblatts der
Europäischen Gemeinschaften veröffentlicht .

Brüssel , den 26 . April 1996

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuß
Der Vorsitzende

P. BENAVIDES

(') ABl . Nr. L 124 vorn 23. 5 . 1996, S. 16.
2 ABl . Nr. L 226 vom 22. 9 . 1995, S. 1 .
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BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES

Nr. 24/96

vom 26. April 1996
über die Änderung des Anhangs VI (Soziale Sicherheit) des EWR-Abkommens

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS —

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum, geändert durch das
Anpassungsprotokoll zu diesem Abkommen, nachstehend „Abkommen" genannt, insbe­
sondere auf Artikel 98 ,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Anhang VI des Abkommens wurde durch den Beschluß Nr. 11 /96 des Gemeinsamen
EWR-Ausschusses (') geändert.

Der Beschluß Nr. 159 der Verwaltungskommission der Europäischen Gemeinschaften für
die soziale Sicherheit der Wanderarbeitnehmer vom 3. Oktober 1995 zur Änderung des
Beschlusses Nr. 86 vom 24. September 1973 über die Arbeitsweise und die Zusammenset­
zung des Rechnungsausschusses bei der Verwaltungskommission der Europäischen
Gemeinschaften für die soziale Sicherheit der Wanderarbeitnehmer (2) ist in das
Abkommen aufzunehmen —

BESCHLIESST:

Artikel 1

Im Anhang VI des Abkommens wird der Gedankenstrich (Beschluß Nr. 106 vom 8 . Juli
1976) in Nummer 10 (Beschluß Nr. 86) durch folgenden Text ersetzt:

„— 395 D 0512 : Beschluß Nr. 159 vom 3 . Oktober 1995 (ABl . Nr. L 294 vom 8 . 12 .
1995, S. 38)"

Artikel 2

Der Wortlaut des Beschlusses Nr. 159 in isländischer und norwegischer Sprache, der den
jeweiligen Sprachfassungen dieses Beschlusses beigefügt ist, ist verbindlich .

Artikel 3

Dieser Beschluß tritt am 1 . Mai 1996 in Kraft, sofern dem Gemeinsamen EWR-Ausschuß
alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des Abkommens übermittelt worden sind.

Artikel 4

Dieser Beschluß wird im EWR-Abschnitt und im EWR-Supplement des Amtsblatts der
Europäischen Gemeinschaften veröffentlicht.

Brüssel , den 26. April 1996

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuß
Der Vorsitzende

P. BENAVIDES

(') ABl . Nr. L 124 vom 23 . 5. 1996, S. 21 .
(2) ABl . Nr. L 294 vom 8 . 12. 1995, S. 38 .



25. 7 . 96 DE Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 186/77

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES
Nr. 25/96

vom 26. April 1996
über die Änderung des Anhangs I (Veterinärwesen und Pflanzenschutz) des

EWR-Abkommens

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS —

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum, geändert durch das
Anpassungsprotokoll zu diesem Abkommen, nachstehend „Abkommen" genannt, insbe­
sondere auf Artikel 98 ,

in Erwägung nachstehender Gründe :
Anhang I des Abkommens wurde durch den Beschluß des Gemeinsamen EWR­
Ausschusses Nr. 4/95 (') geändert.
Die Richtlinie 94/50/EG der Kommission vom 31 . Oktober 1994 zur Änderung der
Richtlinie 70/524/EWG über Zusatzstoffe in der Tierernährung (2) ist in das Abkommen
aufzunehmen .

Die Richtlinie 94/77/EG der Kommission vom 20 . Dezember 1994 zur Änderung der
Richtlinie 70/524/EWG über Zusatzstoffe in der Tierernährung O ist in das Abkommen
aufzunehmen .

Die Richtlinie 95/37/EG der Kommission vom 18 . Juli 1995 zur Änderung der Richtlinie
70/524/EWG über Zusatzstoffe in der Tierernährung (4) ist in das Abkommen aufzu­
nehmen —

BESCHLIESST:

Artikel 1

In Kapitel II des Anhangs I des Abkommens werden unter Nummer 1 (Richtlinie
70/524/EWG des Rates) die folgenden Gedankenstriche hinzugefügt :

„— 394 L 0050 : Richtlinie 94/50/EG der Kommission vom 31 . Oktober 1994 (ABl .
Nr. L 297 vom 18 . 11 . 1994, S. 27),

— 394 L 0077: Richtlinie 94/77/EG der Kommission vom 20 . Dezember 1994 (ABl .
Nr. L 350 vom 31 . 12. 1994, S. 113),

— 395 L 0037: Richtlinie 95/37/EG der Kommission vom 18 . Juli 1995 (ABl . Nr. L
172 vom 22. 7. 1995, S. 21 )"

Artikel 2

Der Wortlaut der Richtlinien 94/50/EG, 94/77/EG und 95/37/EG in isländischer und
norwegischer Sprache, der den jeweiligen Sprachfassungen dieses Beschlusses beigefügt ist,
ist verbindlich .

Artikel 3

Dieser Beschluß tritt am 1 . Mai 1996 in Kraft, sofern dem Gemeinsamen EWR-Ausschuß
alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des Abkommens übermittelt worden sind.

Artikel 4

Dieser Beschluß wird im EWR-Abschnitt und im EWR-Supplement des Amtsblatts der
Europäischen Gemeinschaften veröffentlicht .

Brüssel , den 26 . April 1 996

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuß
Der Vorsitzende

P. BENAVIDES

(') ABl . Nr. L 47 vom 2. 3 . 1995, S. 24.
11) ABl . Nr. L 297 vom 18 . 11 . 1994, S. 32.
O ABl . Nr. L 350 vom 31 . 12. 1994, S. 113 .
b) ABl. Nr. L 172 vom 22. 7 . 1995, S. 21 .
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BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES

Nr. 26/96

vom 26. April 1996
über die Änderung des Anhangs II (Technische Vorschriften, Normen, Prüfung

und Zertifizierung) des EWR-Abkommens

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS —

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum, geändert durch das
Anpassungsprotokoll zu diesem Abkommen, nachstehend „Abkommen" genannt, insbe­
sondere auf Artikel 98 ,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Anhang II des Abkommens wurde durch den Beschluß des Gemeinsamen EWR­
Ausschusses Nr. 1 3/95 (') geändert .

Die Verordnung (EG) Nr. 529/95 der Kommission vom 9 . März 1995 zur Verschiebung
der Anwendung von Artikel 11 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 des Rates
über den ökologischen Landbau und die entsprechende Kennzeichnung der landwirt­
schaftlichen Erzeugnisse und Lebensmittel auf die Einfuhren aus bestimmten Drittlän­
dern (2) ist in das Abkommen aufzunehmen .

Die Verordnung (EG) Nr. 1201 /95 der Kommission vom 29 . Mai 1995 zur Änderung von
Anhang VI der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 des Rates über den ökologischen
Landbau und die entsprechende Kennzeichnung der landwirtschaftlichen Erzeugnisse und
Lebensmittel aus bestimmten Drittländern (3) ist in das Abkommen aufzunehmen.

Die Verordnung (EG) Nr. 1202/95 der Kommission vom 29 . Mai 1995 zur Änderung der
Anhänge I und III der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 des Rates über den ökologischen
Landbau und die entsprechende Kennzeichnung der landwirtschaftlichen Erzeugnisse und
Lebensmittel aus bestimmten Drittländern (4) ist in das Abkommen aufzunehmen —

BESCHLIESST:

Artikel 1

In Kapitel XII des Anhangs II des Abkommens erhält unter Nummer 54b (Verordnung
(EWG) Nr. 2092/91 des Rates) der fünfte Gedankenstrich (Verordnung (EWG) Nr.
3713/92 der Kommission) den folgenden Wortlaut:

„— 395 R 0529: Verordnung (EG) Nr. 529/95 der Kommission vom 9 . März 1995
(ABl . Nr. L 54 vom 10 . 3 . 1995, S. 10)"

Artikel 2

In Kapitel XII des Anhangs II des Abkommens werden unter Nummer 54b (Verordnung
(EWG) Nr. 2092/91 des Rates) die folgenden Gedankenstriche hinzugefügt:

„— 395 R 1201 : Verordnung (EG) Nr. 1201 /95 der Kommission vom 29 . Mai 1995
(ABl . Nr. L 119 vom 30 . 5 . 1995, S. 9),

— 395 R 1202 : Verordnung (EG) Nr. 1202/95 der Kommission vom 29 . Mai 1995
(ABl . Nr. L 119 vom 30 . 5 . 1995, S. 11 )."

Artikel 3

Der Wortlaut der Verordnung (EG) Nr. 529/95, der Verordnung (EG) Nr. 1201 /95 und der
Verordnung (EG) Nr. 1202/95 in isländischer und norwegischer Sprache , der den jewei­
ligen Sprachfassungen dieses Beschlusses beigefügt ist, ist verbindlich .

(') ABl . Nr. L 83 vom 13 . 4. 1995, S. 45 .
(2) ABl . Nr. L 54 vom 10 . 3 . 1995, S. 10 .
(3) ABl . Nr. L 119 vom 30 . 5 . 1995, S. 9 .
H ABl . Nr. L 119 vom 30 . 5. 1995, S. 11 .
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Artikel 4

Dieser Beschluß tritt am 1 . Mai 1996 in Kraft, sofern dem Gemeinsamen EWR-Ausschuß
alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des Abkommens übermittelt worden sind .

Artikel 5

Dieser Beschluß wird im EWR-Abschnitt und im EWR-Supplement des Amtsblatts der
Europäischen Gemeinschaften veröffentlicht.

Brüssel , den 26 . April 1996

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuß
Der Vorsitzende

P. BENAVIDES
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BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES

Nr. 27/96

vom 26. April 1996
über die Änderung des Anhangs XIII (Verkehr) des EWR-Abkommens

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS —

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum, geändert durch das
Anpassungsprotokoll zu diesem Abkommen, nachstehend „Abkommen" genannt, insbe­
sondere auf Artikel 98 ,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Anhang XIII des Abkommens wurde durch den Beschluß Nr. 20/96 des Gemeinsamen
EWR-Ausschusses (') geändert .

Die Verordnung (EG) Nr. 3051 /95 des Rates vom 8 . Dezember 1995 über Maßnahmen zur
Organisation eines sicheren Schiffsbetriebs von Ro-Ro-Fahrgastfährschiffen (2) ist in das
Abkommen aufzunehmen —

BESCHLIESST:

Artikel 1

In Anhang XIII des Abkommens wird nach Nummer 56b (Richtlinie 95/21 /EG des
Rates) folgender neuer Punkt eingefügt:

„56c . 395 R 3051 : Verordnung (EG) Nr. 3051 /95 des Rates vom 8 . Dezember 1995
über Maßnahmen zur Organisation eines sicheren Schiffsbetriebs von Ro-Ro­
Fahrgastfährschiffen (ABl . Nr. L 320 vom 30 . 12 . 1995, S. 14)"

Artikel 2

Der Wortlaut der Verordnung (EG) Nr. 3051 /95 in isländischer und norwegischer
Sprache , der den jeweiligen Sprachfassungen dieses Beschlusses beigefügt ist, ist
verbindlich .

Artikel 3

Dieser Beschluß tritt am 1 . Mai 1996 in Kraft, sofern dem Gemeinsamen EWR-Ausschuß
alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des Abkommens übermittelt worden sind.

Artikel 4

Dieser Beschluß wird im EWR-Abschnitt und im EWR-Supplement des Amtsblatts der
Europäischen Gemeinschaften veröffentlicht .

Brüssel , den 26. April 1996

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuß
Der Vorsitzende

P. BENAVIDES

(') ABl . Nr. L 124 vom 23 . 5 . 1996, S. 28 .
(2) ABl . Nr. L 320 vom 30 . 12. 1995, S. 14.
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BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES

Nr. 28/96

vom 26. April 1 996
über die Änderung des Anhangs XVIII (Sicherheit und Gesundheitsschutz am
Arbeitsplatz , Arbeitsrecht sowie Gleichbehandlung von Männern und Frauen)

des EWR-Abkommens

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS —

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum, geändert durch das
Anpassungsprotokoll zu diesen Abkommen, nachstehend „Abkommen" genannt, insbe­
sondere auf Artikel 98 ,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Anhang XVIII des Abkommens wurde durch den Beschluß Nr. 3/96 des Gemeinsamen
EWR-Ausschusses (') geändert .

Die Entschließung 95/C 168/02 des Rates vom 27 . März 1995 über die ausgewogene
Mitwirkung von Frauen und Männern am Entscheidungsprozeß (2) ist in das Abkommen
aufzunehmen —

BESCHLIESST:

Artikel 1

In Anhang XVIII des Abkommens wird nach Nummer 21a (Entschließung 95/C 296/06
des Rates und der im Rat vereinigten Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten)
folgender neuer Punkt eingefügt:

„21b. 395 Y 0704(02): Entschließung des Rates 95/C 168/02 vom 27. März 1995 über
die ausgewogene Mitwirkung von Frauen und Männern am Entscheidungs­
prozeß (ABl . Nr. C 168 vom 4. 7 . 1995, S. 3)."

Artikel 2

Der Wortlaut der Entschließung 95/C 168 /02 in isländischer und norwegischer Sprache,
der den jeweiligen Sprachfassungen dieses Beschlusses beigefügt ist, ist verbindlich .

Artikel 3

Dieser Beschluß tritt am 1 . Mai 1996 in Kraft, sofern dem Gemeinsamen EWR-Ausschuß
alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des Abkommens übermittelt worden sind .

Artikel 4

Dieser Beschluß wird im EWR-Abschnitt und im EWR-Supplement des Amtsblatts der
Europäischen Gemeinschaften veröffentlicht .

Brüssel, den 26 . April 1996

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuß
Der Vorsitzende

P. BENAVIDES

(') ABl . Nr. L 90 vom 11 . 4 . 1996, S. 41 .
11) ABl . Nr. C 168 vom 4. 7 . 1995, S. 3 .
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BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES

Nr. 29196

vom 26. April 1996
über die Änderung des Anhangs XVIII (Sicherheit und Gesundheitsschutz am
Arbeitsplatz, Arbeitsrecht sowie Gleichbehandlung von Männern und Frauen)

des EWR-Abkommens

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS —

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum, geändert durch das
Anpassungsprotokoll zu diesem Abkommen, nachstehend „Abkommen" genannt, insbe­
sondere auf Artikel 98 ,

in Erwägung nachstehender Gründe:

Anhang XVIII des Abkommens wurde durch den Beschluß Nr. 3/96 des Gemeinsamen
EWR-Ausschusses (') geändert.

Die Entschließung 95/C 296/06 des Rates und der im Rat vereinigten Vertreter der Regie­
rungen der Mitgliedstaaten vom 5. Oktober 1995 zur Darstellung der Frau und des
Mannes in Werbung und Medien (2) ist in das Abkommen aufzunehmen —

BESCHLIESST:

Artikel 1

In Anhang XVIII des Abkommens wird nach Nummer 21 (Richtlinie 86/613/EWG des
Rates) folgender neuer Punkt eingefügt:

„21a. 495 Y 1110(02): Entschließung 95/C 296/06 des Rates und der im Rat ver­
einigten Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten vom 5. Oktober 1 995 zur
Darstellung der Frau und des Mannes in Werbung und Medien (ABl . Nr. C 296
vom 10 . 11 . 1995, S. 15)."

Artikel 2

Der Wortlaut der Entschließung 95/C 296/06 in isländischer und norwegischer Sprache,
der den jeweiligen Sprachfassungen dieses Beschlusses beigefügt ist, ist verbindlich .

Artikel 3

Dieser Beschluß tritt am 1 . Mai 1996 in Kraft, sofern dem Gemeinsamen EWR-Ausschuß
alle Mitteilungen nach Artikel 103 Absatz 1 des Abkommens übermittelt worden sind .

Artikel 4

Dieser Beschluß wird im EWR-Abschnitt und im EWR-Supplement des Amtsblatts der
Europäischen Gemeinschaften veröffentlicht.

Brüssel , den 26. April 1996

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuß
Der Vorsitzende

P. BENAVIDES

(') ABl . Nr . L 90 vom 11 . 4 . 1996, S. 41 .
(2) ABl . Nr. C 296 vom 10 . 11 . 1995, S. 15 .
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BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES

Nr. 30/96

vom 26. April 1996
über die Änderung des Anhangs IX (Finanzdienstleistungen) des EWR­

Abkommens

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS —

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum, geändert durch das
Anpassungsprotokoll zu diesem Abkommen, nachstehend „Abkommen" genannt, insbe­
sondere auf Artikel 98 ,

in Erwägung nachstehender Gründe :
Anhang IX des Abkommens wurde durch den Beschluß Nr. 2/96 des Gemeinsamen
EWR-Ausschusses (') geändert .

Die Richtlinie 95/67/EG der Kommission vom 15. Dezember 1995 zur Anpassung der
Richtlinie 89/647/EWG des Rates über einen Solvabilitätskoeffizienten für Kreditinstitute
betreffend die technische Definition der „multilateralen Entwicklungsbanken" (2) ist in das
Abkommen aufzunehmen —

BESCHLIESST:

Artikel 1

In Anhang IX des Abkommens wird in Nummer 18 (Richtlinie 89/647/EWG des Rates)
folgender Gedankenstrich hinzugefügt:

„— 395 L 0067: Richtlinie 95/67/EG der Kommission vom 15. Dezember 1995 (ABl.
Nr. L 314 vom 28 . 12. 1995, S. 72)"

Artikel 2

Der Wortlaut der Richtlinie 95/67/EG in isländischer und norwegischer Sprache, der den
jeweiligen Sprachfassungen dieses Beschlusses beigefügt ist, ist verbindlich .

Artikel 3

Dieser Beschluß tritt am 1 . Mai 1996 in Kraft, sofern dem Gemeinsamen EWR-Ausschuß
alle Mitteilungen nach Artikel 1 03 Absatz 1 des Abkommens übermittelt worden sind.

Artikel 4

Dieser Beschluß wird im EWR-Abschnitt und im EWR-Supplement des Amtsblatts der
Europäischen Gemeinschaften veröffentlicht .

Brüssel, den 26 . April 1996

Für den Gemeinsamen EWR-Ausschuß
Der Vorsitzende

P. BENAVIDES

(') ABl . Nr. L 90 vom 11 . 4. 1996, S. 39.
(2) ABl. Nr. L 314 vom 28 . 12. 1995, S. 72 .
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